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VORWORT 

ICH FREUE MICH, den nunmehr bereits 6. UVP-Bericht dem Nationalral vorlegen zu können. 
Kein anderes Anlagengesetz ist in seiner Vollziehung 0 gut dokumentiert, wie das Umweltverträglich­
keilSpliifungsgesetz (UVP-G). Seil Anbeginn der Durchftihrung von UmweltverträglichkeilSpliifungen 
(UVP) in ÖSlerreich werden die UVP-Verfahren in der UVP-DokumentaLion des Umwehbundesamtes 
erfasst und wird über die Umsetzung der UVP in der Prax.i regelmäßig dem Parlament berichtet. 

In bewährter Wei e wird die Weiterentwicklung der Rechtslage auf EU- und nationaler Ebene dargelegt 
und über die Vollziehung durch die UVP-Behörden (Landesregierung, Verkehrsministerium) berichlet. 
HauptanwendungsfaJle der UVP sind weiterhin Projekte der Energiewinschafl - in ' besondere die auch rur 
die Energiewende wichtigen Windparks - und lnfrastrukturprojekle. 

Spezielles Augenmerk liegt diesmal auch auf den euerungen der letzl.en Jahre. dem Überpliifung antrag 
von Umweltorganisalionen bei UVP-Feststellungsbescheiden. wenn keine UVP erforderlich ist. und dem 
Übergang der RechlSminelverfahren vom Umweltsenat auf das Bunde verwaitungsgericht. Auch die 
vermehne Durchruh.rung von und Beleiligung an grenzüberschreitenden UVP-Verfahren nach der Espoo­
Konvention wird beleuchtet. 

Durch ein transparentes und integratives Verfahren mit breiler Öffemlich.keilSbeleiligung und profunder 
fachlicher Beurteilung der Umweltauswirkungen fUhrt die UVP zu besseren Projekten mit weniger 
Umwelteingriffen und lei tel damit einen wichtigen Beitrag flir ein lebenswertes Österreich. 

Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
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I. EINLEITUNG 

I. I..I..GE 1EI E ANMERK NGEN 

DERJDlE B DESM I lSTERJI ftir Land- und ForstwirtSChaft, m"'elt und WasserwirtSChaft 

(BMLFUW) hat gemäß § 44 Umweltvenräglichkeitsprüfungsgeselz 2000 (UVP-G 2000)' dem ationalrat 

alle drei Jahre über die Vollziehung dieses Bundesgesetzes und über nach anderen Bundesgesetzen durch­

geftihrte Umweltveruäglichkeitsprüfungen (im Folgenden: UVP) zu berichten. Der erste Bericht wurde 
dem alionalrat Ende 199 übermittelt (111-171 d.B. und Zu 111-171 d.B .. xx. GP). der zwei te Bericht im 

August 2002 in der XXI. GP; dieser Bericht konnte jedoch auf Grund der ,orzeiligen Aunösung des 
ationalrates nicht mehr behandelt werden. Er wurde im Mai 2003 nochmals in der XXIl. GP eingebracht 

und zur Kenntnis genommen (1lI-26 Big. StenPro R XXII. GP). Der dritte Bericht wurde dem 
ationalrat im Mai 2006 in der XXII. GP übermittelt (111-223 der Beilagen). der vierte Bericht im Juni 

2009 (111 -77 der Beilagen XXIV. GP) und wletzt der fünrte Bericht im Juni 2012 (111-335 der Big. 

StenProt R XXIV. GP). 

eben dem UVP-G 2000 enthalten auch das Flu rverfassungs-G rundsatzgesetz 1951' und das 
Grundsatzgesetz 1951 über die Behandlung der Wald- und Weidenutzungsrechte sowie besonderer 

Felddienstba rkeiten1 Be timmungen zur UVP im Bereich der Bodenreform. 

Ziel des vorliegenden sechsten Berichtes ist es insbesondere einen' berblick über die Erfahrungen mit 

der Vollziehung des UVP-G 2000 im Berichtszeitraum 2012 bis Februa r 201 5 LU geben. Es wird die 
Tätigkeit der mit der UVP befassten Behörden und Organe dargestellt. Weiters wird über die Aktivitäten in 

der EU und im internationalen Bereich berichtet. Einige aktuelle Entwicklungen werden bis ommer 2015 
berücksichtigt. 

Die Erhebung der Daten zu den VP-Verfahren. insbesondere aus der UVP-Dokumentlltion. erfolgte 

sowe it nicht anders angemerkt bi tichtag 28. Februar 2015. 

Der Bericht wurde dem Umweltrat (§ 25 UVP-G 2000) vorgelegt und in der Sitzung am 15. eplember 

2015 diskutiert. 

2. DLAGE DER VP 

DA UVP-G 2000 sieht eine Prüfung und Bewertung möglicher Auswirkungen eines 
Vorhabens auf die mwell unter Beteiligung der ÖfTentUchkeit vor Verwi rkl ichung des Projektes vor. 

Gegenstllnd der Prüfung si nd die unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen auf Menschen. Tiere. 
pnanzen und deren Lebensräume. Boden. Wasser. Luft und Klima. die Landschaft sowie Sa h- und 

Kulturgüler unter BerüCksichtigung möglicher Wechsel wirkungen und kumulierender Auswirkungen. 

In Verfahren nach dem zweiten Abschnitt des VP-G 2000 sind die ftir ein Vorhaben relevanten 

materiellen GenehmigungSbestimmungen aller Materiengesetze (Bundes- und LandesgeselZe) von der 

Landesregierung als UVP-Behörde in einem konzentrie rten Verfa hren mit anzuwenden und i t in einem 
Bescheid über die Zulässigkeit eines Vorhabens IU entscheiden. Davon ausgenommen sind be timmte 
Straßen- und Eisenbahnvorhaben nach dem dritten Abschnitt des P -G 2000. ftir die ein 

teilkonzentrierter Bescheid durch die Bundesministerinlden Bundesminister ftir Verkehr. Innovation und 
Technologie (BMVln zu erlas en ist. Das .,teilkonzentricrte" Genehmigungsverfahren beimIbei der 

BMVIT. in dem alle vom Bund zu vollziehenden, ftir die Au ftihrung des Vorhabens erforderlichen 
materiellen Genehmigungsbesti mmungen anzuwenden iod. auch soweit sie in den eigenen 

Wirkungsbereich der Gemeinde fallen. und in dem auch die UVP durchzuftihren ist. wird durch ein 

I Parlgrarhenlltale ohne Gcsctzcsbcutchnun, baK:hen Ich .urdu UVP-G 2000. 8G81. Nr. 697/1993 I_d F 
BGB' I r 14/201' 

, § 34. und § 34b. BGBI r 103/1951. d.F BGBI. I Nr. 8112005 . 
• §.l4. und t 34b. BGBI Nr 103/1951. d F BGBI. I Nr 1412006. 
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weiteres teilkonzentrienes Genehmigungsverfahren bei der Landesregierung ergänzt in dem alle vom Land 
zu vollziehenden. rur die Ausruhrung des Vorhabens erforderlichen Genehmigungsbe timmungen 

anzuwenden sind. au h soweit sie in den eigenen Wirkungsberei h der Gemeinde fallen: Dem/der BMVIT 

Obliegt die Koordination der Berücksichtigung der UVP in allen Genehmigungsverfahren. Damit wird zwar 
keine volle KonzenLrnlion. aber eine vollstllndige und besser koordiniene Berücksichtigung der VP in 
Genehmigungsbescheiden erreicht. 

Der Anwendungsbereich ist durch eine Aunisrung der Projekttypen im Anhang I zum UVP-G 2000 bzw. 

im drinen Abschnin zum UVP-G 2000. meist mit bestimmten Schwellenwenen. festgelegt. Zusät7Jich ist 
rur einzelne Vorhabenstypen. wenn diese in einem 'lChutLwürdigen Gebiet verwirklicht werden sollen. 

vorge hen. dass die Behörde bereits ab einem niedrigeren Sch",ellenwen im Einzelfall prüft ob 
schwerwiegende negative Umweltauswirkungen zu erwanen sind und daher eine UVP durch7uruhren ist. 

Der Rechtssicherheit über eine allfallige UVP-POicht sowie zur Durchruhrung der Einzelfallprüfungen 

dient ein Festste1lungsverfahren (§§ 3 Abs. 7 und 24 Abs. 5). das ebenfalls von der Landesregierung bzw. 
dem/der BMVIT al UVP-Behörde durchzuruhren i l. 

Bis zum 31.12.2013 war der durch BundesgeseLZ3 eingerichtete unabhängige mweltsenat (U ) 
Berufung behörde rur Vorhaben nach dem zweiten Abschnitt des YP-G 2000. Seit 1.1.2014 fungien das 

durch verfassungs- und einfachgeseLZliche Regelungen zur neuen Verwaltungsgerichtsbarkeit6 

eingerichtete Bundesverwaltungsgericht' (BVwG) als Rechtsminelgericht über Beschwerden gegen 

sämtliche Entscheidungen. die nach dem UVP-G 2000 getroffen wurden. also auch für solche nach dem 3. 
Abschnin des UYP-G 2000 (BundessLrnßen und Hochleistungstrecken) ausgenommen sind 
VerwaltungssLrnfverfahren nach 45. 

Die europarechtliche Vorgabe rur das VP-G bildete die Richtlinie des Rates vom 27. Juni 19 5 über die 
VP bei bestimmten öfl'entlichen und privaten Projekten. 85/337/EWG. In den Jahren 1997 und 2003 

wurde die VP-RL geändert 2003 wurde _on der EU das mit 30. Oktober 2001 in Kraft getretene E E-
berelnkommen von Aarhus über den Zugang 7U Informationen. die Öffentlichkeitsbeteiligung an 

Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten auf Gemeinschaftsebene 
übernommen. Damit wurden die Mitgliedstaaten der EU zur Einräumung von Panei teilungen rur 

bestimmte Umweltorganisationen verpOichtet um so eine breite und effektive Beteiligung der Öffentlich­
keit LU erreichen." Die VP-RL wurde im Jahr 2011 a.ls Richtlinie 20 111921EU kodifizien. Die letzte 
Änderung der konsolidienen Fassung der UVP-RL erfolgte 2014 mit der Änderungs-RL 20 I 41521EU. Eine 

weitere gemeinschaftsrechtliche Vorgabe rur das UVP-G 2000 stellt die Judikatur des EuGH 'o zur UVP­
RL dar. Zu den gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben siehe näher unter Punkt 11.1 . 

Das UVP-G 2000 selll weiter das . bereinkommen von Espoo über die VP im grenzüberschreitenden 

Rahmen um. Es wurde von der U -Winschaftskommis ion rur Europa ( -ECE) erarbeitet. Die Espoo­

Konvention ist seit dem 10. September 1997 in Kraft. Österreich hat die Espoo-Konvention im Juli 1994 
ratifizien." Dazu näher unter Punkt VIU3. 

4 DIese Vofah~ns\ereln(ac:hunl der 501 telll.onun~n ~nchrru,unlS\trlahren bcmllbel der BMVIT und der L.andt-sre&lerunl 'IIIwde 
durch dte No\clle des UVp·G 2()(X). BGBl I Nr nnol2. etnacfühn 

, BGBt t Nr It4l2OOO, d F. BGBI. t Nr t2712009 
• VrrvoahunpgcttchtsbadcllJ- O\cUC 2012 (8GBI I Nr ji 112012), 8u~\e""'lahunJlaenchts,csctz . BV",{'j(j (8GBI I Nr J()(1013 ). 

Vcr",.llUnpgeT1chtsbarLcltJ-AusfUhrunJ5SCSCtz (BGBI I Nr. 3312013). Gcsdz zur AndcrunS des Umwdt\ertr1Islich"clIspnlrunJSJ6ClUS 
2000 ulld Aufhcbuna des BundcsgesctU:S Ober den Umweltstnllt (BGBI. 12013195). 

1 An. 131 Abs. 4Z2ItLa)ß.VG. 
• Öfrenthchlcnsbetclhaunp.RL 2003I35/EG ,·om 25. MlJ 2003. AmlSblllu der EU. L I 56/17 \om 25. JUni 2003 
• 8GBI III Nr 8~ . 
.. Abrufbar unter "''''''' CUOI ru 101. 

" 8GBI III Nr 20111997 
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11 . UGISTIK 

II . LEGISTIK 

1. GEMElN CHAFTSREC HTLICHE VORGABE 

1.1. UVP-RL 

SEIT 1985 gibt e auf der Ebene der EU eine RichlUnie über die mweltverträgLichkeits­

prüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (im Folgenden: UVP-RL).12 Diese Richtlinie 

wurde in Österreich durch das UmweltyerträglichkeitsprilfungsgeselZ (in der Folge: UVP-G 1993)" 
umgesetzt. Ziel der Richtlinie i t die frühest mögliche Berilcksichtigung von Auswirkungen menschlicher 

Tätigkeiten auf die Umwell und die Vermeidung von Umweltbelastungen im Sinne des Vorsorgeprinzips. 
Die Umweltauswirkungen eines Projekts sind im Hinblick auf den Schutz der menschlichen Ge undheit. 

eine anzustrebende Verbesserung der Umweltbedingungen. die Erhaltung der Artenvielfalt und die 

Reproduktionsfähigkeit de Ökosystems als Grundlage allen Lebens zu bewerten . 

Die Richtlinie legt sowohl inhaltliche (wie Aufgaben der UVP, Angaben des/der Antragstellerslin. 

ßerilcksichtigung der UVP) als auch verfahrensmäßige Vorgaben (Information der Öffentlichkeit. 
Stellungnahmemöglichkeit für die betrOffene Öffentlichkeit. Behördenbeteiligung) fest. 

Durch die Änderung der UVP-RL im Jahr 1997 (im Folgenden: UVP-Änderungs-RL 1997)" war 

wiederum eine Anpassung der österreichischen Rechtslage notwendig. Schwerpunkte dieser 

Richtlinienänderung waren eine Ausweitung des Anwendungsbereichs. Der Anhang I der RL wurde von 
bisher 9 auf 2 1 Projekte ausgeweitet: der Anhang 11 der RL wurde um neue Projekttypen ergänzt und ein 

neuer Anhang III mit Kriterien für die Festlegung der UVP-Pnicht durch Setzen von Schwellenwerten od.er 
die Definition yon Kriterien bzw. im Einzelfall eingefügt. Weiters wurden ein Scoping-Verfahren auf 

Antrag des/der Projektwerberslin neu aufgenommen und die Bestimmungen des An. 7 über die UVP im 
grenzüberschreitenden Rahmen im Hinblick auf die ECE-Espoo-Konvention erweitert. 

Die Umsetzung der UVP-Änderungs-RL 1997 in nationales Recht unter Berilcksichtigung der Judikatur 
des EuGH" zur UVP-RL 851337/EWG erfolgte durch die VP-G- oveUe 2000". die am 11. August 2000 
in Kraft trat (Bezeichnung des UVP-G seither: UVP-G 2(00). Für Österreich ergab sich vor aHem die 

Notwendigkeit der Au weitung de Anwendungsbereichs des UVP-G 2000. Der Ruf na h Vereinfachung 

und traffung des Verfahrens ließ auch diesbezüglich eine Überarbeitung sinnvoll erscheinen. Da das 
Verfahren gemäß UVP-G 1993 vielfach aLs zu beschwerlich und unnex.ibel empfunden wurde, war die 

Anwendung in den ersten Jahren sehJ zögerlich und die Anwendungsfalle waren begrenzt.' 7 

Durch die Änderung der UVP-RL im JahJ 2003 (im Folgenden: UVP-Änderungs-RL 2003)'3 wurde von 

der EU das ECE-Übereinkommen von Aarhus über den Zugang zu Informationen. die 

Örfeßtlichkeitsbeteiligung an Eßt cheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in 
Umweltangelegenheiten (im Folgenden: Aarhus-KonvenLion '9) auf Gemeinschaftsebene umgesetzt. 

Il Rlchthnie des RaleS \'om 27.6.1985 über die UVP bei bestimmten öffrntllchen und pnvatrn ProJd.tc:n. 8Sß37/EWG. 
ABt. r. L t1SS. 40vomS.1. t98S. 

,1 Bundesgesetz Obc.r die Prüfung der Umwehvc:nrliglichkeit und die BUrgcrbeteiligung (UmwdtvenrliglichkeilSprflfungsg6elZ UVP-G). 
BGBt. Nr. 691/ 1993. 

,. RJchlhme 97/ 11JEG des RItCS \:om 3. Miirl 1997 tur Änderung der RL 8Sf337/EWG Ober die: UVP bei besbmmten öffenthchen und 
privalen Projekten. ABI. EU r. L 7WS vom 14.3.1997. 

11 Insbesonde~ dll: EuGH-Urtdle in dr:n Rechts53chen C-13JJ94. KOmmls.5ionlBelgien. C-72/95. Raad \'aß SUllC, C-301195. 
Kommlssion/DeulSChland. C-392196. KomminionllrlarKL 

'· 8GBI. I Nr. 8912<XXl, 
11 Vgl . dazu bereiu den z,,"-eilen Bericht mn den Nationalrat im Jahr 2002 zum Vollzug des UVP-G (111-26 BIg. StenProcNR XXII . GP) sowie 

die Studie von 01 Sommer und Dr. Bergthaler .• Evaluation der Verfahren nach dem UVP-(JeselZ" vmfTenllicht in der Schriftenrcihe des 
BMLFUW, Blll1d 11.12000. ubrufbar unter ,.v.v. bmlruw gv gllym)\.elllbctriC'bl uffilf,cl!:.cbuIZ y)'pIu\ nlmmerialltn hirn!. 

11 Richllinie 2003/35IEG <Se!. Europäischen Parlnmcnu uoo des Ratei \'001 26.5.2003 Ober die Beteiljgung der OffentlN:hkeil bei der 
Au.sW'beltung beslimmleJ' Pläne und Programme und zur Änderung der Richtlinien SS1331IEWG und 96161fEO in Bezug auf die 
Öffenlhc:hkellSbelclligung und den Zugang zu Gerichten. ABI. r. L 1.$6 S. 11 vom lS.6.2003. 

1. Überemkommen von Aarhus fiber den wgang 7U Informationen. die Öffentlichk.citsbc\ciligung an EntschcidunJ.Svcrfahren und den 
Zugang tU Gerichtcn IR Um",,~llllngelegcnheiten samt Erkl/irung. BGBI. m Nr. 8812005. 
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11 UGISrIto. 

Damit wurde für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union die VerpOichlung zur Einräumung der 

PaneisteIlung für bestimmte Umweltorganisationen aufgestellt. um so eine breite und effektive Beteiligung 

der Öffentlichkeit zu erreichen. Die UVP-Änderungs-RL 2003 wurde in Österreich durch die Novelle des 
UVP-G 2000 im Jahr 200420 unter Berü ksichtigung der aktuellen Judikatur des EuG H umgesel2.l. 

Eine weitere inhaltliche Änderung der VP-RL 5/337IEWG erfolgte im Rahmen des sogenannten Klima­
und Energiepaketes der EU durch die RL 2009/31 lEG vom 23.4.2009 über die geologische Speicherung 

von Kohlendioxid (kurz CCS-RL. carbon capture and lorage). An. 31 dieser RL sieht eine Ergänzung der 

Anhänge I und 11 der UVP-RL hinsichtlich der CO,-Abscheidean lagen und von Pipelines für den Transpon 
von Kohlendioxidströmen einschließlich Lugehöriger Verdichterstationen sowie der Speicherställen für 

Kohlendioxid vor. Die CCS-RL war bis 25 .6.2011 in nationales Recht umzusel2.en. Die msetzung in 

Österreich erfolgte u.a. durch die UVP-G- ovelle 2011 . 

Mil der kodifizierten f assung der UVP-RL 20111921EU vom 13.12.2011 wurden die Stammfassung der 
UVP-RL 85/337IEWG und die dazu ergangenen ovellen aus den Jahren 1997.2003 und 2009 aus 
Gründen der Übersichtlichkeit und Klarheit zu einer offiziellen konsolidierten fassung 

zusammengefasst." 

Die lewe Änderung der VP-RL erfolgte mit der Änderungs-RL 2014/521EU" vom 16.4.2014. Sie ist 

am 15.5.2014 in Kraft getreten und bis 16.5.2017 umzusetzen. Die Änderungs-RL legt neue Prüfbereiche 
fest (biologische Vielfalt. Aächenverbrauch. Klimawandel. Katastrophenrisiken). normien eine 

Koordinierung bzw. gemeinsame Abwicklung von UVP und anderen mwelrprüfungen (bei Anwendung 
von FFH- und Vogelschutz-RL) und verlllgt die leicht zugängliche. elektronische Bereitstellung der 

Unterlagen fiir die Öffentlichkeit. Das creening bzw. die Einzelfallprüfung wurden klarer gestaltet. 
Genehmigungsentscheidungen müssen eine begründete Zusammenfassung der Umweltauswirkungen. der 
AuOagen und eine Beschreibung von Verminderungsmaßnahmen und Monitoring-Maßnahmen enthalten. 

Schließlich wurden die Auswahlkriterien für das Screening und die Inhalte des Umweltberichtes (Anhänge 
111 und IV) erweiten und konkretisien . 

1.2. EU-BESCHWERDEVERFAHRE 

1.2.1. ABGESCHLOSSENE U 0 EINGESTELLTE PlLOTVORVERFAHRE U 0 
VERTRAGS VERLETZ GSVERFAHRE 

PILOT-VERfAHRE der Europäischen Kommission stellen Vorverfahren zur Klärung von 
möglichen Verstößen gegen Europäische Recht dar. Es sollen dabei auf direktem Wege zwischen der 
Kommission und dem betroffenen Mitgliedsstaat die Vorwürfe zu Beschwerden geklän werden. bevor ein 
Venragsverletzungsverfahren nach An. 258 AEUV eingeleitet wird. Mehrere der im 5. UVP-Bericht an 
den ationalrat2012 noch erwähnten Pilor-Vorverfahren. in denen die Kommission aufgrund eingelangter 
Beschwerden Österreich jeweils ersucht halle mitzuteilen. ob für die jeweiligen Projekte eine UVP 
durchgeführt wurde. wurden zwischenzeitlich durch Beschluss der Kommission eingestellt. da die 
jeweiligen österreichischen Antwortschreiben demnach als au reichend begründet akzeptiert worden sind. 
Das betrifft die Pilotverfahren zu : Umgehungs traBe .. chOl2.en am Gebirge" im Burgenland 

r. 234I/111E VI. wasserbaulich-ökologischer aturversuch Bad DeulSCh-Altenburg r. 371/09IE VI. 
Hotelprojekt .. Lacus Felix" in Gmunden r. 3336112IE VI und diverse andere Verfahren, die eine UVP­
Thematik nur in Teilbereichen berühn haben. 

" BGBI. t ' r. tS3/2OOI 
11 ABI L 2611 \Iom 28.1.2012 
!l ABI L 12411 \·om 25.4 2014 
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Aufgrund der ovellierung des UVP-G 2000 durch die ovelle BGBI. I r. 95nOl 32) wurde da; 

Vertragsverletzungsverfahren r. 200814407 von ovember 2009. Einrichtung einer Talabfahn als 

otweg im Schigebiet am PitzIJller Glelscher. eingestellt. ach 7wei Stellungnahmen der Republik 

Österreich vom Jänner 2010 und eptember 2011 haue die Kommission im April 2012 eine mit Gründen 

versehene Stellungnahme an Ö terreich gerichtet. letztlich aber mit Beschluss vom 26. eptember 2013 das 

Verfahren eingestellt. 

1.2.2. EU ERÖFFNETE BZW. OCH LAUFE OE VERFAHRE : 

IM BERI HTSZEIT RA M wurde im Zusammenhang mit der UVP-RL ein la ufendes 

Vertragsverletzungsverfahren gegen Österreich fongefUhn und ein Pilot-Vorverfahren eingeleitet. 

Vertragsverletzungsverfahren r. 20lznOl3 betreffend die msetzung des Art. 103 der 

VP-RL (= rl. 11 der gehenden VP-RL) Öffentlichkeitsbeteiligung - f o rtf'tihrung 

ach einem 2009 vorgelegten Auskunftsersuchen und einem 2011 eingeleiteten und Jänner 2012 

eingestellten Pilotvorverfahren eröffnete die Europäischen Kommission mit Mahnschreiben vom 
28. Februar 2012 das Venragsverletzungsverfahren gegen die Republik Österreich wegen 
mangelhafter Umsetzung von An. IOn UVP-RL (entspricht An. 11 der geltenden RL und 

behandelt im Rahmen der ÖffentlichkeilSbeteiligung den Zugang zu Rechtsschutz gegen 
EntsCheidungen nach der VP-RL) ein. Begründung fUr die Verfahrenseinleitung und 

Kernpunkte der Kritik der Kommission an Österreichs mangelnder RechLSumselZung betreffen 

den Vorwurf der eingeschränkten AnLrngslegitimation und PaneisteIlung im österreichischen 
Verfahren zur Feststellung des Vorliegens einer UVP-POicht fUr ein Vorhaben. demnach die 

mangelnde PaneisteIlung von EinleIpersonen und GOs. insbesondere deren fehlende 
RechLSmiuelmöglichkeit gegen .. negative" FeslStellungsentsCheidungen, keine UVP fiJr ein 

Vorhaben durchfUhren zu müssen." Weitere Mahnpunkte betreffen die im terreichischen 
Verwaltungsverfahren und folgli h auch in UVP-Verfahren allgemein vorgesehene 

Präklusionsregel (ganz oder teilweiser Verlust der PaneisteIlung bei nicht rechtzeitigem ErsLallen 
von Vorbringen an die Behörde bzw. bei Untätigkeit) sowie die Beschr'Jnkung der 

Rechtsmillelmöglichkeit von EinleIpersonen. in UVP-Genehmigungsverfahren nur subjektive 
öffentliche Rechte, jedoch keine objektiven UmweltsChulZvorschriften geltend machen zu 

können. Schließlich betrifft die Kritik der Kommis ion vor dem Hintergrund auch der Aarhus­

Konvention die Ausgestaltung der österreichischen Bürgerinitiativen. wie sie im UVP-G 2000 
vorgesehen und normien sind (Kritik am behauptet diskriminierenden Anknüpfung punkt des 

HauplwohnsiLZes aJs Teilnahmevoraussetzung an einer Bürgerinitiative). Zwischen Juni 2012 

und Juni 2015 erfolgten miulerweile fUnf ausfUhrliche teIlungnahmen Österreichs zur 
bestehenden Rechtslage. der begründeten Stellungnahme der Kommission vom 18. Oktober 2013 

folgte ein weiteres Auskunftsersuchen am 29. Juni 2015. Das Verfahren i t noch im Gange. 

Pilot- orverfa hren Nr . 44831J3/E VI zum Zusa mmensdtlu der kigebiete Lech und 
Wa rth 

Die Europäische Kommission ersuchte mi t Schreiben vom 25.1.2013 die Republik Österreich um 
Auskunft zu einer Beschwerde des Alpenschutzvereins fUr Vorarlberg. wonach im Rahmen der 

Genehmigung fUr eine Liftverbindung (SkigebielSzusammenschluss Lech-Warth) in Vorarlberg 
keine UVP durchgefUhn wurde. In der österrei hischen Stellungnahme vom 3. April 2013 wurde 

unter Zugrundelegung von AusfUhrungen zum Sch ... ellenwensystem des UVP-G 2000 fUr 
Pistenneubau oder LiftLrnSsen sowie der Regelungen zur Bagatellgrenze (25% des 

11 Mit dl~ No\cllc 'II,Urdc: f Ja Abi 8 P-G 2000 . .. -onac:h für MaBnahmm. d~ Gtpstand .. on vcrv.'"aItunprechthchen AnpassungJ· 
odO" Saruerunprnaßnahmen 100. leme UVP "'~ ........ aufgehoben. dJc:s 9fUruc: dtr EuropIJJChcn Komml fOf'I DOUfincn.. 

!' MI! No .. eUc: 2012 \Io--urde für Um'olich·NGOs cln Überpr\lfunJSmChtgcp dnaruac nepu\'c FcstilC:lIL1n~hctde ClnlCtUhn. 
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Schwellenwenes) bei Vorhabensaufsplinerung bzw. Kumulierung dargelegt. dass das Vorhaben 

unter der Bagatellgrenze liegt. Das Vorhaben berilhn kein Schutzgebiet und ftir die Berechnung 
des chwellenwens waren bei boden ferner Seilftihrung nur jene Flächen tatbestandsrelevant. die 
von Geländeveriinderungen betroffen sind. Damit wurde dargestellt. dru.s das genannte Vorhaben 

zwar naturschu!Zrechtlichen Vorschriften. nicht jedoch der Pflicht zur Durchftihrung einer UVP 
unterliegt. Das Vorhaben wurde zwischenzeitlich realisien und in Betrieb genommen. Seit 

Übermiulung der ö terreichischen Stellungnahme im April 2013 wurden von der Europäischen 

Kommission keine weiteren Verfahrensschrine gesetzt. 

1.3. VORABENTS HEIDU GSERSUCHE (V A-E) AN DE EUGH 

VA-E des VwGH a n den EuG H betreffend Bindungswirkung von VP­

Feststellungsbeseheiden, Rs C-570113; EuGH- rtei! vom 16.4.201 5; VwGH-Erkenntnis 
vom 22.6.2015 

Mit Beschluss vom 16. Oklober 2013 richtete der VwGH ein Vorabentscheidungsersuchen an 

den EuGH im Zusammenhang mit dem bei ihm anhängigen Verfahren .. Gruber'. ZI. EU 
2013/0006-1 (2012104/0040). Diesem Verfahren liegt ein gewerbereChtliches 

Genehmigungsverfahren rur die Errichtung eines Einkaufszentrums zugrunde. ftir das in einem 
vorangegangenen Feststellungsverfahren durch die zuständige UVP-Behörde die UVP-Pflicht 

verneint wurde. wogegen sich eine achbarin im anschließenden gewerberechtlichen Verfahren 
zur Wehr seilte. 

Der VwGH richtet an den EuGH die Frage. ob das Unionsrecht einer nationalen Rechtslage 

entgegensteht. nach der ein UVP-Festsiellungsbescheid, mit dem festgestellt wird. dass bei 
einem bestimmten Projekt keine UVP durchzuftihren ist. Bindungswirkung auch ftir achbarn 

entfaltet. obwohl ihnen im vorangegangenen Feststellungsverfahren keine PaneisteIlung zukam 
und achbam ihre Einwendungen gegen das Vorhaben nur im Genehmigungsverfahren nach den 
Verwaltungsmaterien erheben können. Bei Bejahung dieses Widerspruch teIlt er die weitere 
Frage der unminelbaren Anwendung von Unionsrecht, insbesondere der UVP-RL hinsichtlich 
der Verneinung der Bindungswirkung. 

In seinem rleil vom 16. Apri! 2015 hat der EuG H festgestellt, dass eine deranige 

Bindungswirkung, insofern sie Mitglieder der .. betroffenen Öffent lichkeit" i.S. v. An. lAbs. 2 

UVP-RL (u.a. achbarn nach der GewO). die die Kriterien des nationalen Rechts in Bezug auf 
das ,.au reichende Interes e" oder die .. RechlSverletzung" erfiillen, von einem RechlSbehelf zur 
Anfechtung einer solchen Entscheidung ausschließt. den Anforderungen des An. 1I der VP-RL 

entgegensteht. Unter diesen Um tänden ist die Bindungswirkung von negativen 
FeslStellungsbescheiden nicht unionkonform. 

Mit Erkenntnis vom 22. Juni 2015, Z1. 201 5/0410002. wurde nachfolgend das betreffende 
Beschwerdeverfahren vom VwGH entschieden. Dem EuG H-Uneii folgend stellt der VwGH fest. 

dass Einzelpersonen. denen als achbarn in gewerberechtlichen Genehmigungsverfahren 

PaneisteIlung zukommt, zur .. betroffenen Öffentlichkeit" i . . v. An. lAbs. 2 UVP-RL gehören 
und über ein ausreichendes Interesse verfugen, um bzgl. einer negativen 

FeslStellungsentscheidung einen RechlSbehelf einlegen zu können. Entgegen der bi herigen 

Rechtsprechung des VwGH hat der UVP-FeslStellungsbescheid gegenüber diesen Personen. 
denen eine PaneisteIlung im FeslStellungsverfahren nicht zukommt. keine Bindungswirkung. 

Der angefochtene Bescheid wurde im Ergebnis vom VwGH aufgehoben : Danach ist bei 
entsprechenden Vorbringen jede (Fach-) Behörde im Verwaltungsverfahren verpflichtet. ihre 

Zuständigkeit von Amts wegen unter Berilcksichtigung einer allfalligen UVp-pnicht des 

eingereichten Vorhabens zu prilfen und auf Grund nachvollziehbarer Feststellungen im 

• 
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angefochlenen Bescheid darzulegen. warum sie vom Fehlen einer UVP-Pflicht und damit von 

ihrer Zuständigkeit ausgeht. 

A-E des VwGH an den EuGH betreffend die Testfclrderung von Erdgas, Rs C-53 IJI3; 

EuG H-Urteil vom 11 .2.1015; wGH-Erkenntnis vom 21.6.10 15 

Zur Auslegung des Anhang 1 r. 14 UVP-RL haue der VwG H mit Beschluss vom 11. 
September 1013. ZI. EU 2013/0003-1 (2011JO.l/O 17 ). mehrere Fragen hinsichtlich der 

Genehmigung einer Tcstfclrderung von Erdgas (§ 119 MinroG) im Rahmen einer 
Aufschlussbohrung als Vorabentscheidungsersuchen an den EuGH gerichtet. Fraglich war. ob 

eine Leitlich und mengenmäBig begrenzte Testförderung von Erdgas. die im Rahmen einer 

AuJschlussbohrung zur Erforschung der Wirtschaftlichkeit einer dauerhaften Gewinnung von 

Erdgas durchgeführt wird, mit dem Tatbe tand nach Anhang 1 r. 14 der VP-RL in Bezug 

gebracht "erden kann und ob der nationale Tatbestand im UVP-G 2000. der einen 
Schwellenwen an die "FOrderung pro onde" knopft, den Vorgaben der VP-RL widerspricht. 

Zudem stellte sich eine Frage im Zusammenhang mit der Kumulierung mehrerer 

Aufschlu sbohru ngen für die Gasförderung. 

Der EuGH hat mit rteil vom 1 L Februar 2015 ÖSterreichs Auffassung geteilt. dass eine 
Aufschlussbohrung. in deren Rahmen eine Testförderung von Erdgas und Erdöl (§ 119 MinroG) 

beab ichtigt ist. nicht in den An",endungsberei h von Anhang I r. 14 der UVP-RL 

(verpflichtende UVP) rallt. Aufschlussbohrungen fallen, so"eit sie Tiefbohrungen sind, unter 
Anhang 11 Nr. 2 lit. b UVP-RL. sodass grundSätzlich zu klären ist. ob mit erheblichen 

Umweltauswirkungen zu rechnen i t (hierbei sind auch etwaige kumulative Auswirkungen 
anderer Projekte zu berilcksichtigen). Dies kann durch Festlegung von Sch",ellenwenen oder 

Kriterien oder die Durchführung einer Einzelfallprilfung erfolgen. Eine generelle Ausnahme von 
Probe- und Erkundungsbohrungen durch nationales Recht wird durch diese Judikatur daher 

ausgeschlo sen. 

Mit Erkenntnis vom 22. Juni 1015, ZI, 2015/04/0001. hat der VwGH für den 

zugrundeliegenden Beschwerdefall festgestellt, dass die .. (Fach)BehOrde verpflichlet (ist), ihre 
Zuständigkeit von Amts wegen unter Berilcksichtigung ei.ner allfalligen UVP-Pflicht de 

eingereichten Vorhabens zu prilfen und auf Grund nachvollziehbarer Feststellungen im 

angefOChtenen Bescheid darzulegen. warum sie vom Fehlen einer VP-Pflicht und damit von 
ihrer Zu Ländigkeit ausgeht". Da der EuGH die vorliegende Auf hlus bohrung als eine 

Tiefbohrung LS .v. Anhang 11 r. 2 lit. d. der RL 5/337 qualifiziene und daran die Verpflichtung 
der lUständigen nationalen Behörde geknüpft sah, die Frage zu prilfen, .. ob unter 

Berilcksichtigung der Kriterien in Anhang 111 der RL eine UVP vorzunehmen ist" und .. ob die 

Umweltauswirkungen der Aufschlussbohrungen wegen der Auswirkungen anderer Projekte" ­
ungeachtet der Gemeindegrenzen - ,.grOßeres Gewicht haben kOnnten 31 bei deren Fehlen", eine 

deranige Prilfung durch die belangte Behörde i.R. ihrer ZusLändigkeitsprilfung aber nicht 
vorgenommen wurde. hat der VwGH den angefochtenen Bescheid mit inhaltlicher 
Recht widrigkeit belastet gesehen und aufgehoben. 

V A·E·Antrag des VwGH an den EuGH zu . bergangsbestimmungen nach § 46 Abs. 20 Z 4 

VP-G. 

Mit Be hlu s vom 25.6.2015. ZI. EU 2015/0004, richtete der VwGH ein 
Vorabentscheidungsersuchen an den EuGH bzgl. einer Revision gegen ein Uneil des BVwG vom 

12.9.2014. ZI. W 104 2010407-II2E, betreffend die Fe tstellung der UVP-Pflicht für eine 

Abfallbehandlungsanlage. Dem EuG H wurde die Frage der Konformität der 
Übergangsbestimmung von § 46 Abs. 20 Z 4 VP-G mit der UVP-RL. insbe ondere mit den 

Grundsätzen der Rechts icherheit und des Venrauensschutzes, vorgelegt. ach dieser nationalen 
Übergangsbestimmung wird für gewisse Altverfahren. die über unabänderliche und 
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rechtskräftige Materiengenehmigungen verfugen. eine UVP-Genehmigung fingien und damil das 

Manko eines Fehlens einer erforderlichen UVP-Genehntigung quasi in Ausnahmef,illen und nach 

einer langjährigen Obergangsfris t .. geheilt" und der ordentliche Rechtszustand hergestellt . 

2. VE RFAS UNGS RECHT LI CH E G RUNDLAGEN 

KOMPETE ZRECHTLIC H G R DETE sich das UVP-G 2000 ursprünglich auf die im Zuge 

der B-VG- ovelle, BGBI. r. 508/1993, eingeftlgten Bundeskompetenzen ftlr UVP in An. II Abs. I Z 7 

B-VG. An. II Abs. 6 bis 9 B· VG und An. 10 Abs. I Z 9 B-VG. Mit Geltung bis zum 3 1.1 2.20 13 war der 

Umweltsenat als sachlich in Betracht kommende Oberbehörde in An. I1 Abs. 7 B-VG veranken gewesen. 
Du rch die Verwaltungsgerichtsbarkei ts- ovelle 20 12, BGBI. I r. 51n012. wurden die 

verfassungsrechtlichen Grundlagen angepasst und die Kompetenz ftlr Entscheidungen über Beschwerden 
gegen Entscheidungen nach dem UVP-G 2000 dem Bundesverwaltungsgericht2> übenragen und der 

Umweltsenat mit Wirkung I. Jänner 20 14 aufgelöst. Siehe hierzu weiter unter Kap. IV. 

Die Kompetenzen zur Regelung der UVP beziehen sich auf .. Vorhaben, die erhebliche Auswirkungen auf 
die Umwelt haben können" und dienen vor allem der msetzung der UVP·RL.26 Im Sinn einer 

intrasystematischen Weiterentwicklung des UVP-Kompetenztatbestandes ist auch eine Ausweitung des 

Anwendungsbereiches abgedeckt. da es sich bei den neu erfas ten Vorhaben um solche mit erheblichen 
mweltauswirJeungen handelt und der Zweck der Umsetzung der UVP-RL erfullt wird. 

3. VP -G OVELLEN VO N 2009 BIS 2014 

VOM [ KRA FTfRETE des UVP-G 1993 bis zum Stichtag des gegenständlichen 
Berichtszeitraumes wurde das UVP-G 2000 ftlnfzehn Mal novellien . Was die UVP-G ovellen von 1996. 

2000,200 1.2002. 2004. 2005. 2006 und 200 betrifft. so wird hier auf den vorigen 5. UVP-Bericht an den 

ationalrat 20 12 verwiesen.v Im Folgenden kommen daher die ovellen der Jahre 2009. 20 11 . 20 12, 20 13 
und 2014 näher zur Darstellung. 

Die VP - oveJle 2~8 haue folgende Schwerpunkte: 

"Klima- und Encrgiekonzept": Die inhaltlichen Anforderungen an die UVE wurden erweiten. 

In allen Verfahren ist ei n Klima- und Energiekonzept beizubringen. das auch Maßnahmen zur 
Reduktion der klimarelevanten Treibhau gase anzufuhren hat. 

._Mitwirkende Behörden" sind auch jene. die zur Erlassung von zur Aus ftlhrung des Vorhabens 

(= Errichtung oder Betrieb) notwendigen Verordnungen zu tändig sind (in erster Unie ist dabei 
an die gern. § 43 StvO ftlr verkehrsbeschränkende Maßnahmen zuständige Behörden gedacht). 

Kosten, die der Behörde bei der Durchftlhrung der Verfahren nach dem UVP-G erwachsen. wie 
Gebühren oder Honorare tUr ach verständige oder KoordinatorenlKoordinatorinnen, sind vom 
Projektwerber/von der Projektwerberin zu tragen. Die Behörde kann dem Projektwerber/der 

Projektwerberin auftragen diese Kosten nach Prüfung der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit durch die Behörde. direkt zu bezahlen (§ 12 Ab. 3 UVP-G 2000) . 

.. Investorenservice": Die bereits häufig geübte und auch gemäß Umweltinformationsgeselz 

gebotene Praxis. dass dem Projektwerber/der Projektwerberin bei der Behörde vorhandene 
Informationen ftlr die Projekterstellung zur Verfugung gestellt werden. wurde gesetzlich 
veranken . 

!1 Das 8 -VG erhl rur Ik:sch .. 'ef'den In Art. 131 a.vG bl.s auh.'mIJC Ausnahmen. darunter UVP·RechlSsxhe:n. \on clner Gencnlkompc:tc:nz 
der neun l.andc:s,,~"1lltußgsscrichte (l V .. G ) aus. In Art. 131 Abi. 4 l2 IaL a B-VG wlrtl dem Bunde:sgc:seua:c:ber die 
\erfassungsrochlhche: Befugnl.5 erteilt. rruuc:1 BundesgesetZ UVP-Agendc:n an das Bundes\·CN, ... lIungsgrncht (BV",,'G) zu übertragen. Von 
dieser MOghchkclI ..... urde In t 40 UVP·G 2000 Gebrau h gemacht Seit 1.1.2014 entseheldel das sv",,<} Ober .Ue Beschwerden gegen 
EntiCheldungen auch JCnC nach dem 1 AbschOiIl nach dem VP-G 2000. 

» Siehe dazu AB 1142 BI,. SlenProtNR xvm. GP. 
11 S !S . UVP·Berichl an den IlJonalnlll2012. GZ BM.L.AJW·UW 14.2J0047·V/I12012. Juru 2012. S. IICf Fallende UVP-G 0\ ellen smd 

d .. "" ,m Emul .. n umfass" BGBI. Nr. 773/1996. BGBI.I Nr 89nooo. BGBI. I Nr. IS8II99ß. BGBI.I Nr. 10812001 . BGBI. I Nr. 
IStl2OOt . Bundesslraßcn·Obcnragunp..-. BGBI. I ' r SOI2OO2. BGBI. t Nr. IS3f2O()1. BGBI. I Nr. t4l2OOS. BGBI I Nr. 149flOO6. 
BGBI. I Nr 2J2008. 

" BGBI. t Nr 8712009. 

• 
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EinfUhrung eines" Verfahrensmonitorings" 

In Reaktion auf das Venragsverletzungsverfahren r. 200612268 wegen nicht korrekter 

Umsetzung der UVP-RL wurden neue Tatbestände in Spalte 3 (EinzelfallplÜfung in 

SChulzwürdigen Gebieten) des Anhanges I rur folgende Vorhabensrypen geschaffen : Deponien. 

wasserwirtschaftliche Projekte. Holz- und Papierindustrie, metallverarbeitende Industrie und 

Automobilindustrie, Kokereien und Nahrungsmillelindustrie. 

Weiter wurden folgende Tatbestände auf Grund von Vollzugsproblemen überarbeitet : 

Schigebiete (Z 12), Flugplätze (Z 14), Wasserstraßen (Z 15), Städtebauvorhaben (Z 18). 

Parkplätze (Z 21), Wasserkraflanlagen (Z 30), Schutz· und Regulierungsbauten (Z 42). 

In Anhang 2 wird aufgrund der Forderung der Europäischen Kommission, auch historisch, 

kulturell oder archäologisch bedeutende Land chaften (wie z.B. U ESCO-Welterbestätlen) zu 

erwähnen. in Kategorie A nunmehr zusätzlich auf jene Gebiete abgestellt, die in der Liste der 

Welterbeställen eingetragen si nd. 

Im drillen Abschnitt des UVP-G 2000 kam es zu einer Änderung im Anwendungsbereich bei 

HochleisrungsslreCken. Änderungen unter 10 km s ind. soweit ie eine Trassenänderung oder 

Gleiszulage beinhalten und daher nach der erwähnten Judikatur UVP-pOichlig sind. im 

verei nfachten Verfahren UYP-pOichlig. 

VP-No\'elle 2011 (CCS-Umsetzung)"': Die CCS-Richtlinie lO sieht neben Bestimmungen zur 

umweltverträglicben geologischen Speicherung von Kohlen toffdiox id auch ei ne Pflicht zur 

Durchführung einer UVP rur die Abscheidung. den Transport und die geologische Speicherung 

von Koh lenstoffdioxid vor (Art . 31 der Richtlinie 2009/3 lIEG über die geologische Speicherung 

von Kohlendioxid - CCS-Richtlinie). In Umsetzung von Art. 31 der RL 200913 lIEG wurden im 

UVP-G 2000 die entsprechenden UVP-relevanten Tatbe tände ergänzt. 

Im Jahr 2012 wurden zwei UVP-G ovellen erlassen. Die erste nvelle" machte im Rahmen 

von Art. 131 Abs. 4 Z 2 lil. a B-VG davon Gebrauch , Beschwerden nac h dem UVP-G 2000 dem 

B VwG zuzuweisen. 

Mit der zwei ten nvell. 201232 des YP-G wurden eine umfassende inhaltliche ovellierung 

durchgefUhrt und Maßnahmen zur Verfahrensvereinfachung und -beschleunigung aufgenommen, 

darunter die Einfiihrung der Möglichkeit zur sofortigen DurchfUhrung einer UVP anstelle einer 

EFP, der Entfall der Pane isteIlung von mitwirkenden Behörden im Feststellung verfahren und 

die Möglichkeit der Reduzierung von Einreichunterlagen . Für anerkannte Umweltorganisationen 

wurde der RechlSbehelf eines (nachlrägli hen) Überprüfungsantrags gegen negative 

FeststellungsenlSCheidungen geschaffen. womit auf die Ergeboi se eines 

Vertragsverletzung verfahrens gegen Österreich reagiert wurde.'3 In Verbesserung der 

Teilkon.zentration sind für Verfahren nach dem 3. Abschnitt des UVP-G nur mehr zwei 

Genehmigungsbescheide - durch den/die BMVlT und die Lande regierung (LReg) - notwendig. 

Des Weiteren wurde die Heranziehung von be onderen Immissionsschutzvorschriften für 

lnfrastrukturvorhaben vereinheillicht. In den Anhängen reagierte man auf die vermehrten 

Absichten zur Gasfllrderung minels "Schiefergas-Fracking" und in Bezug auf 

tädtebauvorhaben, Wasser-. Windkraft- und Feuerungsanlagen wurden - auf Wunsch der Praxis 

- Verbesserungen und KJarstellungen vorgenommen. 

" BGBI.I Nr. 14412011 . 
W) RlchllJnie 200913 I lEG über die gro:logische Speicherung \ '00 Kotden.$loffdio~ld , 
11 BGBt l f. 51f2012. 
'l 8GBtl Nr. 77nOI2. 
n Mn Mohnschreiben .0D1 28. Februar 2012 It.itete die Europäische Kommission gegen Ostem::ich das Vcnragsvcrlcuungs\'crfahren 

Nr. 201212013 ein, da ÖsteJ1'eic:h u.a.. dadurch gegen dje Verpflichtung aus AnikeilOa der UVP- RL 851337fEWG (belriffi die 
Öffcmlichkcllsbclclligung) versto6cn habe. dass sie dlC~ RechLSminclbefugni gegen die Entscheidung im Rahmen des 
FesLSlcliungs"erfllhrens zur UVP·Pflichl eines Projektes auf die ProJcklwertx:rin . die Standortgemeindr:. die mitwirkenden Behörden und 
den Umv.'Cltanv.lIh beschränke und Umwehorganisationc.n kein Rechts:behelfzuslündc. Di~ Vcrf~n i51 noeh nicht abgeschlossen. 
siehe hierzu oben unter PkL 1.1.2. 
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Die yp·G ovelle 20 13J.1 brachte Anpassungen des UVp· G 2000 an die neu geschaffene 

Verwaltungsgeri htsbarkeit. Dabei ging es auch darum. die bisher in UVp· Verfahren bewähnen 

Verfahrensregeln auch rur die Verfahren vor dem BVwG gewährleistet zu haben: schließlich 

sollte auch der Übergang vom mweltsenat auf das BVwG dadurch effizient gestaltet werden. 

Mit der UVp·G ovelle 20143
$ wurde eine Ergänlung in der Übergangsbestimmung in § 46 

Abs. 24 Z 5 eingefuhn. wonach in Rechtsmittelverfahren in Angelegenheiten des 3. Abschnitts 

rur ,.Altverfahren" (Vorhaben mit Einreichdatum vor dem 31.12.2012. rur das bis 31 . 12.2013 

noch keine Entscheidung nach dem 3. Abschnitt getroffen wurde) nach § 23 b Uvp·G 

(Hochleistungsstrecken) - in Entsprechung zur bereits bestehenden Übergangsregelung für 

Verfahren nach §§ 23 a leg.cit. (Bundesstraßen) - der Ausschluss der aufschiebenden Wirkung 

von Rechtsmil1eln gewährleistet wird. Die Novelle sollte dem öffentlichen Verkehrsinteresse 

dadurch dienen. dass Beschwerden keine aufschiebende Wirkung zukommt. J6 

4. VE RO RON NGE ' " BELASTETE GE BI ET E (L FT)~ 

A F GR 0 von § 3 Abs. 8 UVp·G 2000 hat der/die BM LFUW durch Verordnung jene 

Gebiete des jeweiligen Bunde landes fesuulegen. in denen die Immi ionsgrenzwer te des IG·L wieder· 

holt oder auf längere Zeit überschritten werden (schutzwürdige Gebiete der Kategorie D - "belastetes 
Gebiet - Luft" gemäß Anhang 2 UVp·G 2(00). 

Bei Vorhaben, für deren Typ in Anhang I Spalte 3 des UVP-G 2000 ein besonderer Schwellenwen für 

schutzwOrdige Gebiete der Kategorie D ( .. belastetes Gebiet - Luft") festgelegt wurde, ist bereits ab 

Erreichen dieses Schwellenwenes eine Einzelfa llprüfung (EFP) dahingehend durchzuführen, ob unter 

Berücksichtigung de Ausmaßes und der anhaltenden Belastungen durch Umweltauswirkungen der 

Schu!ZZweck, fUr den das schutzwürdige Gebiet festgelegt wurde. wesentlich beeinträchtigt wird und daher 

eine UVP durchzufUhren ist. Ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen festgelegtem Gebiet und 

geplantem Vorhaben kann nachfolgend eine UVP auslösen. Dieser Zusammenhang besteht, wenn der 
Luftschad toff. fUr den das Gebiet ausgewiesen wurde. vom geplanten Vorhaben emittien werden kann. 

Durch diese Verordnung, die nach den aktuellen Luftreinhaltedaten regelmäßig zu aktualisieren ist, wird 

die Vorgabe der UVp·RL umgesetzt. wonach die Auswirkungen eines Vorhabens auf Gebiete. in denen die 

Umweltqualitätsnormen der EU überschritten sind. in die Feststellung der UVP·Pflicht eines Vorhabens 

einfließen müssen. Die der reit gültige Verordnung stammt vom Juni 2015.37 

Auf Grund der aktuellen Daten. die sich v.a. betreffend den Schadstoff PM '0 in den letzten Jahren 
verbessen haben, wurden gegenüber der Verordnung aus dem Jahr 2008 in der nun geltenden Verordnung 

im wesentlichen Gebietseinschränkungen vorgenommen: So konnte hinsichtlich PM ,o die Ausweisung 

einzelner Gemeinden in neun Be7jrken iederösterreichs. in sieben Bezirken der Steiennark, einzelner 

Gemeinden im Inntal sowie Lienz in Tirol und die bisher erfassten tadtgebiete Vorarlbergs (Dombim. 

Feldkirch. Höchst, Lustenau) gestrichen werden. Lokale kleinräumige Neuausweisungen betreffend PM ,o 

wurden in Kärnten und Oberösterreich durchgefUhn. Eine geringe Erweiterung des belasteten Gebiets 

betreffend Stickstoffdioxid erfOlgte an der A 2 üdautobahn im Raum Klagenfun, im tadtgebiet von Linz 

sowie an der A 12 lnntal Autobahn konnten hingegen Einschr',inkungen festgelegt werden. Betreffend Blei 

im Staubniederschlag in Donawitz und Cadmium im Staubniederschlag in Brixlegg haben sich die 

Belastungen deutlich verbe sen. eine Au weisung war daher nicht mehr notwendig. 

U BGBt t Nr. 9512Ot3. 
H BGBI. I Nr 1412014 
- Da eu.c: Sonderstellung der aurschlcbc:nden Wirkung m den Übergangsbesllmmungcn nur ror Bundc:ssU'a8c:n -Vorhabc:n. nlchl aber für 

Hochlelslungssuecken (Schlene) Im UVP-G 2000 \eranken \/o-lIrde. sollte eu'lt: kgl tiSChe Anpassung diese OtrTerenverun& beheben. 
11 Verordnung des BMLfUW Uber bei tele Geblete (Luft) zum VP-G 2<KX>. BGBI. IJ Nr 1661201 , . 
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IIl . VOLLZUG 

J. TATISTISCHE AUSWERTU G VON UVP.VERFAHREN 

IN DfESEM KAPrTE t.. werden statistische Aspekte zweier Zeiträume fUr UVp· 
Feststellungsverfahren und UVP-Genehmigungsverfahren dargestellt. So wird fUr durchgeföhne Vp· 
Fes~tellungsverfabren und gesonden fUr UVP·Genebmigungsverfabren einersei~ eine langjährige 
Betrachtung seit dem Jahr 2000 und anderersei~ eine kürzere Betrachtung rur den Berich~zeilraum 

von I. Jänner 2012 bis 28. Februar 20 15 durchgefUhn. Davon abweichende Zeiträume rur Einzelfalle 
werden gesonden angegeben. Das Jahr 2015 wird graphisch differenzien ausgefUhn. da kein volles 

Kalenderjahr zur Darstellung kommen kann. 

Die Daten wurden der UVP-Dokumentation des Umweltbundesarntes18 entnOmmen und erheben keinen 
Anspruch auf VOllständigkeit. da nur jene Daten berücksichtigt werden konnten. die von den jeweiligen 
UVP·Behörden (Landesregierungen bzw. BMVrD dem BMLFUW oder dem Umweltbundesamt 
übermittelt wurden. Zudem konnten die Daten nur in der An erfasst werden, wie sie vom 
Umweltbundesamt in die UVP·Datenbank eingegeben und au gewenet wurden. Eine Qualitäts icherung 
der Daten der UVP-Dokumentation wird alljährlich im Rahmen des UVP·Arbeitskreises vorgenommen 
(siehe Punkt V.3.). 

Weiters wird über das Verfabrensmonitoring für die Jabre 2009 - 2014 berichtet. Die VP-Behörden 
haben seit der ovelle 2009 Angaben über die jede Jahr durchgefUhnen UVP-Verfahren inklu ive An., 
Zahl und Verfahrensdauer sowie die aktuellen Links auf die jeweiligen Internet eiten der UVP-Behörden, 
auf denen Kundmachungen gemäß § 9 Abs. 4 UVP-G 2000 erfolgen. zu übermitteln. 

2. UVP·FESTSTELLUNGSVERF AHREN 

2.1. LANGFR ISTIGE BETRACHTUNG EIT 2000 

DlE ZAHL DER FESTSTELLU GSVERFAHRE erfasst beim Umweltbunde amt für den 
Zeitraum seit 2000 1.245 Fes~tellungsbescbeide. Au der nachfolgenden Auswenung geht hervor, dass 
die Anzahl der UVP-Feststellung verfahren in den Jahren 2000 bis 2004 im Schnitt bei rund 40 Verfahren 
pro Jahr lag. Seit 2005 erhöhte sich die Anzahl der Feststellungsverfahren pro Jahr erheblich und liegt im 
Schnitt bei gut 100 Verfahren pro Jahr. In diesem Zeitraum wurden vor allem Feststellung verfahren zu 
Infra trukt'urprojekten. Projekten im Bereich der Land- und Forstwinschaft oder Bergbau durchgefUhn. Für 
das Jahr 2015 bis zum Ende des Berichtszeitraums am 28.2.20151.gen 13 Feststellungsbescheide vor. 

'11 bl!QJlW"W-"" uIDlA.elthYrxlcSlml aVumv.e!l'ichu1t1u\ n\UJle'mavu\ poe\!C:mlch IlyvpdalenhanV 

" 
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La ngjährige Zahl der Feststellungs,'erfahren absolut 

126 125 

2000 2001 2002 2003 2004 200S 2006 2007 2008 2009 20 10 20 11 20 12 2013 20 14 201 S 

A.bblldung I: FrslJlrllungsl'rrjahrrn (EnischridungrnJ '"fm 1./ .2000 bis 28.2.20/5 absolu1 nllch Jahren unttor 
Betrachtung des Durcluchl1llu ~t'iu Puiodrn. 

A ERGEBNl DER F TSTELL 'GSVERFA HRE wu rde in der langfristigen 
Betrachtung im Durchschniu in 83 % der FeststeUungsentscheidungen bei der VP-Behörde feslgestell t. 
dass keine UVP-Pnicht voriiegL Detaillierte Ergebni se fü r das jeweilige Jahr si nd in nachfolgender 
Abbildung zu sehen. Diese relative Darslellung iSI in Zusammenschau mit Abb. I zu lesen. da sich d ie 
Diagrammdarstell ung auf das jeweilige Jahr (mit umerschiedlicher Zahl an Verfahren von Jahr zu Jahr) 
bezieht 

100% 

Jahresbezogene relative Darstellung der Feststellungsergebnisse 

72\\ 66% 72\\ 82\\ 72% 82% 85\\ 93\\ 78\\ 85'l 87'l 82'l 86'l 8% 96% 92% 

2000 2001 2002 2003 2004 200S 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 20IS 

• UVP-Pflicht Ja UVP-Pnicht ein 

Abbildung 2: Ergrbni.ut! dt!r FeslSlt'lIungS\'t'rjahren \'On I. J .2000 bis 28.2.20/5 in Pro:.t!nt M:.ogen aufdru 
Jeweilige Jahr. 

t~ 
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2.2. DAR TELL G FüR DEN BERICHTSZEITRA M 

EINE SEKTORrELLE VERTEILU G ordnel die Vorhaben in Anhang I des UVP-G 2000 in 

einzelne Sektoren bzw . .• VorhabenslypCn". Die Verteilung der FeslSlellungsverfahren nach Sekloren ergab 

einen Schwerpunkl bei den Infrastruklurproj eklen (ohne BundesSlraßen und Hochleistungsstrecken). 

Dieser Bereich belmf 40 % aller FeslSlellungsverfahren im Zeilraum zwischen 1.1.2012 und 2 .2.2015 und 

umfassIe vorwiegend folgende Vorhaben: Verkehrsinfraslruklur (Landesslr3ßen. Lokalbahnen oder Um­

und Au baulen). euerschließung und Änderung von higebielen. Einkaufs- und Fachmarklunuen sowie 

Freizeitanlagen. 

Auf den Seklor Lnnd- und Forslwirtschaft entfiel insgesamI 19 % der Festslellungsverfahren. Ein Drillei 

der Verfahren fiel zusammen auf die drei ekloren Energiewirtschaft ( 13 %). Wasserwirtschafl (10 %) und 

Bergbau (10 'k) . Den geringslen Ameil an den FeslSlellungsverfahren nahmen die Sekloren 

Abfallwirtschaft. sonstige Anlagen und Bundesslmßen ein. 

Fesrslellungsverfa hren im ß er ich rszeilra um nach Fachbereich rela ti v 

Infrastruklur 

Lnnd- und Forslwlrtschaft 

Energiewirtschafl 

Wasserwi nschaft 

Bergbau 

Abfall ... inschaft 5% 

Sonstige Anlagen 

Bunde strassen 

Abbildung J: FrslslI!llungn'rrfahrt!n \'On 1. / .10/2 bu 28.2.20 /5 nlleh VorhalHnsrw In Pro:.tnt. 

Die Zuordnung von Vorhaben im UVP-G 2000 nach Anhang I zum jeweiligen Seklor i I dabei nichl 

immer auf den erslen Blick eindeutig und folgl einer eigenen Einteilung. So werden beispiels"eise 

Wasserkraftanlagen nach Anhang I Z 30 UVP-G 2000 nichl dem Fachbereich Energiewirtschaft sondern 
dem Fachbereich Wasserwirtschaft zugeleih. 

DI E FEST TELLU G DER UVP-BEHÖ RDE zeigl. dass auf die iederöslerreichische 

Lande regierung elwa ein Drillei aller Feslslellungsbescheide komml (34%). Ein weileres Drillei der 

FeslSlellungsbescheide entfiel gemeinsam auf die Sleiermärkische Lnnde regierung ( I 3 %). die 

Oberöslerreichische Landesregierung (13 %) und die Timl.r Lande regierung (I I %). Die 

FeslSlellungsverfahren bei den übrigen Lnndesregierungen (Wien. Vorarlberg. Burgenland. alzburg und 

Kärnlen) waren mil 7 % - 3 % verteil!. Die wenigslen Fe lSlellungsverfahren sind beim BMVIT (2 %) 

angefallen. 

" 

III-564-BR/2015 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 19 von 80

www.parlament.gv.at



111 \ '01 L/l (ö 

Fesl lellung \ erfahren relaliv nach 
Behörden im Berichlneilraum 

3" 

Abbildung 4: F~ wrllungnrrfahrrn nach BrhIJrdr \ '00 J.l20/2 bu 28.2.2015 In Pro;Lnl. 

Die nachstehende Grafik schlüsseh die 308 Fescslellungsverfahren (Bescheide) im BerichlSzeitraum nach 
der je .. eils zusländigen UVP- Behörde auf und unleneih diese nach deren Verfahrensergebnis (UVP-POicht 
ja bLW. UVP-Pllichl nein). 

2 

Fescslellungsbescheide absolul im Berichcszeilraum nach Behörde und Ergebnis 

92 

33 35 
31 

18 
21 

Bgld LReg Vbs LRel W, LRes 

• UVP Pfl icht Ja _ UVP Pf11 ht ein 

Abbildung 5: Ergelmiss< du Fmslellungswrjah"n ""eh Behörde ",n / . / .20/2 bIS 28.2.20/5 
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ALS FESTSTELLUNGSGRUND waren bei mehr als 40% der erfassten Fest teIlungsbescheide 

im Berichtszeitraum zwischen 1.1.2012 und 28.2.2015 Einzelfallprüfungen auf Grund VOn Änderungen von 
Vorhaben ausschlaggebend. Ein Drittel waren reine Feststellungsverfahren. Hierunter werden jene 

Feststellungsverfahren verstanden, die durchgeftihn werden, weil ungewiss ist, ob ein be timmter 
Vorhabenstyp unter das UVP-G 2000 fallt oder ob der im Anhang vorgesehene Schwellenwen erreicht 

wird. EinzelfaJlprüfungen aufgrund kumulativer Auswirkungen betrafen 12 % und Prüfungen in 

schutzwürdigen Gebieten I I % der Feststellungsentscheidungen. 

Änderungen von Vorhaben 

Sonstiger Grund (reine 
FeslStellung) 

Kumulierung 

SchUlZwOrdiges Gebiet 

G rund rür Feststellungsverfahren im Beri chtszeilraum rela ti v 

44% 

Abbildung 6: Ruhr/ieher Grund fiJr Einleitung des FtsUltllung.n·trfahrtns von 1. 1.2012 bis 28.2.20/5 

DER ANTRAG FÜR FESTST E LLUNGS VERFAHR EN wurde in mehr al 80 % vom/von der 
jeweiligen Projek:twerber/in eingeleitet. Die zweithäufig te Anzahl der Anträge mit 10 % wurde durch 

mitwirkende Behörden beantragt. Auf die Umweltanwaltschaften entfielen 4 % der Anträge. Eine 
amtswegige Einleitung eines Feststellungsverfahrens durch die UVP-Behörden erfolgte in 3 % der Falle . 

Angaben und Zahlen zur Dauer der Feststellungsverfahren werden im Verfahren moniloring bei 
Kap. 111.4. wiedergegeben . 

FeststeUungsverfahren im Berichtszeitraum nach Antragsstellerlnnen relativ 

Projcklwcrberln 82% 

mitwirkende Beh rde 

UmWellllJ1Wal lSCh!lfl 

von Amts wegen 

Abbildung 7: Anlragssulltrlinntn der UVP-FtsfSltllung \'on / . / .20 /2 bis 28.2.20/5 

I' 
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3. UVP·GENEHMIG U GSVERFAHRE 

3. 1. LA GFRISTIGE BETRACHTUNG AB 2000 

DIE ANZAHL DER GE EHMIGU GSVERFAHREN beläuft sich seit dem Jahr 2000 bis zum 
Stichtag 2 .2.20 15 auf 410 Vorhaben, davon waren 339 Vorhaben nach dem 2. Abschnitt des 
UVp·G 2000 und 71 Bundes traBen oder Eisenbahn·Hochleistung strecken nach dem 3. Abschnitt des 
UVP-G 2000 beaOlragl. 

Die nachstehende Abbildung 9 zeigt, dass die Anzahl der UVp· Vorhaben bis zum Jahr 2005 ständig 
anstieg. Ab dem Jahr 2002 wurden nie weniger als 25 Vorhaben pro Jahr zur UVP·Genehmigung 
eingereicht. Im langjährigen Schnitt seit 2000 liegt der Durchschnitt bei ca. 26 Vorhaben pro Jahr. 

In den Jahren 2009, 20 I 0 und 2014 lag die Anzahl der eingeleiteten UVP·Genehmigungsverfahren bei rund 
36 Vorhaben pro Jahr und damit um ca. 10 Vorhaben über dem langjährigen Schnitt seit 2000, Die e hohe 
Anzahl war vor allem auf Windenergieprojekte und wasserwirtschafllicbe Vorhaben wrückzuführen, 

Langjährige Entwicklung der UVP·Genehmigungsvorhaben absolut 

35 
36 

31 

• .......... ll ... 
26 

M tt~lwerr 

7 

o 

2000 200 1 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 201 1 2012 2013 2014 2015 

• Anzahl der Genehmigungsvorhaben • Genehmigungsbescheid I . lnstanz/Verordnung 

Abbildung 8: lAngjährige ZahllNantragler und genehm iglu UVP· VufahrenfiJr das j~wt;ligt Jahr. 

Dl.E SEKTORIELLE VERTEILUNG zeigt. dass sich in einer langjährigen Betrachtung seit 
2000 die UVP· Vorhaben primär in den Bereichen Energiewirtschaft (27 % der Vorhaben) und Infrastruktur 
(ohne Bundesstraßen und Hochleistungsstrecken, 25 % der Vorhaben) an iedeln, Dies waren insbesondere 
Windenergieanlagen, Golf· und Freizeitanlagen sowie Verkehrsinfra5uuktur (v,a, LandesslJaßen, 

Umfahrungen). 

Bei den in die Zuständigkeit des/der BMVIT fallenden UVp· Vorhaben (Bundesstraßen und 
Hochleistungsstrecken) lag das Schwergewicht mit 12 % eindeutig bei den BundesslJaßen. 
Hochleistungsstrecken verbuchen 5 % aller UVP· Vorhaben im Zeitraum seil dem Jahr 2000. 

,. 
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Energiewlrtschafl 

Infra5trukturprojekte 

§23a Bundesstraßen 

Abfallwinschaft 

Bergbau 

Wasserwinschafl 

§23b Hochlel~tung s!recken 

onstige Anlagen 

Land- und FOlStwlrtschafi 

Umgang mit radIoaktiven 
Stoffen 

Langjährige Verteilung der UYP-Verfahren nach ekloren relativ 

Abbtldung 9: Vuuilung du UVP· VorhaMn n"eh SdlOr~n \'On 2000 bis 18.2.20/5 

27% 

GEOGRAFI eH gesehen lagen die meisten Vorhaben. für die eine UVP-Genehmigung beantragt 
wurde. im Bundesland iederösterreich (41 %). gefolgt von den Bundesl1indem teiennark (13 %) und 

Oberösterreich (11 %). Nur 2 % der beantragten Vorhaben lagen in Vorarlberg. Sowohl in iederösterreich 

als auch im Burgenland wurden besonders viele Windparks zur Genehmigung eingereicht. Die 

nachstehende Graphik zeigt eine räumliche VeneilungJ9 der UVP-Verfahren in Österreich. 

LlIngJlhrigr r.umliche Ver1cllung der 
UV P-V.rf.hren relativ 

Abb,ldunf( 10: Rliumlich~ Vtnt',lung du UVP-Gtnthnugungnt!rfahrtn nach Bundt IlUuJ ''f'HI 2000 bis 28.2.2015. 

" o.e raumhchc Vcntllunl5Chlü~h cbc:: Vtrl'ahrc.n mchln.ach Behörden sondern nach deren laie: Im Bundesland auf und mlludam damit 
auch Verfahrt:n MCh dem 3. Abschrun UVP-G 2000. 

III-564-BR/2015 der Beilagen - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 23 von 80

www.parlament.gv.at



111 VOll/tC; 

DER VE RFA HRE TAT S 
weisl ftir über zwei Drillei (72 %) aller 
beantragten VP-Vorhaben (4 10 Vorhaben) 

seit dem Jahr 2000 eine Bewilligung aus. Für 

ca. ein Fünftel der Vorhaben liegt noch keine 
abschließende Entscheidung vor. 

DER VERFAHREN TYP 
unterscheidet zwischen VP-Verfahren und 

vereinfachtem Verfahren seit der VP-G­

ovelle 2000. Langjährig betrachtet werden 

ca. zu gleichen Teilen UVP-Verfahren und 
vereinfachte Verfahren abgewickelt. 

Langjährige rela ti ve Verteilung nach UVP­
Verfa hrenstyp 

• UVP-Ven.""," 

• "ereinfachlt! Verfahren 

Verfa hrensstatus der VP- Verfahren 
relati v in langjähriger Betrachtung 

Abbildung 11 ,' StOfUS b:.w. Erg~bnu du 
lHaniragl~n uvp-Vufahr~n seil ZOOO r~/(l"v . 

Abbildung I Z: Vtrfahrtrut\p \'On 2000 biS 28,2.201 j in Pro:.ent 

3.2. DARSTELLU G FÜR DE BERICHT ZEITRAUM 

ZA HLE ZU DEN UVP-Verfahren können aus der Abbildung 8 entnommen werden . Angaben 
und Zahlen zur Dauer der UVP-Verfahren werden im Verfahrensmonit ring bei Kap. 111 .4. wiedergegeben. 

EKTORJELLE VE RTELL G 

Von den 96 UVP-Vorhaben im Berichtszcitraum vom 1.1.2012 bis 28.2.2015 (Abb. 13) entfiel beinahe die 

Hälfte auf Vorhaben im Bereich der Energiewirtschaft und 16 % auf Infrastrukturvorhaben. Im 5. Bericht 

waren 32 % aller beantragten Vorhaben der Energiewirtschaft zuzuordnen. Mit insgesamt nun 48 % ergibt 
sich damit neuerlich eine Steigerung von 16 % ftir diesen Bereich. Der Anteil der Infrastrulcturvorhaben 

nahm im Vergleich zum letzten Berichtszeitraum dagegen um 5 % ab. 

" 
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Energiewirtschaft 

I nf r2SlrullUrprojc ltA: 

Wasscrwlnschafl 

Bergbau 

Abfallw,nschaß 

§23a Bundesstra6cn 

f23b 
Hochleistungs lrct . . 

Son ugc Anlagen 

VP- erfahren relativ nach ekloren im Berichtszeitraum 

7'" 

48"-

UVp-v.rfllhrtn .""'ul nacb SdrtOl'tll 
Im 80richtsullnlum 

AbbIldung U : UVP·G~n~hm,gungs\'t!ifahrt!n mit I. J .2012 bu 28.2.20/5 noch t!A.torrn In Pro:t!n' und absolul. 

Betrachtel man die Energieprojekle im Detail. so wird der in Punkt 3.1. angesprochene .,Windkraflboom" 
deutlich. Es sind 45 der 46 Vorhaben des Sektors .. Energiewinschafl" Windkraftanlagen, Lediglich ein 
Vorhaben fallt unler die Z 4 des Anhanges I UVP-G 2000 (Ihennische Kraftwerke oder 
Feuerung nlagen). Ein sehr ähnliches Ergebnis war bereits im 5. Berichl an den alionalral abzulesen 
(31 Windenergieanlagen und 2 thermische Kraftwerke oder Feuerungsanlagen). Auch aus dem ektor 
.. Wasserwinschafl" sind der überwiegende Teil der Vorhaben Wa erkraflwerke nach Anhang I Z 30 
UVP-G 2000 und damitthemalisch ebenfalls Energieprojekle (vgl. Kap. X.3. VerfahrenslisIe). 

Betrachtel man die Infrastruklurprojekle im Detail, so fallt auf. dass mehrheitlich der eubau von 
Landesstraßen und Golfplätzen angefallen ist. 

VP-Infraslruklurvorhaben im Berichtszeitraum aufgeschlüsselt 

Abb,ldun, 14: An:JJhJ "nd T\p du Infrw;,ruk,""wh<W<n ,'On 1./ .20/2 bu 28.2.20/5. 

,. 
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4. VE RFAHRE SMONITORJ G VO 2009 81 20 14 

E T PREC HE D DER VP-G ovelle 2009 werden seil dem Jahr 2009 auch Angaben über 
die jährlich durchgefllhnen UVP-Verfahren mil Art, Zahl und Verfahrensdauer zur Verfugung gestellt 
( 43 Abs. I UVP-G 2000). Auswenungen werden hier fIIr die Jahre 2009 bis 2014 zur Verftigung gestellt. 

Die Grafiken zu Anzahl und An der Genehmigungs- und Feststellungsverfahren in Österreich und nach 

Behörde sowie deren durchschnillliche Verfahrensdauer und die Verfahren beim Umweltsenal basieren auf 
erhobenen und übermiuelten Daten der UV P-Behörden (Bundesländer. BMVIT). Zum Umweltsenat und 

BVwG siehe Kap. VI. Die folgenden Auswenungen der Feststellungs- und Genehmigungsverfahren 
beziehen sich auf das jeweilige Kalenderjahr. oweil bereits Zahlen fIIr den Berichtszeitraum bzw. in der 

langjährigen Betrachtung vorliegen und keine neuen Informal ionen im folgenden Kapitel erfolgen. wurde 
zur Vermeidung unnötiger Wiederholungen auf eine nochmalige Darstellung verzichtet. 

In den folgenden Diagrammen und Abbildungen finden sich eine Gegenüberstellung der Ge amtsituation in 

Ölerreich fur die Jahre 2009 bis 2014 und spezifizien auf die UVP-Behörden fur die Jahre 2009 bis 2014. 

Detaillien.e Informationen zu einzelnen Verfahren können online aus den Dalenbanken lU Genehmigungs­
und Feststellungsverfahren abgefragt werden40

• 

Durchschnillliche Dauer der VP feslstellungsverfahren in Monaten 

4.6 

0.0 

2009 2010 2011 201 2 2013 2014 

Antmg bIS Fcm .. llungsbesche.d • vollstlnchge Unterlagen bis Fe lstellungsbcsche.ld 

Abbildung J 5: Dau~r du Frslsldlungn'rifahrrn 20Q9 bIS 20 /4 In OSlurr,ch In Monatrn ab An/rag so ... Ir ab 
VolIslllndigktit du Un/trlagt" . 

GENEHMIG NG A TRÄGE ACH VERFAHRENSART 

In den Jahren 2009 bis 2014 wurden in umme 193 Verfahren beantragt (Genehmigungsanträge na h 
VP-G 2000 gestellt). Waren in den Jahren 2009 und 20 10 noch überwiegend UVP-Verfahren beantragt 

worden. so lässt sich seit 2011 ein (teils deutlicher) Trend zu mehr vereinfachten Verfahren feststellen . In 
den Jahren 2011 und 2013 wurden sogar mehr als doppelt so viele Genehmigungsanträge fur vereinfachle 
Verfahren gestellt als fur UVP-Verfahren (siehe Abb. 16). 

11 
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YP·Genehmigungsanlräge nach Verfahrensart absolut 

2S 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 

• Uvp. Verfahren • Vereinfachte Verfahren 

Abblldu.ng 16: UVP·Anträg~ nach Vufah"~"$art (\ '~rt;nfachles und UVP-Vufahrtn ) In d~n lahrtn 2009 bIS 2014. 

E TSCHE ID GE ACH VERFAHRENSART 

Im gleichen Zeitraum (2009-2014) wurden in Summe 173 Entscheidungen in ersler Inslanz gelroffen. Der 

Trend zu mehr vereinfachten Verfahren fOlgt den Anträgen etwas zeillich VerseLLI. Seil dem Jahr 2012 
werden mehr verei nfac hte Verfahren als UVP-Verfahren (20 13 ebenfalls erhebl ich mehr) bei den UVP­
Beh rden entschieden (siehe Abb. 17). 

UVP·Entscheidungen nach Verfahrensa rt absolut 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 

• UVP·Vcrfahren _ Vereinfachte Verfahren 

Abbildung 17: Emscht!idungen du UVP-Bthörde nach Vtifahrl'nsart (w!rtinfachlts und UVP-Vtrf"tlhrtn) in dtn 
loh,," 1009 - 10/4. 
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DIE GE E HM IGU GA TRÄGE D E TS HElD GE ACH BE HÖ RDE zeigen 

ftir die iederö terreichische Landesregierung im Zeitraum zwischen 2009 bi 2014 die mei ten 

beantragten UVp. Verfahren - ein Trend. der sich aus den letzten Jahren fonsetzt. Am zweithliufigslen 

wurden UVp· Verfahren im Burgenland beantragt. jedoch in einer weit geringeren Anzahl als in 

iederöslerreich. In Abbildung 18 werden die daLugehörigen Zahlen fur Genehmigungsantrlige und 

Entscheidungen in einer Tabelle ausgewiesen. 

Genehmigungsantrlige 2009 2010 2011 2012 2013 2014 Summe 

ÖLReg 14 20 14 12 6 

Bgld LReg 2 7 4 4 19 

Stmk LReg 5 2 2 3 14 

BMVIT Schiene 4 2 4 2 14 

OÖ LReg 3 2 5 13 

Sbg LReg 4 4 0 0 2 11 

TLReg 4 0 0 4 2 11 

WrLReg 3 3 0 0 2 9 

BMVIT Strasse 3 0 0 4 9 

Ktn LReg 0 2 0 5 

Vbg LReg 0 2 0 0 4 

Entscheidungen 2009 2010 2011 2012 2013 2014 Summe 

ÖLReg 7 13 16 14 9 13 72 

Bgld LReg 2 6 2 2 2 6 20 

Stmk LReg 2 3 2 3 2 4 16 

BMVIT chiene 2 3 2 2 3 13 

OÖ LReg 2 2 4 2 12 

Wr LReg 3 3 2 2 12 

BMVIT Strasse 6 0 0 9 

Sbg LReg 0 2 6 

T LReg 2 0 0 5 

Kin LReg 0 0 4 

Vbg LReg 0 2 0 0 4 

Abbildung 18: GtgtniilHr ttl/ung dtr Gtnthm;gungfUlflriJgt :JJ dtn Entscheldungtn fiJr die Jahre 2009 bis 2014 
nach UVp·8tMrtün. 
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VE RFAHREN ZElTE wurden vom Genehmigungsantrag bis zur EntsCheidung der 
Verwaltungsbehörde und flir die Dauer von der öffentlichen Aunage (Vollständigkeil der nIerlagen) bis 

zur Entscheidung der Verwaltungsbehörde erhoben. Zur Berechnung der durchschnittlichen 
Verfahrensdauer wird der Mittelwen herangezogen. In der VP-Dokumentalion und fUr das 

Verfahrensmonitoring wird ein Vorhaben nur einmal erfasst. Es erfolgt keine gesondene Ausweisung von 
Grundsatz- und Detailgenehmigungsverfahren oder von Änderungsgenehmigungsverfahren: diese fUhren in 
einzelnen Bundesländern zu zahlreichen weiteren Verfahren (z.B. in Oberösterreich zu Vorhaben der 

Voesta lpine AG oder in Wien zu U-Bahn vorhaben). 

Es wird eine erhebliche Verkürzung der Verfahren ersichtlich. wenn die durchschnittliche Verfahrensdauer 

ab der öffentlichen Aunage bis zur EntsCheidung erster Instanz berechnet wird. Ab der öffentlichen 
Aunage liegen die nterlagen fUr das eingereichte Verfahren vollständig vor (Ausnahme sind auch hier 

nachträgliche Projektänderungen. die zu weiteren Verfahrens verzögerungen fUhren können). 

Durchschnittl iche Dauer aller UVP-Genehmigungsverfah ren* in Monaten 2009 - 2014 

2 1.6 

2009 2010 2011 
• Genchmigungsanlnlg bis EntscheIdung UVP-Behörde 

• UVP-Ve:rfahren und \'ertlnfachte 
Verfahren 

2012 2013 2014 
• Örren~lche Aunagc bIS Entscheidung UVP-Behörde 

-. .... -.1" 

AbbIldung 19; Vl!ifahrl!ns:LiI in MonaJl!n ab dl!m Gl!nl'hmfgungsantrag und ab dUbffl'nll. Auflagl!flir UVP· 
VorhaIHn in dl!n Jahrl'n 2009 bu 2014. 
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DIE DA ER AUFGESCKL S ELT ACH VERFAHRE ART vom Anlnlg bis zur 

Entscheidung der VerwaJcungsbehörde liegt zwischen etwas mehr als 18 Monalen (2011) und etwas mehr 

al 23 Monalen (2009 und 2014). In vereinfachten Verfahren konnte in einem Zeitrahmen von etwas mehr 
als 10 Monaten und etwas weniger als 20 Monaten entschieden werden (siehe Abb. 20). 

Dauer "om Antrag bis zur Entscheidung nach Verfahrensart 

23.4 22.8 23.4 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 

- UVP-Verfahren _ Vereonfachle Verfahren 

Abbildung 20; Vrrfahrrnsdaurr nach Vrrfahrt!nsan (\'ueinfachlt!s ,md UVp. Vt!rfahrtn ),'Om Allirag bil Entscht!ldung in den 
lahrtn 2009 20/4 in Monaten. 

DIE DA E R A FGESCHL ELT A H VERFAHRE ART AB 
VOLLSTÄNDIGKEIT der Unlerlagen bis zur EnlScheidung der UVP-Behörde reduzien die Dauer der 

Verfahren erheblich und liegt zwischen etwas mehr als sieben Monaten (2011) und etwas mehr als 15.5 
Monaten (2009). In vereinfachten Verfahren konnte in einem Zeitrahmen von weniger al fUnf Monaten 
(20 I 0) und etwas mehr als neun Monaten entschieden werden (siehe Abb. 21 ). 

Dauer von ölTenUicher Aunage bis zur Entscheidung nach Verfahrensart 

1 ~.6 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 

• UVP· Verfahren _ Vcreinfa hte Verfahren 

Abbildung 2/: DaUI!f nach Vufahrrnsan (\'trrmlaclun und UVp. Verfahren) VollstlindigultlAujlagr bIS EnlschruJung 
In dm Jahren 2009 - 20/4 in Monaun. 
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Die durchschniuliche Dauer der Genehmigungsverfahren ist stark von den jeweiligen Vorhaben. den 

Standorten und deren Komplexität geprägt. Im Folgenden wird der Zeitraum vom Antrag bis zur 
Genehmigung erster Instanz betrachtet. 

VERfA HREN DA ER ACH BEHÖRDE 

Betrachtet man die durchschnittliche Verfahrensdauer nach zuständigen Behörden so fallt auf. dass 
Behörden. die im Vergleich viele Verfahren durchfUhren (z.B. iederösterreich und Burgenland) 

durchschniulich mit einer relativ geringen Verfahrens<lauer auskommen. Gleichzeitig muss dabei betont 

werden. dass gerade in iederösterreich und dem Burgenland mehr als 73 % der Verfahren fUr die VP· 
Genehmigung von Windenergieanlagen durch ge fUhrt werden· also vergleichsweise kleine Vorhaben im 

vereinfachten Verfahren (Zahlen dazu in Abb. 22). 

Behörde 2009 2010 2011 2012 2013 2014 

Bgld LReg 24 6 11 13 8 9 

Ktn LReg 12 53 9 11 0 0 

NÖ LReg 21 18 13 16 13 14 

OÖ LReg 20 40 11 20 9 26 

Sbg LReg 22 0 13 28 37 58 

Stmk LReg 17 29 4 25 17 15 

T LReg 22 25 29 37 0 0 

Vbg LReg 9 10 0 13 0 0 

Wr LReg 14 14 11 41 32 9 
BMVIT 
Schiene 10 9 10 15 16 

BMVIT Straße 35 0 40 0 32 79 

AbbIldung 22: Dauu ab dtm Antrags~"punkt für UVP-Vtifahrtn nach BthlJrdt flr dit! Jahrt! 2009 bis 20 14 in 
MonlUt n. 

Bei der Salzburger Landesregierung fUhrte vor allem das (mit negativem Gehemigungsbescheid 

2014 abgeschlossene) Vorhaben "Golfplatz Anir' sowie das Vorhaben .. Eisenbahnkreuzung 
Vigaun" (im Jahr 2013) zu einer verlängerten Verfahrensdauer. Grund daflir waren umfangreiche 

mehrmalige Ergänzungen durch die Projektwerberin zum ursprünglich eingereichten Projekt 
(Golfplatz Ani!). bzw. Projektänderungen (Eisenbahnkreuzung Vigaun). 

Beim BMVIT Straße fUhrte vor allem das Vorhaben . .A26 Linzer Autobahn, Abschnitt Knoten 
LinzlHummelhof - ASt Donau ord" aufgrund umfangreicher Projektändcrungen und 

Ergänzungen zu den längeren Verfahrenszeiten im Jahr 20 14. 

Das Vorhaben ,.Hauptstraße B 229 - Groß·Jedlersdorferstraße" fUhrte durch umfangreiche 
mehrmalige ProjektergänLungen zu einer durchniulich längeren Verfahrensdauer im Jahr 2013 
bei der Wiener Landesregierung. 

Im Jahr 2012 wurde durch das Vorhaben "Kraftwerk Gratkom" die Verfahrensdauer der 

teiermärkischen Landesregierung verlängert. 

Da Vorhaben .. Golfplatz Axams·Grinzens" beim Amt der Tiroler Landesregierung fUhrte 2012 
zu einer langen Verfahrensdauer aufgrund von Nachforderungen der Behörde an die 

Projektwerberin (die öffentliche Aunage und somit vollständige Unterlagen lagen erst nach 2,5 

Jahren ab der ursprünglichen Einreichung vor) und wurde nicht genehmigt. 

" 
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S. VP L\1 BEREIC H BODEN REFORM 

IM BEREIC H der Bodenrefonn kann ein VP-Verfahren 

a) einerseits im Zusammenhang mil der Erlassung eines Plans der gemeinsamen Maßnahmen und 

Anlagen in Zusammenlegungsverfahren nach dem Aurverfassungs-Grundsatzgesetz 1951 und 

den diesbezüglichen Ausftihrungsgesetze der Länder und 

b) andererseits hinsichtlich bestimmter Verfahren zur Trennung von Wald und Weide sowie zur 

Schaffung von Reinweide nach dem Grundsatzgesetz 1951 über die Behandlung der Wald- und 

Weidenutzungsrechte sowie besonderer Felddienstbarkeiten und den Bezug habenden 

Ausftihrungsgesetzen der Länder erforderli h werden. 

Bei den Agrar(bezirks)behörden der Länder wurden im Berichts7eitraum nach den 

Ausftihrungsgesetzen zum Aurverfassungs-G rundsatzgesetl 1951 und zum Grundsatzgesetz 1951 über die 
Behandlung der Wald- und Weidenutzungsrechte sowie be!>Onderer Felddienstbar~eiten keine VP­

Verfahren und VP-Festslellungsverfahren durchgeftihrt." 

6. Z L A NG VO MWEL TORGA ISA TlO EN D RC H DAS BMLFW 

UMW EL TORGA ISA TlONE haben seit der UVP-G- ovelle 2004 die Möglichkeit. die Ein­

haltung von Um"'eltschutzvorschriften als Partei in UVP-Verfahren geltend zu machen. Durch die 
Einbeziehung von Umweltorganisutionen sollen Verfahren transparenter und somit zu einer gesteigenen 

Akzeptanz der Entscheidungen beigetragen werden. 

Die Teilnahme an einem UVP-Verfahren setzt eine Anerkennung als Umweltorganisation nach § 19 Abs. 7 
UVP-G 2000 voraus. Diese Anerkennung erfolgt. wenn die Kriterien gemäß § 19 Abs. 6 UVP-G 2000 
erfullt sind, durch Bescheid des BMLF W im Einvernehmen mit dem Wi rtschaf tsministerium. 

Diese Vorab-A nerkennung bietet einerseits eine maximale Entla tung ftir die Genehmigungsbehörden. 
Rechlsklarheit und -sicherheit ftir alle Betei ligten und andererseits eine bundesweit einheitliche Voll­

ziehung der Anerkennung von Umweltorganisationen. Durch die Gewerberechtsnovelle 2005"2 wurde die 

Anerkennung von Umweltorganisalionen nach dem UVP-G 2000 ftir IPPC-Anlagen nach der GewO 1994, 
nach dem Emissionsschutzgesetz ftir Kesselanlagen und dem Mineralrohstoffgeset7, übernommen: ebenso 

wird in 42 A WG 2002 und verschiedenen Landesgesetzen41 auf die Anerkennung von 
Umweltorganisutionen nach dem UVP-G 2000 verwiesen. Damit wird verwaltungsiikonomisch an den 

Anerkennungsbescheid des BMLFUW durch andere Genehmigungsverfahren a ngeknüpft 

Folgende Voraus tzungen ind nach § 19 Ab . 6 UVP-G 2000 rur die Anerkennung als mweltorgani­

sation vorgegeben: 

Organisation als Verein oder als Stiftung: 

chutz der Um",elt als vorrangige Vereinsziel oder Stiftungszweck: 

Gemeinnützigkeit: 

minde~tens dreijähriger Bestand mit dem vorrangigen Ziel des UmweltschutLes. 

Umweltorganisationen müssen als juristische Personen mit eigener Rechtspersönlichkeit bestehen. Sie 

dürfen nichl gewinnorientlen arbeiten und müssen sich aktiv ftir den Schutz der Um",elt einsetzen. Das 

4' Otc Angaben zu diesem Kapl~1 stammen ItU clIX"r Anff'llge durch das BMLf1JW an die Agrar(bc:nrls)bchOrden der Under 
(ausar-nommc:n Wlt~n) hlOSI hllich der nach den Ausffihrun&S&t"SetLcn zum Aunerfa sungs .. Gn,mdsatlge5e17 1951 und zum 
Grundsallgcsctz 1951 Ober d.e Behandlung der Wald .. und WCldenulZungsrechte 5O'W~ bc:sondcrer FclddlenSlbarkcl~n durmlcßlhrtcn 
UVP samt FeslSlelJunp\mahn=n SOOAic CII1Cf Anfrqe bei den L..andcs\erv.'IllunJSJCflchtcn 

'-l BGBI J 'r 8SJ200:5 
., S~hc: et~'a § .s B~nlmdJ hes IPPC~Anla&Cfh SEVESO n·Bctncbt· und Um\lo"ellJOformaoon ,;esetz. LGBI Nr 812007 und I .s 

Salzburgcr Um\lo'~luchutz~ und Um""'eltmfonnattan ~u: ~ VUIG. LGBt. r 5912005 i.d F. LGB!. Nr nnUJ7 
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Kriterium des •. vorrangigen" Zwecks umfasst nicht Organisalionen. die sich unter anderem auch. aber nicht 
in erster Linie (hauptsächlich. primär. insbesondere) dem Umweltschutz widmen. Der SchulZZweck ist 

grundsätzlich den taluten bzw. der Stiftungserklärung LU entnehmen. Die Frage der Gemeinnützigkeil ist 

nach dem teuerrecht zu beuneilen. Zusätzlich muss die Grilndung der Umweltorganisation zumindest drei 

Jahre vor einer AntragsteIlung gemäß § 19 Abs. UVP-G 2000 erfolgt sein. Die kann durch 
entsprechende Auszüge aus dem Vereinsregister bzw. Firmenbuch nachgewiesen werden. Der achweis 

der dreijährigen Tätigkeit mit dem vorrangigen Zweck im Bereich Umweltschutz kann etwa durch 

Verein zeitschriften oder Presseberichte erfolgen. 

eit dem letzten VP-Bericht an den ationaJrat 2012 wurden 14 Anträge auf Anerkennung gestellt. die 

alle positiv erledigt werden konnten . Mit tand August 201 5 sind somit SO Umweltorga nisationen 
a nerkannt (siehe Kap. X. I Anhang). 

Die aktuelle Liste der anerkannten Umweltorganisalionen sowie das Antragsformular und Informationen 

zum Anerkennungsverfahren sind auf der Homepage des BMLFUW veröffentlich!." 

7. BERPR f U GSANTRÄGE (2012-1 3) BZW. BESC HWE RDE ( B 2014) VON 
MWE LT ORGA I ATlO EN 

MIT DER zweiten UVP-G- ovelle 2012"' wurde gemäß § 3 Abs. 7a UVP-G 2000 fUr anerk.annte 

Os nach § 19 Abs. 7 UVP-G 2000 die Möglichkeit geschaffen. gegen einen die UVP-Pnicht eines 
Vorhabens verneinenden Feststellungsbescheid einer Landesregierung einen Antrag auf . berprilfung der 

Einhaltung von Vorschriften über die VP-Pnicht an den Umweltsenat zu stellen. eit EinfUhrung der 

neuen Verwaltungsgerichtsbarkeit mit 1.1.2014 entspricht diesem Antrag nunmehr die 
Beschwerdemöglichkeit an das Bundesverwaltungsgericht ( 3 Abs. 7a UVP-G 2(00). 

Seit Inkrafttreten der ovelle 2012 am 2 .. 2012 wurden bis Ende 2013 fUr vier UVP­
Feststellungsbescheide noch Antr'Jge an den Umwellse.nat gestellt und bis Ende Juli 2015 in neun Fällen 

Uneile über Beschwerden nach § 3 Abs. 7a UVP-G 2000 durch das Bundesverwaltung gericht getroffen. 
sodass seit EinfUhrung dieses Instruments bisher 13 Mal davon Gebrauch gemacht wurde: 

In Bezug auf den Feststellungsbescheid der OÖ Landesregierung zum Vorhaben .. Windpark 

Munderfing" ( 19 Windkraftanlagen im Kobernaußerwald) wurden 2012 die Anträge des Vereins 
zum Schutz des Kobemaußerwaldes und des Vereins zum Schutz des Hausruck- und 

Kobernaußerwaldes als unbegrilndet abgewiesen (deneit noch anhängiges VwGH-Verfahren 
hienu). 

Der gegen den FeslStellungsbescheid der Tiroler Landesregierung zum Vorhaben .,Erweiterung 

Kraftwerk Zemm-Ziller'" (Untere Tuxbachüberleitung) eingebrachte Antrag des ÖKOBÜROs 
wurde als unbegrilndet abgewiesen (2013). 

Der Antrag de Umweltda hverbandes zur berpnifung des negativen FeslStellungsbescheides 
der Bgld. Landesregierung betrefTend das Vorhaben .. B 50 Burgenland Straße. Umfahrung 

chützen am Gebirge" 2013 wurde vom Umweltsenal al unzulassig zurilckgewiesen. da der 

verfahrensgegen tändli he FeslStellungsbescheid noch vor 2. August 2012. demnach vor 
Inkraftlreten der damals mit UVP-G ovelle 20 12. BGBI. I Nr. 7712012 neu eingeHJhnen 

Bestimmung über den Überprilfung antrag nach § 3 Abs. 7a UVP-G 2000. ergangen ist und 

deshalb noch nicht von der neuen Bestimmung erfasst war (auch hier gibt es ein anhängiges 

VwGH-Verfahren) . 

.. hup)! .......... bmlfu .. " .t1YWYldtltstIKN ym .... dhshyll u"nnyJpcrlrnnuoB MO hlrnl 
"BGBI. 1 " 1712012. 
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Im Verfahren zur ,,Änderung der AbfaUbehandlungsanlage der Wopfinger BauslOffindustrie 

GmbH" wurde der Überprufung antrag des Österreichischen Ökologie-In thuts gegen den 

negativen Feststellung bescheid der NÖ Landesregierung als unbegrundet abgewiesen (2013). 

Bereit in die Zuständigkeit des BVwG fallen folgende neun Entscheidungen bzw. Urteile seit 1. 1.2014: 

Die Beschwerde des mwehdachverbandes gegen den Bescheid der Ö Landesregierung 

betreffend das FeslSIellungsverfahren gem. § 3 Abs. 7 UVP-G 2000 zum Vorhaben 

"Logistikzentrum Ebergassing" wurde abgewiesen (Uneil vom 20.2.2014). 

Das BVwG hat mit Uneil vom 28. August 2014 die Beschwerde des Naturschutzbunde 

Steiermark gegen einen Bescheid der Steiermärkischen Lande regierung. mit dem ftir das 

Vorhaben der Erweiterung einer Mastschweinehaltung um 308 Tiere sowie der 

Mastgeflügelhalrung um 4599 Tiere in Heimschuh die UVP-Pflicht verneint wurde. abgewiesen. 

Mit Uneil vom 4. November 2014 wurde die Beschwerde de aturschutzbunde Steiermark 

gegen den die UVP-Pllicht für das Vorhaben "Erweiterung eines landwinschaftlichen Betriebes 

um die Haltung von 39.900 Masthühnern in Gosdorf' verneinenden Feststellungsbescheid des 

Stmk. Lande regierung abgewiesen . 

Mit Uneil vom 13. ovember 20 14 hat da BVwG Ober Beschwerde der UO "BUrgerinitiative 
eumarkt in der Steiermark" einen negativen Feststellung bescheid der Kärntner 

Landesregierung in Bezug auf das Vorhaben Windpark Kuchalm aufgehoben und an die Behörde 

zurückverwiesen. Gegenstand des Verfahrens war die Frage der zu berucksichtigenden 

Rodungsnächen auf Basis des Rodungsbegriff nach dem Forstgesetz und der möglichen 

Kumulation mit anderen (steirischen) Wi.ndpark (über das Bundesland hinaus). 

In einem Verfahren über eine Säumnisbescbwerde des "Ökobüro - Alilianz der 

Umwehbewegung" wegen Verletzung der Entscheidungspllicht durch die Kärntner 

Landesregierung über seinen Antrag auf Fe tstellung der Pflicht zur DurchfUhrung der UVP fUr 

Errichtung und Betrieb eines biomassebefeuenen Heizkraftwerks in Klagenfun 

("Biomas eheizkraftwerk Klagenfun Ost") hat das B VwG der Umweh-NGO das Recht zur 

Geltendmachung der Entscheidungspllicht zugesprochen . Dadurch hat es über die 

Beschwerdelegitimation nach § 3 Abs. 7a UVP-G 2000 hinaus einer Umweh-NGO ein 

Antrag recht auf Fe tstellung der VP-Pllicht fUr den Fall zugestanden. dass kein 

Feststellungsverfabren durchgefUhn wurde. Begründet wurde d.ies mit vor dem Hintergrund de 

europarcchtlichen "elTet utile" und de darau erwachsenden ElTektivi tätsgrundsatzes des 
Gemeinschaftsrechts owie mit dem Umstand, dass dadurch eine offensichtliche Lücke des 

positiven Rechts (in § 3 Abs. 7 UVP-G 2(00) durch Analogie zu schließen war (Uneil VOm 11 . 

Februar 2015). 

Aufgrund dieses BVwG-Uneils erging zur Frage der UVP-Pnicht des obigen 

Biomassekraftwerks nachfolgend eine negative UVP-Feststellung durch die Kärntner 

Landesregierung. gegen die neuerlich vom .. Ökobüro - Allianz der Umweltbewegung" 
Beschwerde erhoben und mit der Entscheidung vom 24. Juli 2015 des BVwG in ihrem 

Hauptbegehren, nämlich der Feststellung der UVP-Pflicht des gegenständlichen Vorhabens 

"Biomasseheizkraftwerk Klagenfurt Osr" abgewiesen wurde. 

Mit EntSCheidung vom 26. Februar 2015 wurde in Erledigung der Beschwerde des 

aturschutzbundes Steiermark der angefochtene Feststellungsbescheid (Vorhaben: Errichtung 

eines Stallgebäudes ftir die Haltung von 254 Zuchtsauen und 1260 Mastschweinen in 

Oberschwarza) aufgehoben und d.ie Rechtssache zur Erlassung eines neuen Bescheides 

zuruckverwiesen . 
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Das BVwG hat mit Entscheidung vom 29. April 2015 den Beschwerden u.a. des Österreich ischen 

aturschutzbundes · Landesgruppe Vorarlberg und des Vereins Projektwerkstall ftir Umwelt und 

Soziales (Umweltorganisation Virus) gegen einen FeslStellungsbescheid der Vorarlberger 

Landesregierung betreffend das Vorhaben .JlochwasscrschulZprojekt an der 111- Bauabschnill 3" 

stallgegeben und den angefochtenen Bescheid ersatzlos aufgehoben. Es wurde die UVP-Pflicht 

ftir das Vorhaben festgestellt . 

Das B VwG hat die Säumnisbeschwerde des aturschutzbundes Steiermark betreffend den 

Antrag auf Feststellung der Pflicht zur Durchftihrung einer UV P für die Errichtung und den 

Betrieb einer Schweine7uchtanlage in Hainsdorf abgewiesen (Urteil vom 23. Juni 20 15). 

Aus Anlass einer Beschwerde u.a. der Forschungsgemeinschaft Wilhelminenberg (anerkannte 

Um"'elt- GO) hat das BVwG mit Urteil vom 8. Juli 2015 den angefochtenen Bescheid der Ö 
Lande regierung betreffend die Vemeinung der UVP-Pflicht de Vorhabens .• Windpark 

chwarzenbach" aufgehoben und die Angelegenheit/ur Erlassung eines neuen Bescheides an die 

belangte Behörde zurückverwiesen. 

Umweltorganisalionen waren somit im Zeitraum von August 2012 bis Juli 2015 in vier von insgesamI 

13 Überprürungsanlrägen bzw. Beschwerden gegen negalive FeststellungsenlSCheidungen erfolgreich. 
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IV. MWELTSENAT UND 
B UNDESVERW ALTUNGSGERICHT 

I. ALLGEM ElNES 

DURC H DlE auf verfassungs- und einfachgeselZlicher Ebene verabschiedelen Regelungen zur 

neuen Verwaltungsgerich tsbarkeit in Österreich wurde nach fa t 20 Jahren seines Bestehens auch der 

Umweltsenat. verfassungsrechtlich eine unabhängige Sonderverwaltungsbehörde zur Entscheidung über 

Berufungen in Verfahren zur Projektgenehmigung nach dem UVP-G. abgeschafft.46 sodass mit 1. 1.2014 

das neu eingerichtete BundesverwaJtungsger icht (BVwG) zur Gänze d.ie Aufgaben des Umwelt enates 

übernahm und seither als Rechtsmittelgericht über Beschwerden gegen Entscheidungen nach dem UVP­

G 2000 (§ 40 UVP-G 2000) agien.47 Das Ende des mweltsena tes bedeutete das Ende der 

sonderbehördlichen Richtenäligkeit rur 42 nebenberufliche Senatsmitglieder in 18 Kammern, die sich aus 

der Landes- und Bundesverwallung. der Richterschaft und Wissenschaft rekrutien hatten und jeweils in 

Dreier-Senaten entschieden. Die Änderung der Rechtsmittelverfahren im UVP-Bereich fUgte ich damit in 

die umfassendere. bedeutende euordnung der ö terreichischen Rechtsmittelverfahren im 

VerwaJtungsbereich durch die Neuschaffung einer zweistufigen VerwaJtungsger ichtsbarkeit. die 

Beschwerdeverfahren beim Bunde verwaltungsgericht bzw. bei den Lande verwaJtungsgerichten und 

allfti.llig nachfolgende Revisionsverfahren beim VerwaJtungsgerichtshof vorsieht, ein. 

Mitumfas t sind - anders als in Zeiten des Umweltsenates - nunmehr auch Beschwerden bei Verfahren 

nach dem 3. Abschnitt. also gegen sämtliche teilkonzentrienen Genehmigungsbescheide des BMVIT und 

der Landesregierungen nach § 24 Abs. I und 3 UVP-G fUr Bundesstraßen- und Eisenbahn-

Hochlei tungsstrecken ; don gab e vor EinfUhrung der neuen Verwaltungsgerichtsbarkeit gegen 

Entscheidungen des BMVIT nur das Recht mittel der Beschwerde an den VwGH. Das mit unabhängigen 

Berufsrichtern und -richterinnen ausge tattete BVwG entscheidet im Zusammenhang mit UVP­

Beschwerdeangelegenheiten in Dreier-Senaten. Ausgenommen von der Entscheidungskompetenz des 

BVwG in UVP-Angelegenheiten sind Strafverfahren nach § 45 UVP-G 2000. Hierfllr sind die 

Landesverwaltungsgerichte zuständig.'8 

Der Übergang vom Umweltsenat zum BVwG erfolgte sowohl auf legi tischer als auch auf 

verwaltungsorganisatorischer Ebene hannoni eh und nahtlos: Die entsprechenden, al GrundsalZ- und 

Au fUhrungsnormen ergangenen ÄnderungsgeselZe haben allesamt in organi atorisch-rechts trUktureller 
und verfahrensrechtlicher Hin icht ftir den Übergang zur neuen Verwalrungsgerichtsbarkeit daftir orge 

getragen, dass die bestehenden Verfahrensstandards im UVP-Verfahren auch ftir die Verfahren vor dem 
BVwG gewährleistet sind und entsprechende Regeln zur Überführung laufender Umweltsenatsverfahren an 

das B VwG festgelegt wurden. Es wurde durch entsprechende Anpassungen des UVP-G 2000 in besondere 

darauf geachtet, dass es zu keiner Verschlechterung des Rechtsschutzes der Normadressaten bzw. 

gegenüber der bisherigen Rechtslage bezüglich der Rechtsmittel und Verfahrensbestimmungen kommt. 

eben Regelungen zur Sicherstellung der Anwendung von bisher in VP-Berufungsverfahren vOr dem 

Umweltsenat bewähn.en Sonderverfahrensbestimmungen des UVP-G 2000 (z.B. Beiziehung von 

Sachverständigen der jeweiligen Bundesländer. Schluss des Ermiulungsverfahrens. verkürzte 

Verfahrensfristen bei Fe tstellungsbescheiden) gelten die Anpas ungen insbesondere dem 

.. 8GBI. I Nt. 95n013. Aufhmungdes Bundesgesetzes Ober den Umwthsenal. 
n BGal. I Nr. 5 t120t2. Art. 7. 
... e~n Entscheidungen Ober Beschwerden in UVP~G- Angdegenheitc:n kommt dem BVv.<J Enu.cheldungskompelcnz über B6Chwerden in 

einer Reihe anderer MUlcriengesetu und Verwuhungsmtllcrien zu, die bi zur Neugcsluhung der VerwahungsgerichlSbarkdl dun;;h 
verwaJtungsrechllichc Sondclkhönkn, Kollegialbehörden mit richterlichem Einschlag. Senate. Sondergerichte oder etwa der 
A$ylgerichtshof .... 1lIugc:nommen "''Urden (Asyl · und Fremde~hL. Anselegenheilen des Dienst - und Disziplinarrechts, des .xhulrechts. 
Dal.r:nschutzes, der A.tbeltslosen\.micherung. IkhJnderkndnstellung und Auslinderbesc:hiftigung. der Offentllchen Auftnlgs\e:rgabe und 
der Agnunt3l'ktaufsicht. der Marluordnung. des Eisc.nbahnrtthLS eie ). 
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Rechtsmillelverfahren. wie sie sich durch Einftlhrung der Verwahungsgerichtsbarkeil und Abschaffung des 

Umweltsenales als nOlwendig erwiesen: 

Die bi herigen Berufungs· und Beschwerdemöglichkeilen von Legalpaneien (Gemeinden. Umwellanwah. 
Bürgerinitialiven. Umwehorganisolionen) sind nunmehr als BeschwerderechI beim BVwG bzw. als 

Revisionsrechl beim Verwallungsgerichtshof (VwGH ) gewahrt. ach §§ 19 und 24f Abs. UVP-G 2000 

können demnach die Formalpaneien Beschwerde an das BVwG und anschließend Revision an den VwGH 

einbringen. ohin iSI subslamieIl gesehen weilerhin der Rechtsschulz ftlr Paneien. die keine eigenen 
subjekliv-öffenllichen Rechle gehend machen. durch eine gesetzliche Bestimmung gewahn. Und im 

Zusammenhang der sogenannlen negaliven FeslSlellungsbescheide. wonach ein Vorhaben keiner UVP 7U 

unlerziehen i I. wurde das Anlrag rechl von Umwehorganisolionen auf Überprüfung dieser Enrscheidung 
zur Möglichkeil der Beschwerdeerhebung beim BVwG (Anpassung des § 3 Abs. 7a bzw. § 24 Abs. 5a 
UVp·G 2(00). Auch dem BVwG wie schon dem Umweltsenar slehen AmlssochversUindige des Bundes 

und jenes Bundeslandes. dessen Bescheid überprüf! wird. zur VerfrJgung. 

Auch die praktische . bergabe der Arbeil und der noch offenen RechlSsachen vom Umweltsenal an das 

B VwG erfolgle reibung. und nahllos: Die Verwallungsaklen zu abgeschlossenen und noch laufenden 
Verfahren wurden dem BVwG übergeben. sodass mil Jahresende 2013 insgesaml 14 Berufungsverfahren 

zur Übergabe gelanglen. wovon 6 im mweltsenal nichl mehr zugeleii!, 5 vom Umweltsenar nichl mehr 

abgeschlo sen und 3 abgeschlossen (bei Höchslgerichlen anhängig) waren (siehe Anhang X.4.). 

2. TAT! TISCHE A WERTUNG DER RECHTS lITIELVERFAHRE 

2.1. LA GFRISTIGE BETRACHTU GAB 2000 

ZAHL DER RECHTSMITIELVE RFAHREN 

In den Jahren von 2000 bis 2013 wurden in Summe 303 Verfahren beim Umweltsenal (202 
Festslellungsverfahren. 101 Genehmigungsverfahren) anhängig gemacht Seil 2014 ",erden 
Rechtsminelverfahren beim BVwG enrschieden. Von 1.1.2014 bis 28.2.2015 wurden 30 Verfahren beim 
BVwG (18 Feslslellungsverfahren. 12 Genehmigungsverfahren) ei ngebracht Domil waren 333 
Rechtsmittelverfahren anhängig. 

Eingebrachte Rechlsmittelverlahren. jahresbezogen ab 2000 

19 19 
18 18 I 18 

17 
16 

IS 
14 14 

13 
12 12 

11 I 11 
10: 

11 
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9 
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4 

o 
, 

2000 200 1 2002 2003 2004 200S 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 ' 20 14 201 S , 
• FcslSu:llungs\crfahrcn • Gcnchmigungs\ocrfahren 

• Verfahren ab 1.1.2014 beim BVwG 

AbbIldung 23: An:ah/ du /Hlm US wuJ /Hlm BV",G fiJr dtu j~K~llrge Jahr ttngtbradlltn Vtrjahrtn ,'On 
2000 bIS 28.2.2015. 
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RECHTSMlTIELE TSCtiELD U GEN. Im selben langfristigen Zeitraum (2000 bis 
28.2.2015) wurden vom US 289 Entscheidungen (190 Feststellungsverfahren. 99 Genehmigung verfahren) 
und vom BVwG 27 Entscheidungen (16 Feststellung verfahren. 11 Genehmigungsverfahren) getroffen 
(siehe Abbildung 23). da sind in Summe 316 Rechtsmittelentscheidungen. 

15 

RechtsmiUelenLScheidungen* jahreshezogen ab 2000 

23 

15 
14 14 14 

13 
12 12 

" 10 

8 8 

5 5 

16 

" 11 10 

16 , 
15 , , 

, 13 , 
10 

3 

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 ' 2014 2015 

• Verfahren 2. lnslanz ab 1.1.2014 beim BVwG • Feststellungsverfahren _ Genehmigungs\'etfahren 

Abbildung 24: Anzahl d~,. Enucheidungt!1I des US und des BVwG }.'On 2000 bis 28.2.20/5. 
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2.2. VERFAHR SMO ITORING (2009 BI 2014) ZU OE 

RECHT MITTELVERFA HRE 

OIE OURC HSCHNITILIC HE Verfahrensdauer im Zeitraum von 2000 bis 2014 ist nur wenig 
davon abhängig. ob ein Feststellungsverfahren oder ein Genehmigungsverfahren entschieden wird. 
Ausnahmen sind die Jahre 2010 (Feststellungsverfahren wurden in ca. fünfeinhalb Monaten entschieden. 
Genehmigungsverfahren in 8.3 Monaten) und 2013 (Feststellungsverfahren wurden in vier Monaten 
entschieden. Genehmigungsverfahren in knapp acht Monaten) (siehe Abb. 25). 

Durcllschnillliche Dauer der Rechtsmittelverl_hren 2009 . 2014 in 1on_ten 

8.3 

2009 2010 2011 2012 20 13 2014 

• FCsLSlcllun2s't'crfahren • Genehmuwnes\-crfahren 

Abbildung 25: Durch.Jchn;"lich~ V~tfahr~nsdnut!f Mim US und BV~·G \'on 2fXJ9 bis 20/4 In Monal~n 

J. OOK MENTATION o E TSCHEID NGE 

AUF DER INTERNETSEITE des BVwG4
• werden die Entscheidungen zum UVP-G 2000 

veröffentlicht. Weiters sind alle Entscheidungen des Umweltsenates und auch des BVwG samt 

RechtssälZen im Internet im Rechtsinformationssystem des Bundes unter der Adresse www.ris.bka.g\ .31 
abrufbar. 

u 
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V. UNTERSTÜTZUNG UND KO TROLLE DES 
VOLLZUGS 

I. REVISIONE DES BMLF W 

ZUR WAHRUNG DES RECHTS hat der BMLFUW in Angelegenheiten der Landesvollziehung 

von Bundesgesetzen in einer Zu tändigkeit nach An. II B-VG die Möglichkeit, Entscheidungen 

überprüfen zu lassen. Vor der EinfUhrung der neuen Verwaltungsgerichtsbarkeit nannte sich dieses Instirut 

nach An. 131 Abs. I Z 2 B- VG i.d.F. BGBI. I Nr. 4912012 ,,Amtsbe chwerde", da rechtskräftige Bescheide 

von VerwalLUngsbehörden VOr den Verwalrungsgerichtshof gebracht werden konmen. 

In diesem Sinne steht nunmehr mit EinfUhrung der zweistufigen Verwaltungsgerichtsbarkeir" dem 

BMLFUW seit 1.1.2014 nach An. 132 Abs. I Z 2 B-VG i.d.g.F. die Möglichkeit der Beschwerde an das 

BVwG gegen Bescheide von Verwalrungsbehörden nach vP-G 2000 bzw. nach An. 133 Abs. I Z I 

B-VG eine (außerordentliche bzw. ordemliche) Revi ion an den VwGH gegen Entscheidungen des BVwG 

zu. Damit wird dem BMLFUW eine we entliche Funktion zur Kontrolle eines einheitlichen Vollzugs und 

der Wahrung des Rechts fUr das VVP-G 2000 ennöglicht. 

Im Berichtszeitraum wurden gegen Uneile de BVwG" zum UVP-G 2000 in zwei Fällen 

(außerordentliche) Revisionen an den VwGH erhoben. da sich wesentliche Rechtsfragen zur Anwendung 

des UVP-G 2000 in Zu ammenhang mit dem Wasserrechtsverfahren (zu § 109 WRG 1959 - wasserrechtl. 

Widerstreitverfahren) ergeben haben. Beide Revisionen haben die strengen Formalerfordernisse erftlilt und 

wurden vom Höchstgericht zugelas en (Rechrsfragen von grundsätzlicher Entscheidung): ein Verfahren 

wurde (milleis Beschluss) i.S. des BMLFUW entschieden - ein Verfahren ist derzeit noch laufend. 

2. LEITFÄDE U D RUNDSC HREffiE 

VOM BMLF W und dem Umweltbundesamt wurden begleitende Materialien zum UVP-G 2000 

erarbeitet und den Vollzugsbehörden zur Verfügung gestellt; sie sind auch im Internet abrufbar. Damit 

wurde auf die Ergebnisse der Diskussionen in den VP-Arbeitskreisen und die Erfahrungen im Rahmen 

des Umweltsenates reagien. Weiters sollen die Materialien auch zu einer Vereinheitlichung des Vollzuges 

fUhren . Darüber hinaus oll in besondere durch die Leitfaden die Qualität der Verfahrensumeriagen 

verbes en und der Aufwand für die Er teilung bzw. Prüfung der Unterlagen sowohl für Behörden als auch 

für Projektamen reduzien werden. 

ach der tiefgreifenden Verwaltungsgerichtsbarkeitsrefonn (Übergang vom Umweltsenat an das 

Bundesverwaltungsgericht) und den jUngsten Novellen des UVP-G 2000 sowie auf Grund der inzwischen 

neu ergangenen Judikarur des Umweltsenates. des Bundesverwaltungsgerichts, der bei den Gerichtshöfe des 

öffentlichen Rechts und des Europäischen Gerichtshofs war das zuletzt 20 I I ergänzte Rundschreiben des 

BMLFUW51
• zU überarbeiten. Eine überarbeitete euauflage des Rundschreibens zur Durchrilhrung des 

VP-G 2000 wurde mit Stand Juni 2015 herausgegeben. GZ BMLFUW-UW.I.4.2IOO52-VI12015 vom 

10.7.2015.53 

Vom BMLFUW wurden bisher Leitfäden14 zur Erstellung der mweltverträglichkeitserklärung (UVE) 

zU folgenden Themenbereichen herausgegeben: 

Intensivtierhaltungen; 

~ Mit BGBI. I r. Slnül2. 
" BVwG , . 21.2.2014. ZI. w 193 2CIXl184-lnE und BVv.(; Y. 26.3.2015. Zlen. Wl93 2OOO184-I/36E und Wl93 2000184-1I3E. 
"GZ BMLFUW·UV.1.4.2IOO13·VII12011. 
" \,1,,,.. .... bm!(uw,i!\ ,allumwelt/bclOcbl umv.:el!sbull u"pIu),plmalcoaljellfbcnchte rundghr hIrn! 
"'" Alle Lcitflidcn können unter rolgender Adresse abgerufen werden: 

wwwbmlfu .... , gytltJum'lloeltlbetnebl um""dlM;hUlt urnlum(matcna!lcollel,[uedeD hlml 
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Schigebiete; 

Handels- und Freizeiteinrichrungen, Industrie- und Gewerbeparks; 

Bergbauvorhaben. 

Im Jahr 2012 wurde der Leitfaden zur Erstellung der UmweltvenräglichkeitserkJärung ftir 

Städtebau vorhaben veröffentlicht. der speziell auf die Eigenheiten dieser Planungsvorhaben eingehl. 

Vom Umweltbundesamt wurden zum Thema UVP folgende Leitfadenss herausgegeben: 

Allgemeiner UVE-Leitfaden; 

Leitfaden ftir Abfallverbrennungsanlagen, thermische Kraftwerke und 
Feuerungsanlagen; 

Leitfaden .. UVP und IG-L". 

Ein Leitfaden zum Klima- und Energiekonzept wurde aufgrund der euerungen durch die UVP-G-

ovelle 2009 vom BMLFUW im Jahr 2010 unter Mirwirken des Umweltbundesamtes erstellt . 

Der Allgemeine UVE-Leitfaden wurde 2012 überarbeitet und enthält einen Überblick über die Grundlagen 

des VP-G 2000 und unterstützt bei der Auswahl und Konkretisierung der Inhalte einer 
Umwelrvenräglichkeitserklärung. Expen/innen der Behörden und des UBA ftihren ihre Erfahrungen und 

ihr Fachwissen mit Fokus auf die chutzgüter der UVP in dieser überarbeiteten Version zusammen. Mit 

Beispielen. aktuellen Verweisen auf Normen. Betrachtungsschwerpunkten und der verstärkten Betonung 

des "Scoping" sowie eines allflilligen "no impact slatemeor" soll die Qualität der UVE gesteigen, die 
Struktur der UVE gestrafft und die Bearbeitung ftir Projektwerber!innen. Planer!innen. 
Fachbeitragsersteller!innen und Sachverständige erleichten werden . 

3. ARBEIT KRE ISE MIT OE LA 0 REGlER GE UND DEM BMVIT 

EIN VP-A RB EITS KREIS . an dem Vel1reter!innen der Vollzugsbehörden der Länder, des 
BMVIT. des BMLFUW sowie des mweltbundesamtes teilnehmen findet regelmäßig stau. Zu diesen 

Arbeirskreisen wird zumindest jährlich. bei Bedarf auch in kürzeren Abständen eingeladen. Dabei erfolgt 
ein intensiver Informations- und Erfahrungsaustausch. Ziel ist es. eine möglichst einheitliche Vollziehung 

zu gewährleisten. gegenseitig von Praxiserfahrung zu profitieren und sich frühzeitig auf zukünftige Ent­
wicklungen einzustellen und diese auch mitgestalten zu können. 

In der gegenständlichen Berichrsperiode betrafen die Diskussionen insbesondere die durch die 
Verwaltung gerichrsbarkeirsnovelle 2012 ( eugestaltung einer zweistufigen Verwaltungsgerichrsbarkeit in 

Österreich) und die Folgegesetze geschaffenen Neuerungen ftir UVP-Angelegenheilen und -verfahren. die 

euerungen der verschiedenen UVP-G· ovellen, Enrscheidungen der Höchstgerichte. insbesondere auch 
jene des EuGH sowie die wesentlichen Inhalte der neuen UVP· RL 20 I 4/521EU. Weiters wurde über die 
Verordnung (EU) r. 37412013 zu Leitlinien ftir die transeuropäische Energieinfrastruktur (TE -E VQ) 

und die enrsprechenden innerstaatlichen Umsetzungsschriue, auf dem Gebiet der Leitfaden des BMLFUW 

über den überarbeiteten tädtebau· Leitfaden di kutien. 

4. UVP UND PRAXIS: ÖST ERREI C HISCHE R VP-TAG 

DER I. ÖSTERREIC HISCHE UVP -TAG zum Thema ,,Praxis der UVP und Beitrag zur 
Energiewende" fand am 5. ovember 2013 in Wien stau, veranstaltet vom ÖWAV, der 

Winschafrsuniversilät Wien und dem BMLFUW. In drei Blöcken. einer davon als Podiumsdiskussion 
gestaltet, widmete man sich den Themen ,.Beitrag des UVP-G zum Umwelrschutz", ,," bergang vom 

Umwcltsenat zum Bundesverwaltungsgericht" , "Mehrwen durch Bürgerbeteiligung" , ,,Änderung der 

'1 bnnjJ", ww uID'Achhunck\ilID! atluW'Adl\!luaUon/uH!5Uplu\-00C':'lcmlch !tu, e1Jculßdenl 
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Planungskultur durch die UVP" und Fragen des VerfahrensmanagemenlS. Schließlich stand noch die Frage 
der Umwelt verträglichkeit der Energiewende zur Di ku ion. Die Teilnahme unterschiedLichster Beteiligter 

aus Wirtschaft. von Behörden, Universitäten, Lnteressensvertrerungen und von der Planungsseite war sehr 

zahlreich und flihne zu lebhaften Diskussionen. 

Für Herbst 2015 i t wiederum ein ÖSterreichischer UVP· Tag in Zusammenarbeit mit der 
Wirtsehaftsuniversität Wien vorgesehen (11 . ovember 2015): dieser wird sich der neue ten Judikatur der 

Höchstgerichte und des BVwG in UVP·Angelegenheiten und den Themen zur Realisierbarkeit von 

Großprojekten, Infrastruktur und Ressourcen im Kontext von UVp· Verfahren widmen. 

s. Sn:LLUNG AHME DES BMLF UW ZU 
UMWEL TVERT RÄ G LI CH KErTSERKLÄ RUNGE 

EIN RECHT ZU R STE LL NGNAHME zu jeder Umweltverträglichkeitserklärung (UVE) 
haben gemäß § 5 Abs. 4 UVp·G 2000 der Umwehanwalt, die Standongemeiode sowie das BMLFUW. 

Dieses Recht wurde vom BMLFUW bi lang in den überwiegenden Fallen wahrgenommen. Zur 
Koordination und fachlichen Unterstützung bedient es sich dabei des Umweltbundesamte . 

Zu in gesamt 77 von 107 Umweltverträglichkeitserklärungen zu UVP·pflichtigen Vorhaben, die im 

Berichtszeitraum (1.1.2012 - 28.2.2015) bei den Behörden beantragt und dem BMLFUW übermittelt 
wurden. ist eine Stellungnahme erfolgt. Weiters wurden im Berichtszeitraum von den Projekrwerbem aus 

dem Bereich Schnellstraßen und Schienen (ASFINAG und ÖBB) freiwillig 4 Konzepte zu 

Umwehvemäglichkeit erklärungen (§ 4) vorgelegt, zu welchen in 2 Fallen Stellungnahmen abgegeben 
wurden, da dies aus umwellpolitischer Sicht geboten erschien. Aufgrund der kontinuierlich teigenden 
Anzahl der UVp· Verfahren in Österreich (insbesondere im Bereich Windenergie) und den gleichzeitig 

eingeschränkten Kapazitäten wurde seit dem Jahr 20 I 0 in einzelnen Fallen von einer Stellungnahme 

abgesehen. Die Entscheidung zu einem Vorhaben nicht Stellung zu nehmen, wird jeweils nach einer 
Grobsichtung der Umerlagen in relevanten Fachbereichen im Einzelfall getroffen. Dabei handelt es sich um 

Vorhaben. flir die im Vergleich zu anderen flif Stellungnahmen vorliegenden UVE eine geringere 

Umweltrelevanz der Au wirkungen eingeschätzt wird. 

Im Zeitraum zwischen Jänner 20 12 und 28 .2.2015 wurde zu 30 UVEs keine Stellungna hmen abgegeben. 
dabei handelte es sich bei 27 UVEs um Vorhaben zur ErriChtung von Wind.kraftanlagen . Die anderen drei 

UVEs sind der Ausbau einer bestehenden S·Bahnstrecke (S·Bahn FL.A.CH), die UVE "Parkplatz P3a . 

Flughafen Salzburg" und die eueinreichung eine Abbauvorhaben . Zu letzterem Vornaben wurde bereits 
Stellung genommen, bevor der Genehmigungsantrag durch den Projektwerber/die Projektwerberin 

zurückgezogen und geringfligig adaptien neu eingereiCht wurde. 

Die flir die Beuneilung der Umweltvenräglichkeit von dem Projektwerber/der Projektwerberin vorgelegten 

Unterlagen werden gemäß § 5 Ab .4 UVp·G 2000 von den jeweiligen Behärden unverzüglich an das 
BMLFUW bzw. das Umweltbundesarm übermittelt. Bei vier Umweltverträglichkeitsprüfungen im 

Berichtszeitraum (Windpark Gattendorf, Windpark Zurndorf U. Windpark Edmundshof und Windpark 

Bruckneudorf) wurden dem BMLFUW die Unterl.agen vom Amt der Bllrgenländischen Lande regierung 
nicht bzw. erst nach dem bereits ergangenen Genehmigungsbescheid gesendet. Eine Stellungnahme war 

daher nicht mehr zweckmäßig. 

Die Stellungnahmen des BMLFUWs zu UVEs sollen nicht ein Umweltverträglichkeitsgutachten gemäß 

§ 12 und § 24c UVp·G 2000 oder eine zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen gemäß 
§ 12a und § 24d UVP·G 2000 vorwegnehmen. Sie beziehen sich im Wesentlichen darauf. ob die Angaben 

der UmweltvemäglichkeitserkJärung volistUndig, aus agekräftig und pi au ibel iod und fachlich 
einwandfrei konzipien wurden . Aufgrund ihrer Objektivität und fachlichen Qualität dienen die 

Stellungnahmen in erster Linie allen UVP·Behörd.en als fachliche Unterstützung beim Begutachtungs· 

proze und der EnlScheidungsfindung. Sie tragen dazu bei, bundesweit vergleichbare QuaJitälSstandards 

l' 
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bei UVE- Einreichunterlagen zu erlangen. In den Stellungnahmen wird insbesondere auf folgende Punkte 

eingegangen: 

Darstellung des Untersuchungsrahmens; 

Vollständigkeil der Unterlagen im Hinblick auf die inhaltlichen Anforderungen des § 6 Abs. I 

UVP-G 2000; 

Methodisches Vorgehen zur Prilfung der Umweltvenräglichkeil sowie zur Erslellung der 

UmweltvenräglichkeilSerklärung; 

achvollziehbarkeil bei der Erhebung und Darstellung der Dalen. 

Die Qualitäl der beim BMLFUW eingelangten UmwellvenräglichkeilserkJärungen variien je nach 

Vorhabenslyp und Antragsteller/in. Prinzipiell iSI festzuslellen. dass in formaler Hinsichl der Großteil der 
Umwellvenräglichkeilserklärungen - wie dies auch schon im letzlen Berichtszeitraum feslgeslellt wurde ­

den gesetzlichen Vorgaben enlsprichl und übersichllich gestaltel ist. Ebenso werden viele fachliche 

Ansprilche heUle überwiegend enllilt. die am Beginn der UVp-pnichl oftmals nur fragmentarisch behandelt 

wurden oder ganz fehlten . Dies gilt beispielsweise fUr die verbindliche Festlegung einer ökologischen 

Bauaufsicht. Tendenziell nehmen mil der Größe des Vorhabens die Bearbeilungstiefe und Qualiläl der 
Unterlagen zu. Sind mehrere Planungsbüros mil der Erslellung einer UmweltvenräglichkeilSerklärung 
beauftragt. variien auch hier zumeisl die Qualiläl der einzelnen Fachbereiche. Von großer Wichtigkeil iSI 

die Koordination der UVE-Einreichunlerlagen. wodurch eine bessere Zusammenschau sowohl der 

SchutzgülerlFachbereiche als auch deren Wechsel wirkungen untereinander sichergeslellt wird. Die 
Stellungnahmetätigkeil sowie auch die Leitfaden zur Erstellung von UmweltvenräglichkeilSerkJärungen 

tragen zur Qualilälssteigerung in den Einreichunterlagen bei. Die zeigl sich etwa dadurch. dass bestimmle 
Punkte. die in den Siellungnahmen immer wieder eingeforden wurden. mil der Zeil slandardmäßig in den 

UVEs enthalien sind. 

Au ichl des BMLFUW wurde in den letzlen Jahren wiederhol I Ergänzungsbedarf in folgenden Bereichen 
der UVE-Unterlagen aufgezeigt: 

Ein durchgängiges methodisches Gesamtkonzepl zur Beuneilung der Umweltvenräglichkeil iSI 

vorzulegen. Dazu gehön eine nachvOllziehbare. vollständige und schutzgutspezifische 
Bewenung und Darstellung der Sensibilitäl des ISI-Zustandes sowie der Auswirkungen und 
Eingriffsintensitäl anhand geeigneter Krilerien. Weilers iSI die Sensibililäl mil der 
Eingriffsintensitäl zu verschränken. um die Erheblichkeil der Eingriffe zu ermilleln. Es sind fUr 

die Schutzgüter relevante Vermeidungs-. Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen zu 

beschreiben und in ihrer Wirksamkeil zu bewenen. Anhand der Gegenüberstellung der 

Maßnahmenwirksamkeil mil der Erheblichkeil der Eingriffe kann die verbleibende 

Ge amibelastung ermillelt werden. 

Im Hinblick auf die angefUhnen Maßnahmen iSI insbesondere darauf zu achten. Maßnahmen 

verbindlich vorzusehen. wenn sie Zur Beuneilung der Gesamlbelaslung herangezogen werden. 
DariJber hinaus sollten Maßnahmen zur Beweissicherung und laufenden KontrOlle angefUhn 

werden. um die Umsetzung und Wirksamkeil der Maßnahmen zu überprilfen und zu 

dokumentieren. 

Die Erhebung der Omengrundlagen (rur Ist-Zustand und Auswirkungen) muss nachvollziehbar 

dargestelli und die Bewenungssystematik rur die Einslufung der Sen ibilitäl bzw. 
Eingriffsintensiläl klar definien sein. Dies umfassl auch eine nachvollziehbare Abgrenzung und 

Begrilndung des gewählten Untersuchungsraumes je SchutzgUi (z.B. Unlersuchungsraum Vögel 
bei Windparks). Weilers sind kumulative Auswirkungen zu berilcksichtigen und zu bewenen. die 

Methodik iSI nach dem aktuellen Stand der Technik auszuwählen. es sind geeignele 

Indikalorgruppen und Kriterien heranzuziehen (betriffl insbesondere die Schutzgüter Tiere. 
pnanzen . Lebensräume. Waldökologie und Landschaft) und die Daten sind nachvollziehbar zu 

erheben (l.B. Repräsemalivitäl der gewähllen Messpunkle). 

" 
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Die umweltrelevanten Vor· und achteile bei Unterbleiben des Vorhabens bzw. die Darstellung 

des derzeitigen Umweltzustands und der voraussichtlichen Entwicklung der 
Umweltauswirkungen ohne Verwirklichung des Vorhabens ( ullvariante) sind anzufUhren. 

Weiters sind fUr die vom Projektwerber/von der Projetwebern geprüften Alternativen ein 

Vergleich der Umweltauswirkungen und die umweltrelevanten Auswahlgriinde darzustellen. 

Es ist auf die Konsistenz der Unterlagen zu achten. Dazu gehören insbesondere die Vermeidung 

von Widersprüchen zwischen den angefUhrten tabellarischen Darstellungen und dem Aießte~t 

und die Konsistenz der Angaben in den Fachberichten und im UVE·Bericht bzw. in der UVE· 

Zusammenfassung. 

Die Stellungnahmen des BMLFUW sind über die UVP· Datenbank des mweltbundesamtes abrufbar 
(siehe dazu Kapitel V.5. UVP· Dokumentation). 

Zur Qualitätssicherung der Stellungnahme wurde beim Umweltbundesamt. dessen sich der BMLFUW fUr 
die Stellungnahmen zu UVEs und UVE· Konzepten fachlich bedient, eine Reihe von Maßnahmen gesetzt. 

Dazu zählen unter anderem die Erstellung. Anwendung und Aktualisierung fachspezifischer interner 

Checklisten. durch die bei der Begutachtung von UVEs eine gleichbleibende Qualitlit der teIlungnahmen. 
unabhängig von der begutachtenden Person, sichergestellt wird. Weiters trägt ein jährlicher. interner 

Au tausch mit allen an den UVE·Stellungnahmen beteiligten E~penlinnen wesentlich zur 

Qualitätssicherung bei . Im Rahmen dieser Treffen zur Qualitätssicherung werden Verbesserungspotentiale 
und Änderungen im Hinblick auf die Abläufe und Lnhalte der Stellungnahmen diskutiert. die dann in die 

Erarbeitung der Stellungnahme integriert und somit in deren msetzung sichergestellt werden. 

6. NACHKONTROLLE 

ElNE ACHKONTROLLE ist gemäß 22 UVp·G 2000 i.d.g.F. fUr Vorhaben der palte I 

(gemäß Anhang I UVp·G 2000 i.d.g.F.) durchzufUhren. Die achkontrolle i t von den zur VOlIziehung der 
einzelnen Materiengeselze zuständigen Behörden gemeinsam mit der UVP·Behörde durchzufUhren. Für 

Vorhaben de 3. Abschnittes i t die achkontrolle gemäß 24h Abs. 5 und 6 durchzufUhren. Mit der 

UVp·G· ovelle 2009 wurde der § 22 Abs. I dahin ergänzt. dass die Initiative zur achkontrolle der UVp· 
Behörde übertragen wurde. Der Zeitpunkt der ach kontrolle ist entweder im Abnahmebescheid (§ 20 

Ab . 5) bzw. - wenn eine Abnahmeprüfung nicht zweckmäßig is t - im Genehmigungsbescheid (§ 20 

Abs. 6) festgelegt. 

Gegenstand der achkontrolle ist die Überprüfung der Einhaltung des Genehmigungsbescheide und der 
anzuwendenden nonnativen Bestimmungen. Weiters ist ein Vergleich der in der UVP getroffenen 

Annahmen und Prognosen über die Umweltauswirkungen mit dem Ist·Zustand vorzunehmen. In der Praxis 

hat es sich hier bewährt. je nach Umweltauswirkungen Schwerpunkte LU setzen. Die Nachkontrolle sollte 
v.a. auch dazu dienen. Erkenntnisse fUr zukünftige UVp· Verfahren zu dokumentieren z.B. durch 
Identifizierung problematischer Bereiche bzw. bester Praktiken. Dazu gehört u.a die Evaluierung von 

Maßnahmen zur Feststellung der Effizienz von Ausgleichs· und Segleitrnaßnahmen. 

In der UVP·Dokumentation lagen am Ende des Berichtszeitraums (28.02.2015) Unterlagen zur 
Nachkontrolle von 29 UVp· Verfahren vor. Zum selben Zeit gab es 176 genehmigte VP· Verfahren 

(Spalte I· Verfahren), fUr die grundSätzlich eine achkontrolle erforderlich ist. Bei 50 Verfahren davon 

wurden bereits die Abnahmeprüfung bzw. Teilabnahmeprüfung(en) durchgefUhrt. Der Zeitpunkt der 
Nachkomrolle fUr ein UVP· Verfahren kann je nach Saubeginn und Dauer der Errichtungsphase stark 

variieren. 

eben solchen zeitlichen Abläufen, die verzögernd auf die achkontrolle als den letzten Verfahrensschrill 

wirken können. sind die UVP·Sehörden bei der DurchfUhrung der achkontrolle zudem mit einigen 
Herausforderungen konfrontiert. So ind bei jedem UVp. Verfahren mehrere Sehörden an der 

achkontrolle beteiligt. Dies verursacht erheblichen Koordinierungsaufwand und fUhrt in manchen Fällen 
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zu Unklarheiten, wer wofür lUständig ist. Manche Behörden fuhren die mangelnde Auseinandersetzung mit 

dem Thema" achkontrolie" U.a. auf knappe personelle Ressourcen (insb. Sachverständige) zurück. Auch 
ist nicht immer klar, in welcher Weise der Projektwerber/die Projektwerberin eingebunden werden kann 
(fachlich und finanziell). 

Die Nachkomrolie ist ein durchaus wichtiger Schritt zur Überptiifung, ob die in der UVE angenommenen 

Umweltauswirkungen tatsächlich eingetreten sind und die vorgesehenen Maßnahmen entsprechend den 
Annahmen der UVE oder des UVGA in der Praxis wirksam geworden sind. Dies gih insbesondere für 

Schutzgüter wie Boden, Landschaft, Tiere, Pflanzen und deren Leben räume, für die es keine etablienen 
gesetzlich geregelten Kontrollsysteme gibt. wie die e etwa für die Bereiche Luft oder Wasser vorliegen. 

Die von den Behörden Ubermillehen Umerlagen zur achkontrolle bestehen großteils aus knappen 

Mitteilungen der jeweiligen Behörden bzw. Behörden-Sachverständigen (Abfallrecht. Wasserwinschaft, 
Gewerberecht, Forstrecht, etc.). Es werden Aussagen über die Konformität der geptiiflen Anlagen mit den 

Auflagen im UVP-Be cheid gemacht. Im (sehenen) Idealfall werden alle im UVP-Verfahren relevamen 

Schutzgüter bzw. Fachbereiche im Rahmen der Nachkontrolle behandelt. So werden im Optimalfall u.a. die 

Lage und Eigenschaften von Ausg leichsflächen und Aufforstungen überprüft und bewenet. Dabei kommt 
es vor. das sich manche Teilflächen nicht wie geplam emwickelt haben . In solchen Fällen wird dem 
Projektwerber/der Projektwerberin aufgetragen, achbesserungen vorzunehmen. Bei der Errichtung einer 

Müllverbrennungsanlage wurden u.a. die Ergebnisse einer bioindikatorischen Beweissicherung betreffend 

Dioxine. die als Auflage im UVP-Bescheid enthalten war. geptiifl. Referenzwene vor inbetriebnahme der 
Anlage wurden mit den Wenen aus den ers1en 5 Belriebsjahren verglichen, wodurch langfristigen 

Kumulationseffekte im Boden oder in Lebewesen und somit eine Beeinträchtigung der Schutzgüter 

wildlebende Tiere und pnanzen durch Erni sionen der Müllverbrennung anlage im Normalbetrieb 
ausgeschlossen werden konnten. 

Solche im UVP-Bescheid verankene regelmäßige Kontrollen (wie Beweissicherungen, MonilOring, etc.) 

von im Bescheid festgelegten Aunagen erleichtern die später erforderliche Nachkontrolle jedenfalls und 
stellen eine bessere Nachvollziehbarkeit der fachlichen ÜberpriJfung sicher. 

Ein "best practise" Beispiel für eine sehr übersichtlich und detaillien erarbeitete Dokumentation der 
achkontrolle ist das Verfahren der Bundesstraße S I-Süd. Insgesamt waren neben der UVP-Behörde 13 

unterschiedliche Stellen (Abteilungen der Behörden) und der Projektwerber/die Projektwerberin in die 
Dokumentation der Nachkontrolle involvien. Das Verfahren umfasst auch sieben Anschlu stellen, die an 
der SI -Süd situien smd. Aus dem Bericht werden der zeitliche Ablauf der achkontrolle, die ei.nbezogenen 

Stellen und der fachliche Input aller Bet.eiligten nachvollziehbar. Grundlage rur die Überprüfung waren 
vom Projektwerber/von der Projekrwerberin erstellte Unterlagen (u.a. ein Begleitbuch) in dem alle 

Maßnahmen und Auflagen der Verordnungen und Bescheide zu ammen gestellt und deren Status während 
der Enichlungsphase bzw. ein Jahr nach Verkehrsfrei gabe dokumentien sind. Ebenso stand ein 
Monitoring-Bericht zur Verfügung, der die Ergebnisse und Beuneilungen zu spez.iellen 

naturschutzfachlichen Maßnahmen über einen Zeitraum von drei Jahren dokumentien. 

Überprüft wurden die Erfullung vOn Maßnahmen der UVE und die Erfüllung der Auflagen der 
Trassenverordnung bzw. des Genehmigungsbescheides sowie die Übereinstimmung von Annahmen und 

Prognosen in der UVE. Eben 0 wurde auf die Auflagenerflillung von Bescheiden der acht mitwirkenden 

Behörden eingegangen. im Rahmen der Nachkontrolle wurden l .B. an den Messpunkten im ahbereich der 
S I in der Nacht in allen Abschnitten deutliche Überschreitungen der gemessenen Schall pegel im Vergleich 

zur Prognoserechnung der UVE festgestellt. Daher erfolgte eine genaue Betrachtung und Überptiifung 

jener Wohnobjek:te entlang der Trasse der S I-Süd, die gemäß UVE im Maßnahmenpianfall 2010 knapp 
unter dem zum Zeitpunkt der Genehmigung gültigen Grenzwert vOn 55 dB in der acht Liegen . Unter 

Betiicksichtigung der Ergebni se der lärmtechnischen Kontrollmessung 20 II konnte festgestellt werden, 
das der Grenl wen weiterhin bei allen Wohnobjekten eingehalten wird. Zur Verminderung der 

Schallemissionen entlang der S I-Süd wurde eine verstärkte Überwachung der Fahrgeschwindigkeiten rur 

~I 
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LKW (80 kmlh am Tag, 60 lem/h in der achl) durch die Exekutive vorge chlagen, da ein nichl 

unwesentlicher Anteil der Emission aur die Überschreilung der verordnelen Höchslgeschwindigkeilen 

zuruckzuftihren isl. 

Die ach kontrolle hai in den vergangenen Jahren an Aktualität gewonnen. da aurgrund der 

voranschreilenden Zeit immer mehr (nach UVP-G 2000 i.d .g.F.) genehmigte Vorhaben rertiggestellt 
werden. Dadurch werden immer mehr achkontrollen fallig (nach Ablaur einer 5-Jahresrrisl ab 

Fertigstellung). Von den insgesaml 29 Nachkontrollen. die bereilS durchgefUhrt wurden. rallen 19 in den 

BerichlSzeitraum von 1.1.2012 bis 1.3. 2015. Die ersle Nachkontrolle rand im Jahr 2007 Slall. 

7. VP-OOK ME TATION 

GEMÄSS § 43 UVP-G 2000 hai der Bundesminister/die Bundesministerin fUr Land- und 
Forslwirtschart, Umwelt und Wasserwirtschart eine UVP-Dokumentation einzurichlen, in der die nach dem 

UV P-G 2000 und anderen Geselzen durchgefUhrten mweltverträglichkeilSprurungen erfasst werden. 

Er bedienl sich auch daflir des Umweltbundesamtes. Die Dokumentation hai insbesondere die 

FeslSlellungsenlSCheidungen (§§ 3 Ab . 7 und 24 Abs. 5 UVP-G 2(00), die Umweltvenräglichkeils­

erklärung des Projektwerberslder Projektwerberin. die wichtigsten Ergebnisse des mweltvenräglichkeilS­

gutachlens oder der zusammenrassenden Bewertung. die wesentlichen Inhalte und Grunde der 
Entscheidung(en), die Ergebnisse der Nachkontrolle sowie Angaben über die jedes Jahr durchgefUhrten 
Verfahren mit Art. Zahl und Verfahrensdauer zu enthalien und einen akluellen Link aur die Intemetseiten 

der UVP-Behörden, aur denen Kundmachungen gemäß § 9 Abs. 4 UVP-G 2000 erfolgen. zu lellen. Diese 

nterlagen sind dem Bundesminister/der Bundesministerin fUr Land- und Forstwinschart. mwelt und 

Wasserwinschart von den zuständigen Behörden zu Ubennineln . 

Die Dokumentation iSI örrentlich zugänglich . Anrragen bezüglich laurender bzw. bereilS abgeschlossener 
Verfahren kommen zumeisl zum einen von interessierten Anrainer/innen. anderersei ts von Planungsbüros. 

die zur Erslellung von UmweltverträglichkeilSerklärung oder Fachgutachlen beaurtragt sind. 

Eine EDV-Dalenbank zum leichteren Abrragen standardisierter Daten iSI aur der HomepageS6 des 

Umweltbundesamtes zugänglich. In dieser sind auch die teIlungnahmen des BMLFUW zU den 
mweltvenräglichkeilSerkJärungen gemäß § 5 Abs. 4 UVP-G 2000 abrurbar. Allgemeine lnronnationen zu 

den Verfahren gemäß UVP-G 2000 in Ö terreich sind ebenralls aur dieser Homepage enthalten. Aur den 
Inlemelseiten des Umweltbundesamtes sowie des BMLFUW sind auch weitere Inrormationen zur UVP in 

Österreich abrurbar (vgl. dazu Kapitel IX .). 

,. bnpnv. v. \4" umy.rhbuncko;amt.atlumv.c!IMjbutlJu\ p .. uOC'maYu\ [)()()\C'mlcblu .. OOatcoNnkl 
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SEIT 2007 werden Aufzeichnungen ilber die Zugriffe auf die UVP-Datenbanken geftihrl. Auf die FeslStell ungsbescheid-Datenbank wird seit 1. 1.2008 
durchschnittlich ca. 1900-mal pro Qua rtal zugegriffen. Die Wene vom drinen und vienen Quanal 2008 und 2009 sowie vom zweiten und dri tten Quanal 2010 weichen 
aufgrund von fehlenden Zugriffsdaten ftir einzelne Monate extrem vom Durchschnin ab. 
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Auf die Genehmigungsbescheid-Datenbank wird seit 1. 1.2008 durchschnittlich ca. 2550-mal pro Quanal zugegriffen. Die Werte VOm dritten und vierten Quanal 2008 
und 2009 sowie vom zweiten und dritten Quanal 2010 weichen aufgrund von fehlenden Zugriffsdmen rur einzelne Monate extrem vom Durchschnitt ab. 
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VI. ZUR TÄTIGKEIT DES UMWELTRATE 

I. AUfGA BE DES UM W ELTRATES 

DER UM WEL T RA T konstituiene sich am 19. Dezember 1994 auf der Grundlage des § 25 

Abs. I. Er hat folgende Aufgaben: 

Auskünfte und Berichte über Fragen der UVP und des konzentrienen Genehmigungsverfahrens 

von den zuständigen Organen zu verlangen: 

die Auswirkungen der Vollziehung der Bestimmungen über die UVP auf den Umweltschutz zu 

beobachten und die Ergebnisse solcher Beobachtungen dem Bericht der/des BM LFUW an den 

at ion al rat gemäß § 44 beizurugen: 

den Bericht der/des BMLFUW an den Nationalral gemäß § 44 durch eine tellungnahme zu 

ergänzen: 

Anregungen zur allfalligen Verbesserung des Umweltschutze gegenüber den gesetzgebenden 

und vollziehenden Organen auszusprechen: 

auf Antrag einesIr der dem Umweltrat angehörenden Venreter/innen der politischen Paneien 

Fragen von grundSätzlicher Bedeutung rur den Umweltschutz in Beratung zu ziehen. 

Auf Ersuchen des Umweltrates haben die zuständigen Bundesminister/innen und Landesregierungen 

diesem über Erfahrungen auf dem Gebiet der UVP und der Vollziehung des UVP-G 2000 sowie der 
Bestimmungen über die UVP in anderen Gesetzen aus ihrem Bereich zu berichten. 

2. Z SAMME ET Z G UND G c HÄFT ORDNUNG DES M WE LTRATES 

DER M WEL TRA T besteht derzeit aus 23 Mitgliedern und 23 Ersatzmitgliedern. die gemäß 

§ 26 von den im Hauptausschuss des ationalrates venretenen politischen Paneien. der 

Bundesarbeiterkammer. der Winschaftskammer Österreichs. der Präsidentenkonferenz der 

Landwinschaftskammern. dem österreichischen Gewerkschaftsbund, der Lande hauptleutekonferenz. dem 
Gemeindebund. dem tädtebund, dem BMLFUW. dem BKA, den Umweltanwältlinnen und den nach § 19 

Abs. 7 anerkannten Umweltorganisationen nominien werden . 

DerIDie Vorsitzende und zwei stellvenretende Vorsitzende werden von den Mitgliedern aus den eigenen 

Reihen rur die jeweilige Legislarurperiode gewählt. Die stellvenretenden Vorsitzenden übernehmen im 
Falle einer Verhinderung der/des Vorsitzenden im Halbjahreswechsel deren/dessen Rechte und Pflichten. 

Nach Herrn Josef Anhold (bis 2(03). Herrn Abg. R Erwin Hornek (bis 2014) wurde HelT Abg. R 

Johann Hölinger zum Vorsitzenden gewählt. 

Der mweltrat hat am 2. März 1995 eine Geschäftsordnung beschlossen. die seither einmal. am 27. 1.2014. 

ergänzt wurde. indem eine Bestimmung über die Beiziehung von Expenlinnen zu Sitzungen des 

Umweltrates beschlossen wurde. Die Geschäftsordnung regelt den internen Geschäftsbetrieb des 

Umweltrates wie z.B. Rechte und Pflichten der Mitglieder und Ersatzmitglieder. Aufgaben deslder 

Vorsitzenden und deslder stell venretenden Vorsitzenden. Fragen der Offen legung. Beschlussfassung, 

Einsetzung von Arbeitsausschüssen usw. 

3. [TZ NG E OE UM WEL TRA T ES 

J EDES M ITG U E O hat rur die Dauer einer Bestellung Sitz und Stimme im Umweltrat. Die 

Mitglieder des Umweltrates sind verpflichtet an den Sitzungen des Umweltrates teilzunehmen. Die 

Ersatzrnitglieder können mit beratender Stimme an den Sitzungen teilnehmen und sind im Falle einer 

Verhinderung des Mitgliedes stimmberechtigt .. 

Der Umweltrat wird von seinem Vorsitzenden nach Bedarf einberufen. mindestens jedoch einmal in jedem 

Halbjahr. Weiters ist der Umweltrat von dem Vorsitzenden auf schriftliches Verlangen eines Mitgliedes 

unter Angabe des gewünschten Verhandlungsgegenstandes oder auf Grund eines Beschlusses des 

Umweltrates oder des Begehrens des mweltsenates einzuberufen . 
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Der Umwelrral kann aus seiner Miue sländige oder nichl ständige Arbeitsausschüsse bilden. denen er die 

VorbereilUng. Beguta hrung und Bearbeirung einzelner Angelegenheilen übertragen kann. 

Seil Be tehen des Umweltrates wurden 28 Sitzungen abgehalten. In den Sitzungen im Berichtszeirraum -

15.6.2012.27.1.2014.8.10.2014 - wurde seilens des BMLFUW jeweils über aktuelle Gesetzesänderungen. 

den aktuellen tand der Verfahren gemäß UVP-G 2000, über die EntsCheidungen des Umweltsenates und 

des Bundesverwaltungsgerichts, über besonders relevante Judikatur der Höch tgerichle und österrei hische 
Verfahren vor dem EuGH. über grenzüberschreitende UVP-Verfahren nach der Espoo-Konvention sowie 

über sonstige aktuelle UVP-relevante Themen berichtet. 

In den Sil2ungen des Umwelrrates während des Berichlszeitraumes waren insbesondere die VP-G-
ovelle 2012. die Diskussion um das Vertrag verletzungs verfahren r. 201212013 betreffend die 

Umsetzung des Art. lOa (nunmehr Art. 11) der UVP-RL und die Umsetzung der VP-relevanten TE -E­

VQ in Österreich Gegenstand von Diskussionen. Der Wirtschaftsminister wurde vom Umweltral zur 
Einbeziehung des BMLFUW in die Erarbeitung des Handbuches nach Art. 9 TEN-E VQ ersucht. 

mfassend wurden dem Umwelrrat vom BMLFUW auch die euerungen zur Änderungs-RL 20 I 4/521EU 

(Kap. 11.1.1.) dargelegt. 

Der 6. UVP-Bericht wurde dem Umweltrat Ubenniuelt und in der Sitzung am 15.9 .2015 diskutiert. 

4. GESCHÄFT fÜ HRU G 

DlE GESCHÄITSf " HR UNG des Umweltrntes obliegt dem BMLFUW. Diese umfasst 

insbesondere folgende Tätigkeiten: 

Die Unterstützung der Mitglieder bei der Erftillung ihrer Aufgaben im mweltrnt. 

die Unterstützung des Umwellrates. des/der Vorsilzenden. der Arbeitsausschüsse und des 
Berichlerstauerslder Berichlerstauerin bei der Erftillung seiner/ihrer Aufgaben. 

die VorbereilUng der Sitzungen und Arbeitsausschüsse des Umweltrntes. 

die ProtokollfUhrung und Versendung, 

die Veranlassung der Auszahlung des Ersatzes der Reisekosten gemäß § 26 Abs. 5. 
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VII. UVP IN EUROPA UN D INTERNATIONAL 

I. vp·RL 

Z R YP·RL generell siehe Kap. 11.1.1. 

Ä DERV G DER VVP· RL: 

Die UVP· RL wurde im BerichlSzeitraum inhaltlich durch die RL 20 I 4/521EU geänden. siehe Kap. 11.1.1 . 

AKTIVITÄTEN DER KOMM I 10 Z R ANWE DUNG DER YP·RL: 

Die Kommission hat im Jahr 20 13 Leitfaden zur Berücksichtigung des Klimawandels und der Biodiversität 

in der UVP und der Strategischen Umweltprüfung ( P) publizien und im Jahr 2015 den Leitfaden zur 
Lnterpretation der Projektkategorien der Anhänge I und 11 der UVp·RL überarbeitet." Aufgrund der RL 

2014/521EU hat die Kommission Leitlinien zur Einführung koordiniener oder gemeinsamer Verfahren bei 

Vorhaben. für die neben der UVP auch andere Umweltprüfungen (z. B. aufgrund der ffij . oder 
Vogelschutz·RL) erforderlich sind. zu erstellen. Die Veröffentlichung dieses Leitfadens soll Anfang 2016 

erfolgen. 

REGELMÄ IGES EXPERTIlN ENTREFFE Z R UVP·RL: 

Die Kommission veranstaltet zweimal jährlich ein Expenlinnentreffen zur Anwendung der UVP·RL. In 
diesem Rahmen werden neueste Entwicklungen in den einzelnen Mitgliedstaaten. Judikatur des EuGH und 
Vollzugsfragen zur UVp·RL diskutien. Die Protokolle werden seit 201 1 veröffentlicht unter: 

hnp://ec.europa.eulenvironmentle,almeetings.htm 

Von 12. bi 13. ovember 2015 werden die Europäische Kommission und die Europäische 
Investitionsbank in Luxemburg eine UYP·Konferenz veran talten. die sich in Form von drei ArbeilSkreisen 

mit den (weiteren) Umseuungserfordemissen und offenen Fragen der Änderungs-RL befassen wird. 

2. T RA E ROPÄI C HE ETZE E ERGIE - VO (E ) R. 347/2013 

OIE VERORD G (E ) r. 347/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates zu 
Leitlinien rur die transcuropäische Energieinfrastruktur (TE · E) vom 17. April 2013 betrifft 
Iranseuropäische Energieinfraslrukturen und etablien ein fllrderflihiges System für "Vorhaben von 
gemeinsamen Interesse" (P I) in Europa.'s Diese Verordnung hat die besch leunigte Durchsetzung des 

dringend benötigten Ausbaus der europäischen Energieinfrastruktur zum Inhalt und ist unmillelbar 
anwendbar. Soweit die T E · E· VO jedoch verfahrensrechtliche Bestimmungen enthält. i t auch eine 

begleitende innerstaatliche Regelung notwendig. 

Als betroffene Infrastrukturkategorien nennt die TE ·E· VO Strom!eitungen. Slromspeicheranlagen. 

Fernleitungen für den Transpon von Gas. Speicher für Gas und Rohrlei tungen flir den Transpon von Erdöl 
und CO2 samt deren Speicher. jeweils samt ebenanlagen flir diese Projekte. Die Vorhaben werden in einer 

von der Europäischen Kommi sion zu erstellenden Unions!iste ( .. PCI· Liste") angefilhn.'" Aufgrund der 

Größe dieser meist grenzüberschreitenden Vorhaben ist vielfach der Schwellenwen nach dem Uvp·G 2000 
überschrillen und damit überwiegend eine UVP rur solche PCI notwendig. 

Als notwendige innerstaatliche Begleitregelung ist daher ein neuer 6. Abschnill im UVp·G 2000 mit 
Sonderbe timmungen für dies UVP.pflichtige Vorhaben von gemeinsamem Intere se nach der TEN·E· va 
geplant. die e ine entsprechende begleitende Umsetzung unter Anwendung des UVp· Verfahrens nach dem 

bisherigen System bestmöglich garantieren sollen. Eine RV wurde im Juni 20 15 im WinschaflSau schuss 

n bupUn CUJ'QN Cukn\ IrooIlKOIlc,aIpd[4:Q) er 2QI5 pd( 

11 Auch aus dem Engl als .. PCI'· bcwchnct ProJects ofCommon Int~l 
" Oie mlC Union lis te • • 1 dcJcg.tene VO (EU) Nr 139JflOI3 <kr EuropallChcn Komnus ion . .... "Urde am 14 10.2013 \erabschledet und Wird 

aUc Z"<'CI Jah~ cmcuen. Dlc zweite UnlOnshste wmt 00zc1' ~Itct. 
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behandelt. vom Nationalrat aber noch nicht beschlossen. Siehe dazu die RV 626 Blg. R XXV.GP: 

Energie-Injraslrllklllrgesell. (ink!. UVP-G-Novelle). 

3. GRE ZÜßERSCHREITENDE UVP-VERFAHREN ACH DER ESPOO-KONVENTIO 

GEMÄSS DEM ESPOO-ÜßEREINKOMME der U IECE über 
Umweltverträglichkeilsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen - umgesetzl in der EU-UVP-RL und im 

UVP-G 2000 _ 00 iSI bei be limmten Vorhaben. sofern diese vorauS ichllich erhebliche. 

grenzüberschreitende nachteilige Umweltauswirkungen haben können. eine grenzüberschreilende 
Umweltvenräglichkeitsprüfung unter Beteiligung des betroffenen Staates und seiner Öffentlichkeit 

durchzuführen. Die vorau sichtlichen Umweltauswirkungen sind in einer UVP-Dokumenlation (i.S.d. 

österr. UVE) zu beschrieben und ZU bewenen. Die Öffentlichkeit des möglicherweise belroffenen Staates 

ist vom geplanten Projekt :w infonnieren und es ist ihr im selben Umfang wie der Öffenllichkeit des 

Ursprungsslaats eine Möglichkeit zur Stellungnahme einzuräumen. Diese teIlungnahmen sind von den 
UVP-verfahrensführenden Behörden de Ursprungstaates zu berücksichtigen. Auf Verlangen sind bilaterale 
Staaten-Konsultationen möglich . Die Ergebnisse der UVP sind bei der (den) 

Genehmigungsentscheidung(en) zu berücksichtigen. 

Um die Verpnichtungen aus diesem Übereinkommen besser erfüllen zu können. sieht die Konvention in 
An. 9 vor. dass bilaterale oder multilaterale Übereinkommen und sonstige Vereinbarungen abgeschlossen 

werden. Mit der Slowakei konnte solch ein Abkommen, in Kraft getreten am I. Februar 2005. 
unterzeichnet werden.· ' Mit der chweiz und Liechtenstein wurde als Vorstufe rur ein allfiilliges tri laterales 

Abkommen eine gemeinsame Richtlinie festgelegt. die in der Praxis bereits angewandt wird. 

Die Espoo-Konvention wurde beim zweiten und drillen Treffen der Vertragspaneien (Meefing of'he 

Panies - MoP) insbesondere im Anwendungsbereich (Angleichung an die EU-UVP-RL) geänden. Diese 

Änderungen, die bereits im UVP-G 2000 umgesetzt sind und daher keine Gesetzesänderung nach si h 
ziehen, wurden von Österreich bereits ratifi7.ien.62 

Das BMLFUW - es fungien auch als Espoo- Kontaklstelle in Österreich - nimmt regelmäßig an den 

Vertragsstaatenkonferenzen (Meeting of ,he Panies. MoP) und den Arbeitsgruppen zur Konvention teil. 
Das jüngste Vertrag taaten-Treffen zur Konvention. MoP-6. fand vom 3.-5. Juni in Genf 20 14 statt. 

Grundlegende Aufgabe dieser Konferenzen ist e . die Umsetzung der E poo-Konvention zu begleiten und 

Zu überprüfen. im Plenum werden entsprechende Beschlüsse gefas t (u.a. zu Budget und Arbeitsprogramm. 
Personalfragen der Konventionseinrichtungen. Entscheidungen des Implememationskomitees. Fragen und 
Richtlinien der Konvention auslegung, etc.). Zur Prüfung der Einhaltung der sich aus der Espoo­

Konvention flir die Venrag paneien ergebenden Verpnichtungen besteht ein eigenes Implemenlation 

Commiuee (IC). das 2001 bei MoP-2 eingerichtet wurde und aus acht Mitgliedern besteht. die von den 
Ven.ragspaneien nominien und von der Konferenz gewählt werden . 

Beim MoP-6 war ein Fall VOr dem Implememierungskomitee von besonderem Lmeresse. bei dem es um die 

um Fragen der UVP-Pnicht und damit der Pnicht zur Durchflihrung eine grenzüberschreitenden 
Verfahrens mit betroffenen Staaten bei Vorhaben ging. die auf eine Lebensdauerverlängerung von 

AKWs geriChtet ind. Gegen land der Erönerungen im Komitee und folglich bei der Konferenz war das 
ukrainische Vorhaben "Lebensdauerverlängerung der Blöcke I & 2 des KKW Rivne", das 2011 durch eine 
ukrainische NGO vor das Komitee gebracht wurde. Dieses kam zum chlus. dass die 

Lebensdauerverlängerung des K.KW Rivne, nach Auslaufen der ursprünglichen Betriebsgenehmigung. auch 
bei Unterbleiben jeglicher Arbeiten. als ein geplantes Projekt im Sinne des An. lAbs. 5 Espoo-Konvemion 

110 Das Espoo-Obcreinkommen Ober die UVP Im grenzObcrschrt"llenden Rnhmen wurde: "00 der U -Wil1S(;haftskommissloo rur Europa 
(ECE) ~Itel und iSI ~I 10. September 1991 in Kran. Osltnt.ich tun die Espoo.Koo .... eouon im Juli 1994 raufizien. BGBI. UI 
Nr. 201/1997. DIe Verpflichtung Zut EinfUbrung eines Verfahrens tur UVP im grenzOber5chreitcnden Rahmen 'Mo'\.IItlc m Os-Ierrtlch dun:h 
f 10 UV P-G 2000 .. IIUlI. 

t t eeBI H1 Nr. If200S. 
~ Diese Anderuna;en smd J~h mangds ausl1!'ic~ndr:r Ratifizierungen \100 M itgUedsla,uen noch nicht in Kraft geuelen und .... 'Urden daher 

Im 8GB!. noch mcht \"C~:röffcntlic::hl. 

n 
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anzusehen isl. Da diese generelle Au legung in der Konferenz keine ungeteilte Zustimmung fand, betonte 

die letztlich angenommene EnlSCheidung den besonderen Einzelfallcharakter dieses Vorhabens, der nicht 

ohne weileres auf alle derartige Falle übertragbar sein müsse, wobei eine Rolle spielte, dass zwischen der 

Erneuerung einer ursprünglich befristeten und der Bestätigung einer ursprünglich unbefristelen 
BeLriebsgenehmigung zu unterscheiden sei . Im Lichle ähnlich gelagerte Fälle könnte diese EnlSCheidung 

dennoch über den konkreten Anwendungsfall hinaus BedeulUng haben. da die analoge Anwendung ftir 
gleichgeanele Falle (ursprünglich befristete BeLriebsgenehmigung: EnlSCheidung zur 

Lebensdauerverlängerung) nichl ausgeschlossen isl. 

Bisher haben grenzüberschreilende VP-Verfahren mil allen österreichischen achbarstaaten 

slangefunden, wobei sich Österreich vor allem an Verfahren zum Au - oder Neubau von Alomkraflwerken 
beleiligt. ISI Österreich hingegen rsprungsland eines Vorhabens, das auch grenzüberschreilende 

Auswirkungen auf achbarstatlen haben kann, so handelt es sich meisl um Windparks oder 
InfrastruklUrvorhaben (Straße und Schiene). 

eil Beginn der grenzüberschreitenden Verfahren mil anderen Slaalen nach der Espoo-Konvention und der 

VP-RL wurden bzw. werden bis zum Stichtag 30, Juni 2015 insgesaml 63 Verfahren geftihn, davon 
war bzw. i I ÖSterreich 50 Ma l betrofTene Panei und 13 Mal rsprungspa rtei. 

Von diesen Verfahren wurden bis zum 30. Juni 2012 (also belreffend die früheren Berichle) in gesamt 

28 Verfa hren durchgefühn und a bgeschlossen . Davon war Österreich 23 Mal betroffene Panei und 5 Mal 
Ursprungspanei. Von den 23 Verfahren mil Österreich als betroffener Panei betrafen /4 Verfahren 

Nuk/earange/egenheiten: davon galten wiederum 7 Verfahren dem Neu- oder Ausbau von 
Alomkraflwerken sowie einer Laufzeilverlängerung, 7 Verfahren galten der die ErrichlUng oder 

Erweiterung von Lagerstätlen für uklearabfälle. Zur entsprechenden Liste siehe im Anhang unter X.2. 

Zwischen L Juli 2012 und 30. Juni 2015 wurden 15 zwischenstaatl iche Verfahren nach der Espoo­
Konvention abgeschlossen: in 9 Verfahren war Österreich betroffene Panei. in 6 Verfahren 

Ursprungspanei. Von den 9 Verfahren mil ÖSlerreich als betroffener Panei galten 6 Verfahren 

Nuklean'orhaben (4 geplante AKW-Neu- oder Ausbaulen, 2 Errichtungen oder Erweilerungen von 
Lagerstätlen für nuklearen Abfall), die restlichen Verfahren betrafen ein Straßenbauvorhaben, ein 
Bergbauvorhaben und ein Wintersporterschließungsvorhaben. 

Zum 30. Juni 2015 sind noch insgesami weitere 20 Verfahren ofTen und im Laufen, davon in zwei 
Fallen mil Österreich als Ursprungspanei und in 18 Fallen ist Ö terreich betroffene Panei. Von diesen 

18 noch offenen Verfahren gelten wiederum 9 Nuk/earvorhaben (6 eu- oder Au bauten von 
Atomkraflwerken, ein Kraftwerks-Rückbau und 2 ErrichlUngen bzw, Erweiterungen von Lagerstätlen). Die 
restlichen 9 offenen Verfahren betreffen Wasserbau vorhaben, Schienen- und Straßenbauvorhaben. einen 

Golfplalz, ein Erschließungsvorhaben und einen Augfeldausbau. 

Von den SO Verfahren, an denen Ölerreich als betroffene Panei bisher teilgenommen hai bzw. 

gegenwärtig noch teilnimmt, betrafen bzw. betreffen 29 Verfahren uklearvorhaben , darunter in 

17 F.iIIen eu- oder Ausbauten von Alomkraflwerken bzw. eine Laufzeilverlängerung, II Verfahren die 
Errichtung und/oder die Erweiterung von Lagerstänen für zu entsorgende uklearabfälle aus Kraftwerken 

und ein Verfahren den Abbau des Alomkraflwerks Isar I in Deutschland. Durch seine Teilnahmen an den 
grenZÜberschreitenden Verfahren zu diversen Nuklearvorhaben hm Österreich auch international Standards 

gesetzt und das Bewusstsein auch der betroffenen Öffenllichkeil anderer achbarslaaten zu 
uklearvorhaben geschärfl. Die BeSChäftigung auch der verschiedenen Gremien der Espoo-Konvention mil 

der verfahrens mäßigen Bewältigung und der Anleitung zur korrekten und adäquaten Anwendung der 

Konvenlionsbestimmungen auf derartige Verfahren gibt beredtes Zeugnis von der Wichtigkeil olchen 
Engagements, das eben auch auf europäische und internationale Ebene ausstrahlt : Verschiede 

Podiumsdiskussionen. Panels und Workshops im Rahmen der Espoo-Konvention in der Zeil seit 2011112 

bereiteten die Ausarbeilung von sog. Good pracrice recoltunendarions Oll the applicarioll 0/ rhe Convelllion 

10 lIuclear energy-relared acriviries im Rahmen der Konvention vor. 

", 
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Zur Verbesserung der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit bei der Umsetzung der Espoo-Konvent ion 

wurde mit der Slowakischen Republik nicht nur ei n bilaterales Abkommen getroffen. sondern lief mit ihr 

von 2007 bis 20 13 ein EU-co-finanzienes Kooperationsprojekt. das sich wesentlich der Optimierung der 

grenzüberschreitenden Verfahrensabläufe und der VerneLZung von Informationen und Wissensmanagement 

widmete. Dieses Projekt gipfelte im sogenanmen "E-Mat"-Projekt. an dem sich auf österreichischer Seite 
die Ö Landesregierung (Lead Panner). das BMLFUW. das BMVIT sowie Umweltanwaltschaften und 

GOs beteiligen: im Rahmen dieses Projektes wurde auch eine Online-Plallform zur Darstellung und 

Informationsweitergabe von anhängigen Espoo-Verfahren und entsprechenden nationalen und 
internationalen Regelwerken geschaffen. Zwei Konferenztage jährlich dienten der Durchflihrung dieses 

Vorhabens. Das Projekt wurde durch den RegionalentwickJungsfonds der Europäischen Union (EFRE) 

geförden. 

SEIT J ULI 2012 W ROEN FOLGE OE VERFAHRE BEGON E ,FORTGEF ' HRT ODER 
ABGES HLO E 

ös lerreich a ls belro n p ene . (27 V rf h arte, e aren; d avon 9 b a )Ilesc hl essen, 18 n ) o en : 

Bulgarien Seit 2013: KKW Kozloduy. Block 7. Mit 0312013 Ö NOlifizierungsersuchen. 
Mit 06115 Einlangen einer Teilentscheidung zum Vorhaben. endgültige 

Entscheidung ist noch ausständig - Verfalrren offen 

Deutschland Seit 2012: Notifikation zur "Organismenwanderhilfe Jochenstein" 
(Fischaufstiegshilfe. Landkreis Passau) - Verfahren offen 

eit 2012: oti fizierung zum "Energiespeicher Riedi", (Landkrei Passau). 
Verfahrensverzögerungen durch ergänzende Amragsunterlagen: Verfahren offen 

Seit 2012: Elektrifizierung der Eisenbahnstrecke München-Memmingen-Lindau: 

Verfalrren offen 

eit 2014: AKW Isar I - Rückbau : Aunage der nterlagen. Stellungnahmen und 
1112014 Konsultationsgespräche. Verfahren offen 

Seit 2014: Bundeswasserstrasse Donau. HochwasserschuLZ-Ausbau in 2 

Teilabschninen: I. Abschnin traubing-Deggendorf. 2. Abschnin Deggendorf-
Vilshofen. Teilnahme OÖ an beiden Verfahren. zwischenstaatliche Gespräche 

auf mehreren Ebenen. Verfahren offen 

Finnland 5eit2013: KKW Fennovoima: Aunage der Unterlagen in Ö. Übermittlung von 
Stellungnahmen. Verfahren offen 

Liechtenstein Seit 2009: FLA.CH - Ausbau der Eisenbahnslrecke Feldkirch-Buchs. auf Seite 
FL. Planungsvereinbarung zw. Ö und FL. Teilnahme an FL-Verfahren durch Ö. 
Vlbg. Ergänzende merlagenaufllereitung durch ÖBB mit 2013. Verfahren 
verzögen. - Verfahren offen 

Rumänien 2006-2014: Cemavoda KKW. Bau zusätzlicher Blöcke. Mit 0212014 Vorliegen 

der endgültigen Genehmigung, Verfalrren abgesclJlossen 

Schweiz Seit 2014: Erweiterung am Flugfeld Altenrhein: .,De-facto"-Espoo-Verfahren flir 
I. Phase (Bau verfahren). 0612015 Konsultationsgespr'Jche und Überminlung von 
teIlungnahmen: PaneisteIlung der österr. Öffentlichkeit am CH Verfahren : 

2. Phase und Verfahren ilber Betriebsreglement noch au ständig: hientir wird 
Notifizierung nach Espoo- Konvention an Ö erfolgen. Verfahren offen 

.. 
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Slowakei 
- 2007-2015: AUlobahn 04 an der Ö-Grenze bei Marchegg; 

Verfahrensverzögerungen wegen nachzuholender SUP in der SK; 08/2011 
Konsuhationen, 0512013 öffentliche Erönerung. Mil 01/2015 Vorliegen des 

abschließenden Slandpunkles (Korridorbewenung und - genehrrtigung); 

Rückslellung des Vorhabens bis zur Emscheidung des Straßen baus auf Ö Seile. -
VerfahreIl abgeschlasseIl 

2011-2013: Erweilerung der RepublikJagerslälle für radioaklive Abfalle in 

Mochovce (wenig bis millelmäßig radioakti ve Abfalle) - VerfahreIl 

abgeschlosseIl 

2011-2013: Inlegrallager rur radioaktive Abfalle in Bohunice (Var. 1,2) od. 
Mochovce (Var. 3) - VerfahreIl abgeschlosseIl 

- Seil 2014: Zwischenlager für abgebrannle Brennelememe in Mochovce. UVE 
noch aussländig. - VerfahreIl offeIl 

Seil 2014: KKW Bohunice, neue Blöcke: UVE noch ausständig. - VerfahreIl 

offeIl 

Seit 2014: Ausbau der Lagerkapazität für abgebranme Brennelememe in 
Bohunice: Vorlage und Auflage von UVE; Konsultationen im 08/2015; 

ausständige UV-GA und abschließender Standpunkl. - VerfahreIl offeIl (aber 

bald abgeschlossell) 

Slowenien Seit 2014: Ausbau der 2. Röhre im Karawankentunnel auf SLO Seite. 
Übermittlung und Auflage der Unterlagen, Übermittlung von Ktn. 

Fachslellungnahme an SLO. - VerfahreIl offeIl 

Tschechien 
- 2008-2013: KKW Temelin Blöcke 3 + 4. Zwei Konsuhalionen, öffemliche 

Kundmachung und Auflage des UV -GA in ÖSlerreich, Durchführung einer 

öffentlichen Diskussion in Wien (30.5.2012) und öffentliche Erönerung in 
Budweis (22.6.20 12); abschließender Standpunkl 01/2013.04/2014: 
Zurückziehen der Ausschreibung durch CEZ; 10/2014: Genehrrtigung des 
Ausbaus AKW Temelin durch CZ Atomaufsichtsbehörde ("Black-Box"-

Verfahren). - VerfahreIl abgeschlosseIl 

2012-2014: Hochficht IJ , Böhmerwald, Schigebiel - Regulierungsplan 
Verbindung Kläpa - Hrani~nik, Südböhmen. Negativer abschließender 

Slandpunkt des CZ MZP. - VerfahreIl abgeschlossell 

- Seil 2015: Erschließungsvorhaben im Vogelschutzgebiet Sumava, Grenze OÖ: 

Auflage der Vorhabensunlerlagen; Stn. der OÖ LReg. - VerfahreIl offeIl 

UK / England - 2012-2013: HinkJey Point C Nuclear Power Station: Übermittlung Ö Stn., 

Genehmigungsentscheidung bereils mit 0312013; Befassung des UNIECE 
Implementierungskomitees der Espoo-Konvention. - Espoo- VerfahreIl 

abgeschlosseIl 

Ukraine 
- Seit 20 I I: AKW Chmelnilzky, Ausbau der Blöcke 3 + 4. Konsultationen 

0812013. Seit 2013 auch ein Verfahren vor dem Espoo-Implemelierungskorrtitee 
anhängig.- VerfahreIl offeIl 

- Seit 2015: Notifikationsersuchen zum Vorhaben KKW Zaporischie und 

Südukraine - VerfahreIl offeIl 

~, 
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Ungarn 
Seit 201 1: AKW Paks 11 (5 + 6): Auflage des Umwehberichts. Sm. Ö an Ungarn. 

öffenlliche Erörterung und Konsultationen am 23. und 24.9.2015 in Wien. -

Veifahrell offeIl 

2013: Kjesgrube in Hegyeshalom: Notifizierung und 

Verfahrensteilnahmeerkllirung. Übermin lung Österr. Stn. an Ungarn . Danach 

keine wei teren Verfahrensschritte. Projekt ausgesetzt. - Veifahrell abgeschlosseIl 

Seit 2014: Grenzüberschreitender Golfplatz in Harka-Deutschkreutz: 

Verfahren teilnahme wegen Berührung der l uvina-Quellen . Überm.inlung VOn 

FachsteIlungnahmen der Bgld. LReg .• Scoping- und Screeningphase in ungar. 

Verfahren. - Veifahrell affell 

WeiBrussland 
2008-2012: Endgültige Entscheidung rur Neubau AKW Belarus. 2014-2015: 

Posl-Projecl-A nalysi Programm in Weißrussland abgeschlossen. - Veif"hrell 

abgeschlosseIl 

ös I U le rreich a s '(8Vrfh rsprungspa rle. e aren; d avon 6 b chi a lees ossen, 2 fl ) 0 en: 

Deutschland 
2010-2012: GuD-Kraflwerk Riedersbach. St. Pamaleon. OÖ. 

Genehmigung be cheid derOÖ LReg. mit 0912012. Veifaloren abgeschlossen 

2012-2013: Neubau Saalachbrücke (Ei enbahnbrücke zum 3-glei igen Au bau 

der Suecke Freilassing-Salzburg) . Verfahrensführende Behörde BMVIT .. 

Genehmigungsbescheid von 0312013. - Veifalrrell abgeschlosseIl 

Liechtenstein 
2010-2015: Stadltunnel Feldkireh, vormals .. Straßentunnel Südumfahrung 

Feldkirch - .Letzerunnel· ... olifizierung, Übennittlung der Unterlagen. 2014 . 

Wiederholtes Auflageverfahren in Ö; 0312015 Konsullationsgespr'Jche mil FL. 

Positiver Genehmigungsbescheid der Vbg. LReg. mit 07/2015 . - Veifahren 

abgeschlossen 

2014-2015: S-Bahn FL.A.CH - Ausbau der Ei enbahn trecke Feldkirch-Buchs. 

auf Ö Seite, Abschnitt Feldkirch-SUl3tsgrenze bei Tosters: verfahrensflihrende 

Behörde: BMVIT. Überminlung und Auflage der Unterlagen und 

zu arnmenfas ender Bewertung, mündl. Verhandlung 1012014 in Feldkireh. 

06/2015: Vorliegen des Genehmigungsbescheides. - Veifahren abgeschlossen 

Slowakei Seit 2006: Flussbauliches Gesamiprojekt Donau ö dich Wien (via donau GmbH : 

Maßnahmen gegen Sohleeintiefung. Verbesserung der Schifffahrtsrinne im 

alionalpark Donaußuen). Seil 2009 keine wesentlichen Verfahrensschritte, -

Veifaltren offen 

2013-2014: StadJau-Marchegg - 2-gleisiger Ausbau und Elektrifizierung der 

Eisenbahnstrecke. Durchfiihrung v. mündlicher Verhandlung. öffentlicher 

Erörterung. Übersetzung UV-GA; Übersetzung des BMVIT-

Gene.hmigungsbescheides 1112014. - Veifahren abgeschlossen 

Ungarn 
2011-2012: Windpark Nickelsdorf I, Bgld. U.a. Konsultalionen in Budapest 

0412012, Genehmigungsbescheid der Bgld. LReg. mit 0712012. - Veifahren 
abgeschlossen 

Tschechien Seil 2006: A5 Nordautobahn, Abschniu B, Poysbrunn -Drasenhofen 

(SlaalSgrenze). Seit 2009 Verfahrensverzögerung; 2012: Änderung de 

Vorhabens. neuerliche Verfahrensschritte. Stellungnahmen aus CZ flir BMVlT. 

Auflage der ergänzenden UVE. Mündliche Verhandlung in Poysdorf 

22 .-23.6.2015. - Veifahren offe" (aber defllltächsr abgeschlossen ) 
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VIII. ZUSAMMENFASSUNG 

DER NUNMEHR 6. BERI CHT DES BMLFUW über die Voll ziehung der 

Umweltverträglichkeitsprüfung in Österreich an den Nationalrat bringt in bewährter Weise eine 

Fortschreibung der Darstellung der bisherigen Entwicklung der Umwelt verträglichkeit prüfung in 

Österreich. Sowohl im Bereich der legistischen EntwiCklung auf nationaler Ebene und des EU -Rechts wie 

auch für den Vollzug erfolgt eine Darstellung der Entwicklung des UVP-G unter Fortführung der 

bisherigen fünf Berichte an den NR. 

Es wird über die wichtigsten Entwicklungen der letzten Jahre in der Rechtsetzung aber auch berreffend 

Verfahren , national und international, berichtet. Darstellungen der Entwicklungen auf EU- und 

internationaler Ebene (insbesondere im Rahmen der UNIECE Espoo- Konvemion über UVP im 

grenzüberschrei tenden Rahmen) sowie Informationen über die Aktualisierung vOn Vollzugshilfen im 

Bereich UVP-Leitfaden und Rundschreiben. die Entwicklung der Stellungnahmen des BMLFUW zu den 

Umweltverträglichkeit erklärungen und die Entwicklung der UVP-Dokumentation beim Umwehbu ndesamt 

ergänzen den Bericht. 

Wiederum wurden Daten und statistische Auswertungen zu den UVP-Verfahren anhand der UVP­

Dokumentation darge teilt und ein Verfahrensmonitoring in den Bericht aufgenommen. Dieses 

Verfahrensmonitoring wurde mit der UVP-G-Novelle 2009 eingefUhrt und liefert zusätzlich zu den 

bisherigen Informationen in der UVP-Dokumentation [nformationen zur Anzahl und Dauer der Verfahren 

auch aufgeschlüsselt nach Verfahrensart und den UVP-Behörden . 

Neben der Dar teilung der Tätigkeit des Umweltsenates als Berufung behörde in UVP-Verfahren wird im 

gegenständlichen Bericht nunmehr auch die Tätigkeit des Bundesverwaltungsgericht al eil dem 1.1.2014 
zuständiges Rechtsminelgericht in UVP-Angelegenheiten dargestellt. Aus der übersichtlichen Darstellung 

der Entwicklungen und Tendenzen der letzten Jahre lässt sich entnehmen. dass sowohl bei den UVP­
Behörden (Landesregierungen und BMVIT) als auch bei der Rechtsminelbehörde bzw. beim 

Rechtsmiuelgericht (Umweltsenat bis 31 . 12.2013 als Berufungsbehörde, Bundesverwaltungsgericht seit 

1. 1.2014 als RechtsmittelgeriCht) eine größere Anzahl an Verfahren anhängig gemacht wurde und 

gleiChzeitig aber die Dauer der Verfahren gesenkt werden konnte. Das spricht sowohl für die Effizienz der 

legislischen Bemühungen als auch für jene der handelnden Akteure in Verwaltung und bei Gericht. Nicht 

zuletzt profitieren die Projekrwerberlinnen von solcher Verfahrenssrraffung und kommen neue 

Transparenz- und Partizipationsregeln der betroffenen Öffentlichkeit zu Gute. 

Der Umfang und die Viel eitigkeit der in diesem Bericht dargelegten Aspekte und berührten Bereiche 

zeigt, dass da Instrument .. UVP" auch in den über zwanzig Jahren der Anwendung in Österreich nicht an 

Aktualitäl und Bedeutsarnkeit verloren hat. NiCht zulelZt die Änderung der UVP-RL mit der Änderung -RL 

20 14/521EU und die Implementierung des UVP-G 2000 in d.ie zweistufige neue Verwaltungsgerichtsbarkeit 

gewährleisten mit dem Instrument der UVP eine hohe Umwellvorsorge. 
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IX. WEITER HRENDE INFORMATIONEN ZUR 
UVP IM INTERNET 

BMLF W - Homepage: http://www.bmlfu .. . gv.al 

Umwellseilen des BMLfUW: http://www.bmlfuw.gv.allum .. eh.hunl 

BMLfUW - UVP-Seilen: http://www.bmlfuw.gv.allum .. ehlbeuiebl um"eh'>ChuIl u,plu'p.hlml 

BMLFUW - Malerialien zur UVP: 
http://www.bmlfuw.g • . allum .. eillbeiriebl um"ehschull uvplU\ plmalerialien.hlml 

Umwellbundesaml: w"w.um"ellbunde,aml.all 

Umwellbundesaml - VP- eilen: 
http://www.um .. ehbundesaml.allumweh.ilualionlu.ysuplUypocMerre.chl / 

Umwellbundesaml - VP-Dalenbank: 
http://www.umwellbunde.aml .allum .. ehsi IUalionlu vpsu plu vpoeslerre ich I/u \ pdalen ban kI 

Rechlsinrormalionssyslem: www.ri •. bka.gv.all 

Europäischer Gerichlshor: http://curia.europa.eul 

UVP-Seilen der EK: http://ec.europa.eulenvironmenlleialhome.hlm 

UN-ECE- eilen zum Espoo- 'hereinkommen: www.unece.orglenv/e.a/ 
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I ) 

2) 

3) 

4) 

5) 

6) 

7) 

8) 

9) 

10) 

X. ANHÄNGE 

I. LI TE DER ANERKANNTE MWEL TORGA ISATIONE GEMÄß § 19 ABS. ~ 

Name 

Adresse: Heinrichslt3ße 5/11.8010 Graz 

aturschutzbund leiermark 
Tätigkeitsbereich: SLmk. Kin. Sbg, 00. Ö. Bgld 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW.I.4.210008-VII 12005 

vom 20.4 .2005 

ÖSterreichischer 
Adresse: MuseumsplaLZ 2. 5020 Salzburg 
Tätigkeitsbereich: Österreich 

aturschutzbund Anerkennungsbescheid: BMLFUW- W. I .4.210029-V 1112005 
vom 20.4 .2005 

Adresse: Wilhelm Greil traße 15.6010 lnnsbruck 
ÖSterreichischer Tätigkeitsbereich: Ö terreich 

Alpenverein Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.2IOO19-VI I 12005 
vom 20.4.2005 

Adresse: Joseph-Haydn-Gasse 11 , 7000 Eisenstadt 

Naturschutzbund Burgenland 
Tätigkeitsbereich: Bgld. Ö. Stmk 
Anerkennungsbe cheid: BMLFUW-UW.I.4.2IOOO9-VII I2005 

vom 20.4.2005 

Adresse: Volksganenslraße I. 1010 Wien 

ÖKOB 
.. 

RO 
Tätigkeitsbereich: Österreich 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. 1.4.21003 I-VI 112005 

vom 2.5.2005 

Adresse: eustiftgasse 36, 1070 Wien 
mweltschutzorganisation Tätigkeitsbereich: Österreich 

GLOBAL 2000 Anerkennungsbescheid: BMLFUW -UW. I.4.210035-VII 12005 
vom 17.5.2005 

Adresse: Ollakringer Straße 114-1 16. 1160 Wien 
mweltverband WWF Tätigkeitsberei h: Österreich 

ÖSterreich Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.2IOO37-VII 12005 
vom 23.5.2005 

Adresse: Schulgasse 7. 6 50 Dombim 

Naturschutzbund Vorarlberg 
Tätigkeitsberei h: Vbg, Tirol 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW.I.4.210046-VIII2005 

vom 16.6.2005 

Adresse: Hammer-Purgstall -Gasse 8/4, 1020 Wien 

Forum Wissenschaft & mwelt 
Tätigkeitsbereich: Österreich 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.2IOO39-V/II2005 

vom 20.6.2005 

Adresse: Museumsplatz 2, 5020 alzburg 

Naturschutzbund Salzburg 
Tätigkeitsbereich: Sbg, Tirol, Kin, Stmk. 00 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.2IOO39-VIII2005 

vom 4.7.2005 

., Stand- Aucust 20 1S; ru)C altuelk Laste kann unlCr folscnda" ~ abgerufm werdr.oo 
bupU""" Irtsn m!O,\rroum lllumVldtJbr'[Kbi uW\Iofh",,-buu Y\[~'u\l)'aoer",nnynR 40 hirn! 
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• 11) Adresse: Seidengasse 13. 1070 Wien 
ÖSterreichisches Ökologie- TätigkeilSbereich: Österreich 

Institut Anerkennungsbescheid : BMLFUW-UW. I.4.210044-VII 12005 
vom 3.8.2005 

12) Adresse: Sechshauser Straße 4 . 1150 Wien 
VIER PFOTE - tiftung für Tätigkeitsbereich: Österreich 

Tierschutz Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. 1.4.21005 1-VI 112005 
vom 3.8.2005 

13) Adresse: Siebenbrunnengasse 44. 1050 Wien 

Greenpeace CEE 
Täligk.eilSbereich: Österreich 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.2/0057-VI 112005 

vom 18.8.2005 

14) Adresse: Dreihackengasse I. 020 Graz 

ARGE Müllvermeidung 
TätigkeilSbereich: Österreich 
Anerkennung bescheid: BMLFUW-UW.I.4.2/0069-VII 12005 

vom 19.8.2005 

HAUS DER BA BIOI...OGlE 
Adresse: Conrad von HÖ!2endorfstraße 72. SOlO Graz 

Verein biologisches und 
TätigkeilSbereich: Österreich 
Anerkennungsbe heid: BMLFUW-UW.I.4.2IOO6O-VI 112005 

ökologisches Bauen vom 22.8.2005 

15) 

16) Adresse: Alser Straße 21.1080 Wien 

mweltdachverband 
TätigkeilSbereich: Österreich 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.210090-VIII2005 

vom I 1. 1. 2006 

Arbeitskreis zum chutz der 
Adresse: Hörrnsdorf 200. 552 Eibiswald 

Koralpe und des Weststeirischen 
TäligkeilSbereich: Slmk .• Ktn .. Bgld .• Ö. bg .• OÖ 

Hügellandes 
Anerkennung bescheid: BMLFUW-UW.1.4.2/0083-VIII2005 

vom 10.3.2006 

17) 

18) Adresse: Alserstraße 211115. 1080 Wien 
Naturschutzbund TätigkeilSbereich: Ö. Wien. Bgld .. Slmk .. OÖ 

iederösterreich Anerkennung bescheid: BMLFUW-UW.1.4.2IOO97-V/ I12005 
vom 16.3.2006 

19) Transilforum Austria-Tirol, Adresse: Salumerstraße 4nll. 6020 Innsbruck 
Verein zum chutz des TätigkeilSbereich: Österreich 
L.ebensraumes in der Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.2/0085· VII 12005 

Alpenregion vom 16.3.2006 

C IPRA-International 
Adresse: Im BrelSCha 22. Postfach 142. FL-9494 Schaan 

(Internationale 
Tätigkeitsbereich: Österreich 

Alpenschutzkommission) 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.210088-VI 112005 

vom 21.3.2006 

20) 

21) Adresse: Viktoriagasse 6. 1150 Wien 

Naturfreunde ÖSterreich 
Täligkeitsbereich: Österreich 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-U W.I.4.210072-VII 12006 

vom 27.1 1.2006 

22) Adresse: ThaJiastraße 7. 1160 Wien 
Alliance ror ature - Allianz für TätigkeilSbereich: Ö terreich 

atur Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW.I .4.210008-VII 12007 
vom 02.04.2007 
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23) Adresse: Museumsplal2 1/1018. 1070 Wien 

BirdLife ÖSterreich 
Tätigkeitsbereich: Österreich 
Anerkennungsbescheid : BMLFUW-UW. I.4.2IOO20-VlIl2oo7 

vom 02.04.2007 

24) Adresse: Parkgasse I99A. 8942 Wörschach 
Verein ETT - Nein Ennsnahe Tätigkeitsbereich: Stmk .• Ö. 00. Sbg .. Bgld .. Kin. 

TransitTrasse Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.2IOO27-VII 12007 
vom 10.07.2007 

Arbei tskreis LEBE 
Adresse: Loyplal2 211. 8962 Gröbming 

BEWAHRE F RDrE 
Täligkeitsbereich: Slmk .. Ö. 00. Sbg .. Bgld .. KIn. 

Z K FT 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW.I.4.2IOO35-VlIl2oo7 

vom 27.09.2007 

25) 

26) Adresse: Von-Kahr-Straße 2-4. D-80997 München 

Deutscher Alpenverein 
Tätigkeitsbereich: Sunk .. 00. Slbg .. Kin .. Tirol. Vlbg. 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW.I.4 .210006-VII 12008 

vom 13.03.2008 

27) Adresse: Maximilianstraße 5. 9900 Lienz 
Verein zum chutz der Tätigkeitsbereich: Tirol. Kin .• Sbg. Vbg. 

Erholungslandschaft Osttirol Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW.I.4 .21oo32-VII 1200 
vom 14.04.2008 

28) Adresse: ibelungengasse I 1/4 
AFLG Tätigkeitsbereich: Wien. Ö. Bgld., Stmk .. 00 

Antinuglärmgemeinschaft Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.210063-VII 1200 
vom 22.07.200 

29) Adresse: Promenade 37. 4020 Linz 
Naturschutzbund Tätigkeitsbereich: 00. NÖ. Sbg .. Stmk. 
Oberösterrelch Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4 .2I0 121 -VI 11200 

vom 18. 12.2008 

30) Adresse: Waltherstraße 15.4020 Linz 
Initia tive FahrRad Tätigkeitsbereich: 00, NÖ. Sbg .• Slmk. 

Oberöslerreich Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4 .2IOO67-V/II2009 
vom 07.10.2009 

31) Adresse: Burgring 7, 1010 Wien 
Österreichische Gesellschaft für Tätigkeitsbereich: Österreich 

Herpetologie (ÖG H) Anerkennungsbescheid: BMLFUW- W.1.4.2IOO 17-VII12011 
vom 19.04.20 11 

32) Adresse: Sportstraße 9b. 8820 eumarkt 
Bürgerinitiati ve eumarkt in Tätigkeitsbereich: Sunk .• Ö. Bgld., Ktn .. bg .. oo 

teierma rk Anerkennungsbescheid: BMLFUW- W .1.4.2IOO68-VII12011 
vom 19.12.2011 

33) LAN IUS- Adre se: Schlo sgasse 3. 3620 SpilZlDonau 
Forschungsgemeinschaft rur Tätigkeitsbereich: Ö, Bgld., 00. Stmk .. Wien 

regionale Fa unistik und Anerkennungsbescheid : BMLFUW- W .1.4.210008-VII 120 12 
angewa ndlen Naturschutz vom .2.2012 

34) Adresse: Im Bretseha 22. FL-9494 Schaan. 

Liechtensteinische Gesellschaft 
Fürstentum Liechtenstein 

rur Umweltschutz (LG ) 
Tätigkeitsbereich: Vbg .. Tirol 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW.I.4.2IOO 12-VII 120 12 

vom 9.3.2012 
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35) Adre se: Vergötschen 68. 6524 Kaunertal 
Verein " lebenswertes Tätigkeitsbereich: Tirol, Vbg .. KlO .. Sbg 

Kaunerlal" Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.2IOO21 -VII no 12 
vom 30.3.2012 

36) Adresse: Berghof I .3323 eustadtl 
Verein Pro Ybbs - Lebensader Tätigkeitsbereich: Ö. 00. Stmk .. Bgld .. Wien 

sta tt taukette Anerkennung bescheid: BMLFUW- W. 1.4.2IOO34-VllnOI2 
vom 22 .5.2012 

37) Adresse: Dingelbergstraße 7, 3150 Wilhelmsburg 

Verein Lebenswertes Traisenta l 
Tätigkeitsbereich: Ö. Wien. Bgld .. Strnk., 00 
Anerkennungsbescheid : BMLFUW-UW. I.4.2IOO54-VllnOl2 

vom 13.8.2012 

38) Adresse: Prof. Weinbergerstraße 8. 5280 Braunau am Inn 
Verein zum Schull des Tätigkeitsbereich: 00. Ö. tmk .. Sbg. 

Kobernaußerwaldes Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.2IOO63-VllnOI2 
vom 14.8.2012 

Verein lUm chull des 
Adresse: Steinbauerweg 15.4910 Ried im Innkreis 

Hausruck- und 
Tätigkeitsbereich: 00. Ö. Stmk .. bg. 

Kobernaußerwaldes 
Anerkennungsbescheid : BMLFUW- W. I.4.2IOO73-VllnOI2 

vom 20.9.2012 

39) 

40) Adresse: Merkurstraße 2. CH-900 I SI. Gallen 

WWF t. Gallen 
Tätigkeitsbereich: Vbg .. Tirol 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.2IOO93-VII no 12 

vom 14. 11.2012 

41 ) Adresse: Stadlberg 9. 3973 Karlstift 
Verein PrOletI • 8tur-, Arten- Tätigkeitsbereich: NÖ. 00. Bgld .. Sbg .. Strnk. 

und Landschaftsschutz Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4 .2IOO22-VII no 13 
vom 12.6.2013 

42) Adresse: Leopold-Wemdl-Straße 25111. 4400 Steyr (2000 Stockerau. 0110 

Forschungsgemeinschafl 
Koenig Weg ist VereinssitL) 
Tätigkeitsbereich: Ö. 00. Bgld .. Sbg .. Stmk .. Wien 

WilheJminenberg 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.210049-VllnOI3 

vom 14.8.2013 
43) Adresse: Schwand 7. 5342 Abersee 

Verein Lebensra um Tätigkeitsbereich: Sbg .. 00. Stmk .. NÖ. Bgld .. Kin .. Tirnl 
Salzkammergul Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. 1.4.2IOO5 -VllnOI3 

vom 13.9.2013 

44) Adresse: Währingerstraße 59. 1090 Wien 
Verein Projektwerkstalt für Tätigkeit bereich: Österreich 

Umwell und Sozia les (VIR ) Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.2IOO70-VllnOI3 
vom 17.12.2013 

45) Adresse: Sonnenweg 3. 5231 SchaJchen 

Verein Lebensraum Mattigtal 
Tätigkeitsbereich: 00. Ö. Stmk .. bg. 
Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.2IOO72-Vlln0J3 

vom 17. 12.2013 

46) Adresse: Bräuhausgasse 7-9. 1050 Wien 
Verein VCÖ - Mobilitä t mit Tätigkeitsbereich: Österreich 

Zukunft Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I.4.2IOO34-V/JnOI4 
vom 9.5.2014 
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47) Adresse: Kneippstraße 15, 5020 Salzburg 
Anrainerschutzverband Tätigkeilsbereich: Sbg., 00, Stmk., KIn ., Tirol 
Salzburg Airport - A A Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW. I A.210004-U 1/20 I 5 

vom 9.2.2015 

48) Adresse : landstraße 9. 3200 Ebersdorf 
Verein Umwelt-Lebenswert TäligkeilSbereich: Ö. W. Bgld .. Slmk .. 00 

Ober-Grafendorf Anerkennungsbescheid: BML W- W. I.4.2IOOO7-UI/2015 
vom 18.2.20 15 

49) Adresse: Breilenfuner Straße 333. 1230 Wien 
Österr. Kuratorium f. fischerei Täligkeitsbereich: Österreich 

und Gewässerschutz (ÖKFj Anerkennungsbescheid: BMLFUW-UW.IA.21004I -UI12015 
vom 15.6.2015 

Verein tiftung Adresse: Alserstraße 37116 
Lebensbaumkreis - Verein der Tätigkeitsbereich: Österreich 

50) 

freunde zur förderung des Anerkennungsbescheid: BMLFUW- W.1.4.2IOO59-UI12015 
Lebensbaumkre~ vom 17.8.20 15 

" 
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2. ABGESCHLOSSE E VERFAHRE NACH DER ESPOO·KO VENTIO BI 30. J I 

2012 

23 VERFAHRE mit grenzüberschreitender Beteiligung Österreichs als betrofTene Partei : 

Zwischenlager für abgebranme Brennelememe an 6 süddeutschen Kernkraftwerks tandonen: 
Biblis . Grafenrheinfeld. Gundremmingen. Isar. eckarwestheim und Phillippsburg 

KKW Olkiluoto. Bau eines 4. Blocks (Erweiterung). 2007-2011. Finnland 

KKW Loviisa_ Bau eines 3. Blocks (Erweiterung). 2007-2011. Finnland 

KKW Fennovoima Oy. neuer Standon. 200 -20 11. Finnland 

Eisenbahntunnel an der Brennerbasis zwi hen Österreich und Italien. 2003-2009. Italien 

Windpark Sandjoch. Brenner. Südtiroler Seite. 2010-2012. Italien 

Windpark Sattelberg. Brenner. Südtiroler eite. 20 10-2012. Italien 

KKW Ignalina. 2007-2009. Litauen 

Gemein haftskraftwerk Inn zwischen Österreich und der Schweiz. 200 -20 10. Schweiz 

Leistungserhöhung des KKW Mochovce Blöcke I + 2. 2007-200 . lowakei 

Rekonstruktion eines Heizkraftwerks Bratis lava. 2008-2009. Slowakei 

2010: abschließender UVP-Standpunkt für KKW Mochovce 3 + 4: Aus pruch der 
ichtkonformität des Verfahrens mit Be timmungen der Konvemion durch das 

Venragseinhaltungskomitee der Aarhus- Konvention (ACCC). Seit 2012 Pilotverfahren der 
Europäischen Kommis ion gegen SK. 2014: Erneutes Verfahren vor dem ACCC (durch SK GO 
angestrengt). 

Themenpark Hau! (Excalibur City GmbH). 2010-2010 (Abschluss des Vorverfahrens. keine 
weiteren Verfahren schritte). Tschechien 

4 chnellstraßenverbindungen vom tschechi hen Inland zur österrei hischen Staatsgrenze (C. 
Budejovice-WullowitzlOÖ. Znojmo-Kleinhaugsdorf' Ö. Jihlava-Kleinhaugsdorf' Ö. Pohorelice­
DrasenhofenlNÖ). 2003-2011. Tschechien 

Zwischen lager für abgebrannte Brennelemente am Kernkraftwerksstandon Temelfn. 2003-2006. 
Tschechien 

KKW Paks. Genehmigung der Verlängerung der Betriebsdauer. 2005-2006. ngarn 

Eurovegas. Vergnügungspark in Bezenye nahe der Grenze bei ickel;dorf. 2008-2009. Ungarn 

Kohlekraftwerk Sostanj. 2009-2011. Slowenien 

5 abgeschlossene Verfahren mit grenzüberschreitender Beteiligung Ö terrreichs als rsprungspartei: 

10 MUhlvienler chnell traBe. Abschnitt ord (Freistadt-Staatsgrenze bei WullowiLZ). Ö zur 
tantsgrenze. 2006-2007. (betroffen Tschechien 

Erweiterung einer Zitronensäurefabrik in Pernhofen. 200 (betroffen: Tschechien) 

Thermische Reststoffverwenungsanlage Heiligenkreuz. 2006-2010 (betroffen: ngarn) 

Windpark Andau-Halblurn (93 WKA ). 20 10 (betroffen: Ungarn) 

Eisenbahntunnel an der Brennerbasis zwischen Österreich und Italien. 2003-2009. 
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I 
3. AUFLlSTUNG ALLER IM ZEITRAUM ZWISCHEN 1.1.2012 UNO 28.2.2015 BEANTRAGTEN GENEHMIGUNGSVERFAHREN GEORDNET 

NACH UVP-BEHÖRDE~ 

ES WIRD nicht mehr die Gesamtliste aller UVP-Vorhaben herangezogen. sondern nunmehr ab dem Zeitraum ab 2012. Im Übrigen wird auf die Vorberichte 

an den Nationalrat verwiesen. 

Einbringuilg Behörde 

22.t2.20t2 B L.Reg 

31.01.2013 B LReg 

t8 .03.2013 B L.Reg 

27.06.2013 B L.Reg 

20. 12.2013 B L.Reg 

07.05.2014 B L.Reg 

13.05.2014 B LReg 

-
01.06.2014 B LReg 

25.06.2014 B LReg 

29.01.2015 B L.Reg 

21.08.2012 BMVITSch 

-
08.04.2013 BMVITSch 

Vorhubensbezeichnung 

B 6t. Pu Id "dorfer S.raße. Kreisverkehr 5 31 /B50 
- B61 Ra"cn;dorf 

Errichtull nd den Betrieb der sogenannten Phase 
5d 

g 
e Designer Oulle. Center Parndorf 

FI 

Erw. 
Nickel 

Bahnh, 

ÖBB-! 
M 

ize: 

le 
sdo 

W 

f 1..1 

il1..emrum • Golfplatz. Pamhagen 

Jng Windp3J'k MÖI)chhof HaJbtum 
r (Windpark Mönchhof Erwei.erung) 

Windpark Pama SUd 

WP Parndorf V 

Windp.rk Bruckneudorf 

:rwcitcrung WPZumdorf 11 

Windpark Edmundshof 

Idpark Edmundshof-Halblum 

,,«h.us. ÖBB·Strecke Linz-Sclzlhal 

kc 117 Sladlau - SLa3l.\gnmze nächst .rcc 
.re "Iegg. Ausbau und Elektrifizierung 

AblcillJ 
Hochbau 

Ot 

Energie I 

Ene; 

ImWi 
511 

ImWir 

5ö' 

I-'rojek 

n88 
dcsAm 

Lan 

let Cel' 

Pannon 
Verwal 

IEL 

urgenl 
Prod, 

mWind 

'giepark 

twerberlinnen 

Lraßen-. Maschinen und 
ies der Burgcnll1ndischcn 
Icsrcgierung 

er Parndorf GmbH 

11 GI\.! ndSli.lcks-
mgsgescllschart 

MönGmbH 

Ild Windkraft. OekOSlrom 
klions GmbH 

Elemenl> GmbH 

BrueklLcitha GmbH 

AVE ~TUM Gmbli 

enL' GmbH: Windpark d Elen 
nernck, er Mönchhof GmbH 

dOpern 
nerlick 

BB-

lions GmbH; Windpark 
" Mönchhof GmbH 

rlrraslruk:lUr AG 

11frastrukIUr AG 

Vorhabens-
Verfuhrenslyp Ven ahrenssch ri I tIS lalu~ 

Iyp 

- r-
Z9 UVP Verfahren Genchmigung:"bcschcid crgar 

ZI9 UVP Verfahren Einbrillgung des Genchmigungs.tl 

Z 17 
vereinfachtcs 

GenehOligungsbescheid ergar 
Verfahren 

Z6 
vereinfachles 

Genehmigungsbescheid ergaf Verfuhren 

Z6 
vereinfachtes 

Qcnchmigungsbcschcld ergar Verfahren 

Z6 
vereinfachtes 

Gcnchmigungsbcscheid ergaT 
Verfahren 

Z6 
vereinfachtes 

Genehmigungsbescheid ergaT 
Vcrfnhrcn 

Z6 
vereinfachles 

Gcnchmigungsbeschcid ergllr Verfahren 

Z6 
vcrcinfaclucs 

Genehmigungsbescheid ergar Verfahren 

Z6 
vereinfachtcs 

Einbringung des Gcnchmigung~ 
Verfahren 

§ 23b 
\crcinfachles Gcnehmigungsbcschcid ergan 

Verfah.ren Änderungsbeschcid(e) ergan, 

§ 23b UVP Verfahren 
Genehmigungsbescheid ergangel 

B VwG anhängig 

gen 

ntrogcs 

gcn 
-
gen 

gen 

gen 

gen 

gCIl 

gen 

ntf'ilge..~ 

gen. 
;cn 

• beim 

19. 12.2013 BMVIT Sch S-B.hn FL I.CH. 5lrecLe Feldkirch - Buchs (5G) 

ÖBB 

ÖBB :nfraslruklur AG § 23b UVP Verfahren Verfahren und Mündliche Verh ,andlung 
-

&01 die aktuelle Aunislung aller UVP·Verfahl'tn ist in der UVP·D:uenbank des Umwellbundesamtö abrufbar 

,;( 
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Einbringung Behörde Vorhabensbezeichnung Projektwerberfinnen Vorhabens- Verfahrenslyp Verfahren./ischrittJStatus ! 

typ , 

• 

22. 12.2014 BMV IT Seh 
HL-Strecke Wien - Salzburg- viergl. Ausbau und 

ÖBB Infrastruktur AG § 23b UVP Verfahren Einbringung des Genehmigungsantrages Trassenvcrschwcnkg. Abschnitt Linz-Marchlrcnk 

19.06.20 12 BMVIT Sir 
537 Klagenfurter Schnell strnßc. ABS Hirt· 

ASFINAG Buu Management GmbH § 23a UVP Verfahren Einbringung des Gcnchmigungsanlragcs Mölbling (Zwischenw!issem) 

58 Marchfeld Schnellstraße. Abschnitt Knoten 511 
03.04.2014 ßMVIT Sir 58 - ASt. Gtinsemdorf/Oben;iebenbrunn (L9) (S8 ASFINAG Bau Management GmbH § 23a UVP Verfahren Einbringung des Gcnehmigungsanlragcs 

Wesl) 

29.04.20 14 BMVIT Sir S3 Weinvienler Schnellstraße.. Abschnitt Autobahnen- und Schnel lstraßen -
§ 23. UVP Verfahren Einbringung des Gcnehmigungsanlrages 

Hollabrunn - Gunter1idorf (53 Mitte) Finanzierungs - AG 

S I Wiener Außenring Schnell straße . ABS Knoten 
0 1.1 0.2014 ßMVIT Sir Raas<lorf - Am Heidjöchl (Spange Seestadt ASFINAG Bau management GmbH § 23a UVP Verfahren Anzeige des Vorhabens 

Aspcm) 

12.11.20 14 ßMVIT Sir S 34 Traisental Schnellstraße. Abschnitt SI . 
ASFiNAG BMG § 23a UVP Verfahren Anl.cige des Vorhabens 

pöltenlH.fing (B I) - Knoten St. PöltenlWest (A I) 

2 1.05.20 14 K LReg Kraftwerk Obervellach II öße In frastmktu r AG Z30 UVP Verfahren Erstellung 
Umwehvenräglichkcilsgulachtcn 

05. 11.2012 K.OÖ.S Tauemgasleitung Auerbach - Italienische Grenze Taucmgas lcitung Studien- und 
Z 13 UVP Verfahren Antrag ZUrilckgezogen 

LReg Planungsgesellschaft GmbH 

30.01.20 12 NÖLReg Wind park Pilliehsdorf II Ökoenergie BeteiligungsGmbH Z6 
vcreinfachtes 

Genehmigungsbescheid ergangen 
Verfahren 

28.02.20 12 NÖ LReg Deponie Marehfcldkogel 
Errichlungsgesell schafl Marchfeldkogel 

Z2 
vereinfachtes Zusammenfassende Bewel1ung 

GmbH Verfahren 

16_04.20 12 NÖ LReg Windparkt Andler1idorf - Orth 
RENERGI E - ImWind Projcklenlwicklungs 

Z6 
vereinfachtes Genehmigungsbescheid ergangen. durch 

GmbH &Co KG Vcrfahren US bestätigt. durch VwGH bestätigt 

22.05.20 12 NÖ LReg Wind park Trnutmannsdorf Nord ImWind Operations GmbH Z6 
vere infachtcs Genehmjgungsbcscheid ergangen. 

Verfahren Ändcrungsbcscheid(e) ergrulgen 

02.07.20 12 NÖ LReg Erweiterung Steinbruch Ramsau HansZöchling GmbH Z 26 UVP Verfahren Gcnehmigu ngsbeschcid ergangen 

15.07.20 12 NÖ LReg SchoHcrabbau "I nzersdorf-Getzersdorf' Wopfinger Transpol1bcton GmbH und 
Z 25 UVP Verfahren Einbringung des Gcnehmigungsantrages Marchan GmbH 

27.07.20 12 NÖ LReg 
Erweiterung Trockenbaggerung. Errichtung 

Rögner Sand & Kies GmbH Z 25 UVP Verfahren 
Gcnehl11igungsbe../ichcid crgangen. durch 

Bodenaushubdeponie Rögncr X-XIII BVwG bc.slti tigl 

09. 10.20 12 NÖ LRcg Windpark Marchfeld Mille Windlundkraft GmbH Z6 
vere infachtes Gcnehmigungsbescheid ergangen, durch 

Verfahren US bestätigt 

16.10.2012 NÖ LReg Windpark Großkrut-Hauskirchcn-Wilfersdorf ImWind & Panner GmbH; Windpark 
Z6 

vereinfachtes Genehmigungsbcscheid ergangen. 
Rannersdorf 11 GmbH Verfahren Änderungsbescheid(e) erga~lg~ 

--------

'" 
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Einbrl 19ung Behörde 

-
30.10 2012 NÖLReg 

30. 10 2012 NÖ LRcg 

19. 11 2012 NÖ LReg 

07.12 2012 NÖ LReg 

l-
11.12 2012 NÖ LReg 

25.01 2013 NÖ LReg 

08.02 2013 NÖ LRcg 

28.02 2013 NÖ LReg 

- -
29.03 2013 NÖ LRcg 

05.04 2013 NÖ LReg 

15.05 2013 NÖ LReg 

16.05 2013 NÖ LReg 

16.06 2013 NÖ LRcg 

f--
19.06 2013 NÖ LRcg 

03.10 20 13 NÖ LReg 

f--
14. 10 2013 NÖ LReg 

18. 12 2013 NÖ LRcg 

~N 

-

-

f-

t---

t-

t---

Vorhabensbeze.ichnung 

W,ndpark P.m.sdorf 11 

Wlßdpark Seibersdorf 

Windpark Prolles - OlieNdorf 

8233 Umfahrung ZwölfaJ<lßg 

eiterung und Tieferlegung der Sand 
Kiesgewinnllng. UnlcrsiebenbnlOn 

Windparl Spannberg 11 

Windpark Gugciberg 

Wtndpark Paasdorf-Lanzendorf 

Wind park Krcuzstcttcn I V 

Windlrnftwcrk Unierstinkenbrunn 

Deponie Eru...crsdorf an der Fischa 

Windpark Hohenruppcrsdorf 11 

Windpark Oberwallersdorf 

Windpark GroßengerMlorf 11 

Windp.rk Engclhan;tcllcn (2013) 

Windpark Wullcrsdorf 

Windpark Unlcrsicbcnbrunn 

-
. und 

Projekl werberlinnen 

Die WEB Windenergie AG 

W, ndpark Se,bersdorf GmbH & Co 

A 

cvn nalurlraO 
Ert..cugungsgcscllschaft m.b.H. 

Amt der Nicdcrö~lcrrclchischcn 
landesregierung 

Klcs\Io,crk Unterslcbcnbrunn 
Gesellschaft m.b.H 

W,ndparl Spann berg 11 

Gugclwmd Gc~ m,b.H. 

ImWmd & Panncr GmbH : 
cvn nOlUrkraft 

Erlcugungsgeseli>chaft m.b.H. 

Windkraft Simonsfcld AG 

Wind park Stnlon"fcld AG 

EA VG Enzcl'Mlorfer 
bfallvcnNcnungsg~llschaft mb 

sman cncrgy ProJcl..t GmbH 

EVN-Wind Energie 

Ökocncrgic Betciligungs GmbH 

WindLandKrafi GmbH 

Wullcl'MlorfGmbH 

RENERGIE-ÖKOENERGIE 
Projcktcnlwicklung~ GmbH 

'2 

-

KG 

-

-

H 

-

Vorhabens· 
typ 

-
Z6 

Z6 
-

Z6 
- -

Z9 

Z 25 

Z6 

Z6 
f--

Z6 

Z6 
I--

Z6 

Z2 
-

Z6 

Z6 

Z6 

Z6 
-

Z6 

Z6 

VI 

, 

v 

---::-r- , .. __ .,", ... J 
rcanfochtcs I----:-

Verfahren ~nehlmgungSbescheld ergangen 

fClnfachlcii 
Verfahren Gcnehmlgungsbcscheld ergangen 

f--
v 

, 
rcanfachlcs 

Verfahren 

rcanfochtes 
Verfahren 

Gcnchmlgungsbcschcld ergangen 

Eanbnngung des Gcnehmlgungsanuugcs 
f--

U' 

v 

P Verfahren 

rt.lllfachu:.\ 
Verfahren 

Einbnngung d~ GcnehmlgungsanLmgcs 

Gcnchlmgungsbcscheld ergangen 

I-
creanfochtes 
Verfahren 

-

" Gcnehmlgungsbcscheld ergangen 

VI 
Verfahren Gcnchlmgung~~held ergangen rei"fncb'~C 

\ 

\ 

erclOfachles 
_Verfahren Gcnchlmgungsbc.)Cheid ergangcn 

crcmfochlcs 
Verfahren Einbringung dc~ Gcnchmigungsamrngcs 

VI crcinfachl~ 
Verfahren Embnngung des Gcnehnllgungs3ntrngcs 

\ 

\ 

\ 

\ 

\ 

\ 

ercanfochlcs 
Verfahren 

crcinfachtcs 
Verfahren 

creinfochles 
Verfahren 

ercll1fachles 
Verfahren 

Gcnchmigung\bcschcid ergangen 

Gcnehmigungsbcscheid ergangen 

GcnehnligungsbcM;heid ergangen 

Antrug J:urtJckgc/ogcn 

Einbringung des Gcnchmigungsanlrngcs 
ercmfochlcs 
Verfahren -+--
creinfachlcs . . 
V rf h 

Gcnchmlgungsbc~hcld ergangen 
c a rcn 
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-
Elnbtingung Behörde Vorhabcnsbczcichnung ('rojektwerberlinnen 

Vorh8ben.~· 

Iyp 
Vt!r"fahrenstyp Verfahren.~hrittlStatus 

- - - :-
21.01.2014 NÖ LRcg Dolomitabbau Steinhof DoJomitsandwerk Ges.m,b.H. & Co KG Z26 UVP Vcrfahn:n Versagung der Genehmigung 

28.03.2014 NÖ LReg GoJfreson Linliberg· Lanzenk.irchen Therme Linsbcrg GmbH ZI7 
vereinfachtes 

Einbringung des Gcnehmigungsantragcs 
Verfahren 

01.04.2014 NÖ LReg Windpark Loidcsthal ImWind LoidcSlhal GmbH Z6 
vereinfachtc..'i 

Gcnehmigungsbescheid ergangen 
Verfahren 

01 .04.2014 NÖ LReg Windparlr:: HöOein West Energiepark BrucklLcilha GmbH Z6 
vereinfachtes 

Einbringung des Gcnehmigungsantrngc!! 
Verfahren 

ImWind & Panner GmbH: Raiffeisen 
vereinfachtcs 

08.04.2014 NÖ LRog Wind park Scharndorf IV Windpark SchamdorfGmbH: Raiffeisen Z6 Verfahren 
Einbringung des Genchmigung~nlragcs 

W,ndpark GmbH 

14.07.2014 NÖ LReg Windpark DOmkrul-GÖlzendorf 11 WEB Windenergie AG: Windpark Dümkrul 
Z6 

vereinfachtes 
Einbringung des Gcnchmigungsantrugclt 

11 GmbH Verfahren --
25.07 .20 14 NÖ LReg Wind park Großinzersdorf WindLandKran GmbH Z6 

vcrcinfachl~ 
Einbringung des Gcnchmigungsamrngcs 

Verfahren 

11 .08.2014 NÖLReg Windpark Poysdorf-Wilfersdorf V Windkrnft Simonsfeld AG Z6 
vereinfachtes 

Einbringung des Genchmigungsantrngcs 
Verfahren -

22.08.2014 NÖ LReg Windpark Engclhartslellen (20 14) Wind park Engelhanstellcn GmbH Z6 
vereinfachtes 

Zusammcnflb~ndc Bcwcnung Verfahren 

29.08.2014 NÖLRcg Wind park. Sommerein 
evn ntl1urkrnft 

Z6 
vereinfachtes 

Einbringung des Gcnchmigungsnntragcs 
Er/,eugungsgcscllschaft m.b.H Verfahren --

POllcndorfer Linie -Zweigleisiger Aus.bau 
08. 10.2014 NÖ LReg Abschnill Münchendorf - Wampersdorf ( Abschnin ÖSB· In fraslruklUr AG P3b UVP Verfahren Einbringung des Ocnchrnigungsamragcs 

Ebrcichsdorf) 

20.10.2014 NÖ LReg Windpark Prinlcndorflll Windkrnfl Simol1.!ofeld AG Z6 
vereinfachtes Einbringung des Gcnchmigungsanlrnges 

Verfahren --
evn naturkruft vereinfachtes 

Einbringung des Gcnchmigungsantrngcs 
31.10.2014 NÖLReg Windpark Obersiebenbrunn 11 

ErLcugungsgcsellschafi mbH 
Z6 Verfahren 

- -
14.11.2014 NÖ LReg Sanierung Deponie Kleeblatt Zöchling Abfnllvcrwcnung GmbH Z2 UVP Verfahren Einbringung des GcnchmigungsullIrages 

-
evn naturkraft vereinfachles 

24.11.2014 NÖ LRcg Windpark Au nm Leilhaberge Ernugung,gc'ClIl;chafi m.h.H. Z6 Verfahren 
Einbringullg des GCllchmigungsanl.f'Jgcs 

EVN naturkraft Erzeugungsgcsellschaft 
vereinfachles 

19.12.2014 NÖ LReg Windpark Markgrafncusicdllll und V m.b.H.: BreilSprochcr Emeuerbare Energien Z6 Verfahren 
Einbringung des Gcnchmigungsanlrages 

GmbH 
- - - -----

.' 
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ElnbrinKuog I Behörde 

19.12.2014 NÖ LReg 

23.12.2014 NÖLReg 

19.01.2015 NÖ LReg 

30.01.2015 NÖ LRcg 

09.02.2015 NÖ LReg 

11.02.2015 NÖ LReg 

18.02.2015 NÖ LReg 

03.04.2012 OÖ LReg 

28.09.2012 OÖ LReg 

29.10.2012 OÖ LReg 

08 .11.2012 OÖ LReg 

17 .12.2013 OÖ LReg 

23.12.2014 OÖLReg 

29.01.2014 S LReg 

12.09.2014 S LReg 

18.02.2015 S LReg 

23 .05.2012 SLm\: LRcg 

23.05.2012 SLmk LReg 

Vorl 

W 

Wi 

Aufbcrcitung~h 

ß 

Windpnrk 

Win 

Wi 

Erweiterung 

ll1bensbezeicbnung 

ndpark GaweinslaJ 

Spange Wönh 
-

ldpark Dilmkrul 111 

lile mil chcmisch-physik.1Iischcr 
e.hnndlungsanlllgc 

3roßkrut·Altlichlcn wanh 

park KClllasbrunn 11 

ipark Ebreiehsdorf 

cr Kicsgewinnung Steyregg 

380-kV- Salzbu 
N 

glchung NelZknolcn St. Peu:r· 
L,knOlen Taucm 

Pumpspc 

ErriChtung ein 
SchmclLcn vo 

Wa 

cherknlflwerk Ebensec 

r neuen Produktionslinie l.uni 
Aluminium und Gießen von 
barren. Ra.nshoren 

K.raft werk TI raunleilen. BesUl.l'ldsausbau 
-

Erweiterung eine 
M 

Rcstsloffdeponie. Gemeinde SI. 
rtin im Mühlkrcis 

Erweiterun Steinbruch Weißbachkalk 

Modemisicrun Schlos~nlmbahnen und Pisten 

Parkplau P3a 

Erwcilc rung Deponie Paulisl'Urz 

Golrp IlIL Kaindorf a"d. Sulm 

Projek1werber/i nnen 

ÖKO Wind Emeuerbare Energieerzcugungs 
GmbH 

AmL der NÖ Landesregierung 

WEB Windenergie AG AG; Wind park 
Dilmkrul GmbH 11 

Rudolf Haubenberger GmbH 

ImWind & Panner GmbH; 
cvn nlllurkrnfl 

Erzcugungsgescllschafi m,b.H. 
-

evn naturkrafi 
Er/.eugungsgcsellschafl m.b.H. 

Wicn Energie GmbH 

WeIser Kieswerke Treul & Co GmbH 

AUSlrian Power Grid AG (APG) 

Pumpspeichcrkraflwcrk Ebcnscc 

AMAG Cas'ing GmbH 

t-
Wels Strom GmbH 

Franz S'&kl GmbH 

Gastciner Bergbahnen AG 

Sallburger Flughafen GmbH 
-

ReSllllilliverwenungs- GmbH & CoKG 
(RMVG) -

Golfpark GrollenhofGonbH & Co KG 

'" 

Vorhabens· 
typ 

Z6 
-

Z9 

Z6 
-

ZI 

Z6 

Z6 

Z6 

Z25 

Z 16 
I--

Z30 

Z66 

Z30 

Z2 

Z26 

Z12.Z46 

Z2 1 
I-

Z2 
f-

Z 17 

l-

V. rfahrenstyp 

ve reinfachtcs 
Verfahren , 

U~ P Verfahren 

reinfachlcs 
Verfahren 

y, 

UI 

v, 

v, 

P Verfahren 

rcinfllchlcS 
Verfahren 

rcinfachtcs 
Verfahren 

VI reinfochl,es 
Verfahren 

U~ P Verfahren 

U~ P Verfahren 
j.-

f-

U\ P Verfahren 

VI rcinfnchll!S 
Verfahren 

UV P Verfahren 

UV P Verfahren 

UV P Verfahren 

UV P Verfahren 

UV P Verfahren 

UV P Verfahren 

ve , ;rcinfllchtcs 
Verfahren 

Ve.rfahrenssch 

Einbringung des Gene 

Einbringung des Genci 

Einbringung des Gene 

Einbringung des Genc 

Einbringung des Gene 

Einbringung des Gene 

Einbringung des Gene 

Genehmigungsbesc; 
Berichtigung.sbcsc 

Umwellvenräglich 

rit tIS ta I us 

Imigungsamrages 

lmigungsant,ragcs 

Imigungsantragcl!. 

unigu ngsßllIrnges 

Imigungsantrngcs 

Imigungsanll'ages 

Imigungsantragcs 

r.cld ergangen. 
leid ergangen 

cCllsgulachlcn 

ng Erslellu 
Umwellvenr!lglich .,cilligulachten 

Genehmigung~bcM:he 

US be>l 

Verfahren und MUndl 

Einbringung des Gene 

E" .. cllu 
Umwcllvenrägl lch 

Einbringung des Gene 

Einbringung de::, Genel 

Genehmigungsbcsc 

Genchmigungsbesc 

I ergangen. durch 
:igl 

:he Verhandlung 

;migungsantrngcs 

.'g 
:cill!.gulachtcn 

;migung~antragcs 

,migungsantrages 

rlcid ergangen 

heid ergangen 
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Elnbringung I Behörde 

I--
13.09.2013 5,ml LReg 

f-

20.12.2013 S'mk LReg 
I--

20.12.2013 S'mk LReg 
f- - -

24.10.2014 S,ml LReg 

04.07.2012 TLRcg 
I--

09.01.2013 TLReg 
f- - I-

25.07.2013 
I---

TLReg 

17.09.2013 TLReg 

-
29.11.2013 TLReg 

I--
31.03.20 14 TLReg 

-
02.12.2014 TLRcg 

I-- -
18.09.2013 V LRcg 

I-
29.08.2013 WLRcg 

I-- -
11.02.2014 WLReg 

25.06.2014 W LRcg 
'-

Vorhabensbezeichnung 

Wmdparl Prelul 

Windpark Hnndalm 
I-

Sapp' 
!-"apl 

Auslria Produktions-GmbH & 
crherstcllung • Produ ... .tIonscmö 

\ 
-

crhültungsanlagc Mlnex-Zeltw< 

Ausbau Kran~erk. Kauncnal 
--

I--
Kraftwerk Taucmbach-Grubcr 

Kr rnftwerk Klrchblchl -~'clteru 

SChiJ gebielSverb,ndung Kappl -SI. A 

-
Wasscrkroftwerk Obere lsel 

Reg ionalkraftwcrk Mitllercr Inn -

EN.eilcrung Dolomllengolf 

- -
Stadttunnel Feldkireh 

F 'rojekl EOS. Energie-Oplimicru 
Schlnmmbchandlung 

-
EntsOl 'gungsslchcrhcit Deponie Rau 

StadIStrolle Aspcm 

KG. 
,g 

'" -

11 
-

weg 

VE 

Projektwuberlinnen 

~ UND Rcncwable Power Gm 
ÖSIClTClchlschen Bundc,ro~ 

EnergIe Slcicnnark AG 

Sapp' Austntt Produktions-GmbH 

tv lßex Mineral Explorauons G 

TIWAG Timler Wasserkraft 1 

,H (VRP) 
, AG 

!t<CoKG 

mbli 

AG 

IWAG Timler Wa."crkr.ft AG 

r-TIWAG-Tiroler Wasscrlrafl 

berger Bergbahnen AG & Ber 
Kappl GmbH & Co KG 

Arl 

Wasscrlrafl Obere Iscl Gml 
-

AG 

~bahnen 

1 

Ir nsbrucker Kommunalbclriebe AG 

Dolomilcngolf Osillrol Gm 1 

An 1I der Vorarlbcrger Landcsre :rung 
-
eb 'iwien Hauplkllirnnlage Ges. b.H. 

S,ad, Wien MA 48 

Vorhabens-
typ 

Z6 

Z6 

Z61 

Z47 

Z30 

Z30 
-

Z30 

Z 12 

Z30 

Z30 

Z 17 

I-
Z9 

I--
Z4 

Z2 

Stad' Wien MA 28 ~9 

" 

V. rfahreßS' 

v reinrocht, 
Verfahren 

, 

U 

ercmfachl 
Verfahren 

P Verfah 

U~ P Verfah 

U~ P Verfah 

U~ P Vcrfoh 

VP Verfah U 

U P Verfah 

VP Verfah UI 

UI VP Verfah 

ercmfach 
Verfahren 

" 
, 

v 

ereinroch 
Verfahren 

crcmrach 
Verfahren 

U VP Verfah 

yp 

'" 
:s 

'en 

'Cn 

'Cn 

'Cn 

'Cn 

'Co 

'Co 

'Cn 

,. 

,. 

,. 

ren 

1 erclnrach 
Verfahre 

es , 

-

-

Ve rf ah rensschri t tIStat us 

G nehmJgung3böcheid ergangen 

G nchmlgungsbescheid ergangen 

r----a rundsal7genchmlgung crgangen. 
Dcl311genehmigung ergangen 

Etnb 

Einbl 

Einbl 
r-

Einbl 
I--

ngung des GenchIßlgungsantrages 

ngung des Genchmigungsanlragcs 

ngung dc.!. Genehmigungsanlragcs 

ngung des Gcnehmigungsanlragcs 

U m \oIo'clt ""ertrHgllch kci tsgu lachten 

Einbl 

Einbfl 
-

Einbn 

Embr 

ngung des Gcnchmigungsantrngcs 

ngung des Gcnchmigungsanlrages 

ngung des Genehmigungsantrages 

ngung dö Gcnchmlgungsantrages 

Gcnchmigungsbc\Cheid crg3ngen 
-

Gcnehmlgungsbeschcld ergangen 

Embl ngung des Genehmlgungsanlrages 
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4. A FLISTU G ALLER IM ZEITRA M ZWIS HEN 1.1.2012 U 031.12.2013 BEIM 
MWELTSENAT BEA TRAGTE RECHTSMITTELVERFAHRE 

DIE VERFAHRE BEIM U 1WELTSENAT werden in diesem Bericht ab 2012 aufgeftihn. 
Hinsicht lich der durchgeftihnen S-Fdlle von 1995 bis Ende 2011 wird auf die bisherigen Berichte an den 

ationalrat verwiesen. 

Jahr Geschäflszahl raU Eingang! Eingang! ÖlTenti. Bescheid 
lRog. US Verhandlg. l·om 

Steyr 11 
Berufung 

Errichtung emes 
2012 US 4N2012l1 Emkaufszentrums samt 12.01.12 20.01.12 keine 

1urück· 

Parkplätzen on Stcyr 
gezogen. JUßI 

FeSl5lCl l un~'l\erfBhrc n 
2012 

H.adreld 

2012 S 2N2012J2 
Vorhaben .. Windpark 

11.01.12 23.01.12 keine 21.03.12 llaadfeld" 
G<nehmi~gun&sverfnhren 

Kais am Großglockner 
Errichtung der 

11.01.12 2012 U 7B1201213 Wasserkraftanlgc Haslach am 
17.01.12 

25.01.12 27.06.12 27.06.12 
KaIserbach 
Feststell un~s\ erfahren 
Rohrau 

2012 S 281201214 
Vorhaben .. Wondpark Hollern 

11.01.12 26.01.12 kel~ 03.05.12 11" 
G<nehm'gungs'Crrahren 
Uderns 
ErriChtung u BClncb der 

25.01.12 
2012 US 5N2012l5 Golfsponanl.ge Zlilenal-

07.02.12 
22.02.12 26.07. 12 26.07.12 

Udems 
Gcnehnu.Run~s"erfahrcn 

Sigmu "dsherberg 
Erweiterung einer 

2012 US 6N20 I 216 
Schweineluchtanlage durch 

22.02.12 05.03.12 keine 28.08.12 Neubau cinci! 
SchweinemaslSlalles 
FeslStellungS\icrfahren 
Hönein 11 

2012 US2N2012n 
Vorhaben .. Wmdpark HOnem 

23.03.12 10.04.12 keme 11.06.12 
Ost" 
Genehmi~un~sverfahren 

UnzL6 

US 281201218 
L6 Ad.puerung des 

2012 MesskonLCplcs rur 04,04.12 25,04.12 16.01.13 16.01.13 
LuftschadstofTe 
Anderungsgenehnugung 
Kappl-See 

2012 US 7N201219 
Kleinwasserkraft werk Gnul an 

27.().I. 12 21.05,12 18.12. 12 18.12.12 
der Trisanna 
Feststellungs, erfahren 
Kölschach·Mauthen U 
Devolutions\erfahren 
.. 220 kV-Fre,leJlung an BVk«j 

2012 US 7B12012l10 Weidenburg - Staatsgrenzc" in 30,05,12 keine 
libl!rgeb~n 

der Marktgemeinde 
KOtsch.ch-Mauthen 
(G<nchmi~un~sverfnhren) 

On-Umhau .. " 

2012 US 7N2012l11 
Wasserkraf\.an l.ge ÖtztaJcr 

24.05.12 11.06.12 keine 18.01.13 
Ache. Tumpcn - H.b,chcn 
FeslStellu l1&~yerfahrcn 

Sanna Kran""erk 
2012 U 7812012112 Wasserkraftanlage KW Sann. 30~05. 12 14.06~ 12 kd~ 05.11.12 

Feststell ung,,,rfnhn:n 
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Jahr Geschäflszahl Fall 
Eingangt Elngangt ÖfTenU. Bescheid 

LRfIt· US Verhandlg. \'om 
Nickelsdorf 16.11.12 

2012 US 2A120 12113 
ErrichlUng Windpark 30.07.12 13.08.12 keme 

Berichtigung 
Nickelsdorf sB vom 
Genehmigung 06.12.12 
LechlOala .. 

2012 US 5812012114 
Errichlung und 8elneb der 

10.08.12 14.08. 12 keUle 30.10.13 
Golfanlage Lech·Zug 
GenehrruRunR 
Kobe.rnauße~'ald 

Emehlung einer 
2012 US 2812012115 Windencrgicanlage (WIndpark 23.08. 12 03.09. 12 keine 12.12.12 

Munderfing) 
FeslSlellungS\ erfahren 
Schwechal flugharen 3. Piste 
Errichtung und BcLricb 
.• ParalielplSlc 11 Rl29L·· u. 06.0 .12 

an BVwG 
2012 US 4812012116 ErrichlUng und Betrieb bis 07.09.12 keine 

Ubugeben 
.. Verlegung d. Landcsstr. 23.08.12 
810·· 
GenehmiJ!,unJ!,s,"erfilhren 
Allheim 

2012 US 6812012117 Errichlung eines 23.0 .12 10.09.12 keine 19.~ . 13 

Masl~enURelsl3l1es 

Neustill/M ühl kreis 

2012 US 7A12012l18 
Organismenwanderhilfe 

05.09.12 24.09.12 18.12.12 18.12.12 
Jochenslein 
Festslellungsbescheld 
Grazl\lurkraftwerk 
Emchtung und Betrieb der 

2012 US 3A12012l19 Wasscrlcraflanlage 18.10.12 3O.~ . 13 26.0 .13 
Murktan",erk Graz 
GenehmiRunRsverfahren 
Graz Gralkorn 
Errichtung und Betrieb der 

06.09.13 bis 
2012 US 1812012120 Wasserkrafianlagc Krafi""crk 

20.09.13 
18.10.12 keine 26.11.13 

Gralkom 
Genchmigungs,,·crfahrcn 
Ladendorf 
Errichtung und Betrieb des 

2012 US 3812012121 Vorhabens .. Windpark 23.10.12 13.11.12 02.07.13 02.07.13 
Ladendorf· 
GenehrruJ!un~sverfahren 

Lichtenwörth J I 
Erweiterung eancr 
Sch'lo\clnezuchlll1llage durch 

2012 US 6A120 12122 
Um· und Zubau Clnes 

27.11.12 14.12.12 keine 07.03.13 
Zuchtschwclnestalles auf Grst 
Nr. 110. 112 und 249312. KG 
Lichtenwönh 
Feststellungsverfahrcn 
KlafTer um Hochncht 

2013 US 4A1201311 
Erweiterungsma8nahmen 

20.12.12 14.01.13 keine 15 .~ . 13 Skigcblct Hochfichl 
Festslellungs' erfahren 
Millerdorf Im Mürztal 
Errichtung u Belncb einer 
Anlage zur mechanischen 

2013 US IAI201312 Aufbereitung \'on SchlllC'ken 07.01.13 17.0 1.13 kcine 28.02.13 
Genehmigungs\'erfahren I 
Antrag auf 
Festslellungs,erfahren 
Gasc:burn 

09.01.13. 
2013 US 781201313 

Errichtung und Bcmcb des 
11.01.13. 29.01. 13 k.eine 26.~. 13 Obervermunt\A.crks 11 
25.01.13 

Genehmi$!:un$!:sverfahren 
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Jahr GtoSChäl'tszahl fall 
Elngan)!l Elngan)!l ÖfTenU. Bescheid 

LRoe. US Vtrhandl2. '.m 
Pyhra IV 
Errichtung eanes 

2013 US 6B12013/4 Sch\\'cmestalles rur 500 16.01.13 06.02.13 keine 13. 12. 13 
Maslsch\\,canc 
FCSl5tcllun~s\icrfahren 

F1achau 

2013 US 481201 J/5 
SchlgeblclSC.rv.eiterung 

21.02. 13 leine 22.05. 13 F1achauwlnll 
FCS1.Slcilumzs\lcrfahren 
Göttis 11 

2013 US IB12013/6 
Erweiterung der 

I Shreddernnlage 
01.03.13 08.03.13 keine 15. 10. 13 

Fcstslc 11 u n JtS \i'crf ahren 
Tuxe.rtal 

2013 S 7A1l013n 
Erv.cllcrung Kraftwerk Zcmm-

21.03.13 02.04. 13 leine 27.06. 13 
ZllIcr 
FeslSIel lungs"rfahn:n 

I SlUhlreldt n 
ENellcrung der 

2013 US 8A1l0 13/8 Klilrteichfeldanlage 19.04.13 keine 10.07. 13 
S.uhlfclden 
FeslSlcllunRsverfahren 
Langenwang-
Rauen 

2013 US 2A1l0 13/9 
Errichtung u Betrieb einer 

26.03.13 19.04.13 keine 13.06. 13 
Erweiterung des bestehenden 
Windparlcs 
Genchnu2un2sverfahn:n 
Waldegg 

2013 US IAIlOIJlIO Änderung der genehmigten 29.04. 13 keine 30.09. 13 
Abfallbchandlun. 
KUh .. i Speicherkraftwerk 
AE 

2013 US 7B120 I 311 I Spc.chcrkraft",erk in KUh ... 19.04.13 02.05.13 keine 18.10. 13 
5 Berurungen bzgl. Anträge 
auf Akltneinslchl 
SchUtzen am Gebirge 

2013 US 3C120 I 311 2 
Umfahrung 

28.05. 13 07.06.13 keine 19.07. 13 
B50 Burgenland S.raße 
FCS15lCJlun~sverfahren 

US8B12013113 
Donau Berurung 

2013 nicht als Fall 
Organismenwandt.rhilfe 

05.06.13 o .07. 13 keine 
zurückgezog 

gC\lrcnet 
OII.nshel m-Wllhering en.12.07.13 
FeslSlCllunJ,ls\erfahren 

2013 
: Ubennmlung einer weiteren 

07.10.13 keine 
an BV .... C 

Bcrufun~ abu .. "'" 

2013 US 8B12013114 
Slchcldorf 

19.07. 13 30.07.13 keine 
an SV\4-C 

Antml'?: auf Akteneinsicht """R''''" 
froh.rn 111 

2013 US 3012013115 
Berufung gegen den Bescheid 

07.08.13 kCIßC 20.09.13 
des BMLfUW als 
Wasserrechtsbehörde 

US 6A1l01 311 6 
Lang 

2013 Mastsch"-einestall 22.07. 13 19.08. 13 keine 2.12.13 
FeslS.ellung"erfahrcn 
A ndlersdorf 

2013 US 2B120 I 3117 
Errichtung und Betrieb 

23.07.13 20.08.13 leine 09. 12. 13 
Windparlc Andlersdorf-Onh 
Genehm'2unosverfahren 
Marchreld Mille 

2013 US 2A1l0 13118 Windparlc Marchfeld Mille 09.08.13 22.0 .13 04.11.13 04.11.13 
Genehm.gun<Sverfahn:n 
Blberwi .. U 

2013 US 5A1l013119 
Errichtung eines Chalet·Hoc.eJs 

20.08.13 05.09.13 kClne 15. 10. 13 
Biberwicr 
FcslSlellunRsverfahren 
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Jahr Geschäftszahl Fall 
Eingang! Eingang! OfTenU. Bescheid 

LReg. US Verhandle. vom 
Raning 

2013 US 6B12013120 
Erri hlUng eines Slallgcbäudes 

22.08.13 20.09.13 keine 13 .12. 13 f.d_ HallUng v. Legehennen 
FCSl.Stellun~~verfahren 

Braunau am Inn 
Errichtung einer neuen 

05.09.13 
2013 US 2B120 13121 Produlctionsli nie l\J m 

06.09.13 
24.09. 13 keine 9. 12. 13 

Schmelzen vOn Aluminium 
und Gie.ßen von Wnlzbarren 
Velm·Götzendorf 

2013 US 6A120 13/22 SchweinemaslSlal[ mit 29.09.13 08.10.13 keine 06.11.1 3 
Güllcl<rubc 
Eggenburg 

2013 US 6B120 I 3123 
Neubau eines 

29.10. 13 06. 11.1 3 13. 12. 13 13. 12. 13 
$chweinemaslStaJlcs 
Festslcllun~vcrfahren 

ENDE DER ZUTEILUNGEN AN US - SENATE 
Söldtn Wasserkraftanlage: 

2013 
Z30 I.Untcrbrechungsantrag u 

().I. I 1.13 08. 11.13 
an BVli'G 

Antrng auf Be.scheiderlnssung ülHrgtben 
2. Zurtl<lcweisungsontrng 

20 13 Ebergassing 
an BVM'G 

Z 18 
Logisli.uenuum Ebergassing 13. 11.1 3 20. 11.1 3 

übt!rgt!bt!n 
Feststell un llS ven ahren 

Fügen-Bergbahn GesmbH & 
2013 

Z 12 
Co KG, Fügen; 8 EUB 25. 10.13 27. 11.13 cm BVwG 
Metzen iochbahn samt Piste ilbergeben 
Joch.rutel" 
Devolulion 

2013 
Umsetzung von ökologischen 

13. 12.13 
an BV ..... G 

Maßnahmen an der Donau im ilbtrgtlHn 
Raum Jochenslcin - Stauraum 
Aschach 
Taufkirchen an der 

an BVwG 
2013 Trattnach 23. 12. 13 

Betriebsbaue.ebiet Roit 
aber8~b~n 
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5. ABG ESCHLOS ENE UVP·VERFAHREN VOR DEM BVWG 01.01.2014 BIS 28.02.2015. 

BVwG 
Bundesverwahungsgencht 
R.publIk Ost.n.lch 

WI02 2000176 

Wt932000114 

r Fal 

I ~e: C6ae:ndorf/Umr.hnInI 
LMdstra'" 160 

I
w~n..n"'lt 
KW GurJkt AcM 

- W- ' -" - 'OOO--' -I1- • EUI ~U:t:n;xtt"'hn 

WLSS 2000191 

WJ04 200046S 

I frwetterunc e~"ndW 
kuWbH um die t-t.h"C von 

. l' 9CIO MalthühMm In Gos6or1 

l
~urce.IMSM"'~ 
ZuchtKhW~ In der 

-:====- -_ .... -
W15S 2000112 loP~ntrum E~.DroI 

WI4J 2000190 

WI412000Ial 

WI04 2000171 

WIOZ 200LS73 

OrteNUM,.,.,atMttrtWfe 

Oetetune"" 

W~lorillpe 

I l~M.utf'IefI 22'0 tv· 
. luurc 

EhW"'''''C-
Oonw-M.-<h&6hd. PeI'1. 
Hoc.:hw.sserschuUelnrid'lNnttft 
Im hueos ,-Grefft 

- w-,.-,-2OQ- lD2- 0-1 .......... W""'" 
Glns.emdorl Wut 

WI912003045 

WI0220031'4 

Wt04 2006343 

WIIJ2OO66U 

WIll2OC8l64 

W193 zooel01 

WI04 200&)" 

W t09 2OCIaot71 

Wl1S2OQU11 

WI04 ZOO"'" 

WI04 lOO99S 7 

Wi0220100S4 

Wl04 2010407 

W104 2010636 

WI09 2011421 

Wl02Ol.3n. 

Umnntunr cks IIoQu dr-a lkS 
btit~ndCf' o.m~f'twH'tes 

VMsb«, .u1 Mn ktrieb mit: 

SteintohN-

I Semmer1nC"~ neu -
0. ..... _ 

GoWspon:MIIce ~s 

I fOl'Mti 1 Ite:t'lMn A.uM 2014 Mn 

Red luI • .,.~,. 

1- ...... 
I W~"ltucMlm ... _. 

(rw.ttt.*""'1 M.S1Kh~ltW­

""-WC UI'III X. sowie w.st­
.~1Ihaftvn( um 4S9t Tin"e 

(rwr.IU:""'I de:r GewW'l'MM'll auf 

den '~. ~elOe"" ltoCnet X-Xl i .... _. 
GoI~e~ 

aM.MWMbe" c.rlberprpsw: 2-
' . IUfltil'utW'CUM: Se lOWtC 

f~WMf'lMJlI: I . 12JO Wten 

AI'"" Ab,.. Serw:c AG 

GoIfsponanaa.c likn-~ 

5.a1uc:NtraftWerkH 5ulenwatd 

EOvt 1 t .. vom 

I U 01.2014-

I 13012014 -

I 13 012014-

I 130U014" 

I 270U014" 

13 01.20101-

13 01..lOU -

I 13 01.2OU · 

F I 06 03 20'4 

I 000320" 

06 Dl 2014 

31032014 

07 ()4 2014 

21 OS 2014 

22 OS 2014 

)() OS 1014 

03062014 

I' 06 2014 

261]2014 

2702 2014 

0411.2014 

0) 01-2014 

20 02 2014 

lO_O~1" 

27 03..2014 

2101.2014 

1004..l014 

24 10..2014 

ot CM 2014 

1106..lO14 

0701lO1S 

13112014 

2609 2014 

27 102014 

1407 2014 2.012014 

-ii 07 zo~- 1007 2014 

-----~ 

2407 2014 21012014 

-~ 
)C) 07 2014 12 09.2014 

11 .. 2014 

04 ot 2014 

20 10 2014 

0310 2014 

24 10 2014 

12 12 2014 

W1.022016107 [rwc:nct\WII cks Alpe:npatb I 0701 lOts 
TurTKtMr KOtw: um 56 letten 

11 02 :tOIS 

Wl04 201.,.0 

(fT'IthtunI und ktnftl tlMS 

~W~" 
K.tUUM'lWerts Nt'" (neucurc 
VOll fe(nW"anN: wr'Id 
ete.ttrlKhmi $tfOM .,. SQndor1: 

A 16 ÜftlC'r AutobaM, Itftott" 
UN/Hwnmdlof (.t. 7) - ASt. -_. 

09 01 lO ts 

1601 201S 

, wen ~ ,m 01.01.2011. UbernorntneneAkten 

110220U 

21 01.201.S 
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AB KÜRZUNGSVERZEICHNIS 

Aarhus- Konvention 

AbI. 

Abs. 

An . 

AVG 

AWG 2002 

BGBI. 

BM 

BMLFUW 

BMVIT 

B-VG 

CCS-RL 

Übereinkommen von Aarhus über den Zugang zu Informationen. die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an EnlSCheidungsverfahren und den Zugang zu 

Gerichten in Umweltangelegenheiten amt Erklärung. BGBI. 111 r. 8812005 

Amtsblatt der EU 

Absatz 

Artikel 

Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 

Abfallwinschaftsgesetz 2002. BGBI. I r. 10L/2002 i.d.g.F. 

Bundesgesetzblau 

der/die Bundesministerln, das Bundesministerium 

BM rur Land- und Forstwinschafl. Umwelt und Wasserwirtschaft 

BM fLir Verkehr. Innovation und Technologie 

Bundes-Verfassungsgesetz 

RL 2009/3 lIEG vom 23. April 2009 über die geologische Speicherung von 

Kohlendioxid und zur Änderung der Richtlinie 85/3371EWG des Rates sowie 
der Richtlinien 2000/6O/EG, 2001/801EG. 2004135IEG. 20061 I 2lEG und 

200 /IIEG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung 
(EG) r. 101312006, AbI. r. L 140 S. 114 vom 5.6.2009 

CCS Carbon capture and storage 

Espoo-Übereinkommen Übereinkommen über die UVP im grenzüberschreitenden Rahmen, BGBI. 111 
Nr. 201/ 1997 i.d.F BGBI. IIJ Nr. 155/2001 

etc . et cetera 

EuG H Europäischer Gerichtshof 

fr. und die fonfolgenden 

GewO 1994 Gewerbeordnung 1994, BGBI. r. 19411994 i.d.g.F. 

i.d.F. / i.d.g.F. in der Fassung / in der geltenden Fas ung 

IG-L Immi ionsschutzgesetz-Luft, BGB!. I r. I 1511997 , i.d.g.F. 

IPPC-RL RL über die imegriene Vermeidung und Verm.inderung der Um­
weltverschmutzung, 2oo811IEG (kodifiziene Fassung) 

" 
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R 

RL 

u.a. 

Umwehbundesamt 

U -ECE 

UVP 

UVP-Änderungs­

richtlinie 1997 

UVP-Änderungs­

richtlinie 2003 

UVP-G 1993 

UVP-G 2000 

UVP-G-Novelle 2000 

UVP-G- ovelle 2004 

UVP-G- ovelle 2005 

UVP-G- ovelle 2006 

UVP-G- ovelle 200 

UVP-G- ovelle 2009 

UVP-G-Novelle 2011 

UVP-RL 

vgl. 

WRG 1959 

z 

ationalrat 

Richllinie 

Seite 

unter anderem 

Umwehbundesamt GmbH 

United alions Economic Comission for Europe 

UmwehvenräglichkeiLSpriifung 

UVP-Änderungsrichtlinie. RL 97/1 lIEG des Rates vom 3.3. 1997. AbI. r. L 
73 S. 5 vom 14.3. 1997 

RL 2003/35IEG des Europäischen ParlamenLS und des Rales vom 26.5.2003. 
AbI. Nr. L 156 S. 17 vom 25.6.2003 

UmwehvenräglichkeiLSpriifungsgesetz i.d.F. BGBI. r. 697/1993. bis zur 
UVP-G-Novelle 2000 

UmwehvenräglichkeiLSpriifungsgesctz. BGBI. r. 69711993 i.d.F. BGBI. I r. 
1412005 

ovelle des UVP-G. BGBI. I r. 912000 

ovelle des UVP-G 2000. BGBI. I r. 15312004 

ovelle des UVP-G 2000. BGBI. I r. 1412005 

Novelle des UVP-G-2000. BGBI. I r. 14912006 

Novelle des UVP-G-2000. BGBI. I r. 212008 

ovelle des UVP-G-2000. BGBI. I r. 712009 

ovelle des UVP-G-2000. BGBI. I Nr. 14412011 

RL 85/3371EWG des Rales vom 27.6.19 5 i.d.F. der RL 200913 lIEG. ersetzt 

durch: RL 2011192/EU des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 
13.12.2011 über die UmwehvenräglichkeiLSpriifung bei bestimmlen 
öffentlichen und privalen Projeklen (Kodifiziener Text) 

vergleiche 

WasserrechLSgesclz 1959. BGBI. r. 21511959. i.d.g.F. 

Ziffer 
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MI ISTERlUM 
FÜR EIN 
LEBENSWERTES 
ÖSTERREICH 

bmlf'uwgut 

FUR EIN LEBENS WERTES 
OSTERREICH. 
UNSER ZIEL ist ein lebenswerte Ö terreich in einem 
st.arken Europa: mit reiner Luft, sauberem Wasser, einer 
vielfältigen atur owie sicheren, qualitativ hochwertigen 
und leistbaren Lebensmitteln. 
Dafür chaffen wir die bestmöglichen Vorau etzungen. 

WIR ARBEITEN für sichere Lebensgrundlagen, eine 
nachhaltige Lebensart und verlässlichen Lebens chutz. 
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MINISTERIUM 
FÜR EIN 
LEBENSWERTES 
ÖSTERREICH bmfluw.gv.at 
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